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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Guten Morgen, meine Damen und Herren!

Die 7. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist hiermit eröffnet.

Entschuldigt sind Herr GR Dr Ulm, Herr GR WALTER, Herr GR Ekkamp und Frau GRin Kato. Irgendwie ist eine Epidemie ausgebrochen.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP-01619-2006/0001-KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Johann Gudenus gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Der Chef der Kinderfreunde hat sich – einer langjährigen FPÖ-Forderung folgend – am 22. März 2006 in den Me-
dien für einen Gratis-Kindergarten ausgesprochen. Für die Kinder mit nicht deutscher Muttersprache wäre das ein wesentlicher Schritt zur Integration. Wird die SPÖ-Wien dieser Forderung folgen?) 

Bitte.

VBgmin Grete Laska: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie haben mich gefragt, ob die SPÖ der Forderung des Chefs der Kinderfreunde folgen wird, der sich einer langjährigen FPÖ-Forderung angeschlossen hätte und den Gratiskindergarten gefordert hätte. 

Dieses ist ein klassisches Beispiel partieller Wahrnehmung. Wenn Sie - und davon gehe ich aus - die Aussendung und die Aussagen des Vorsitzenden der Österreichischen Kinderfreunde zur Gänze verfolgt hätten oder haben, dann haben Sie sicherlich gemerkt, dass er zwei Dinge besprochen hat: Das eine ist die Frage: Wie regelt Österreich den Bereich vorschulischer Bildung? Da hat er sich dafür ausgesprochen, dass es ein österreichweites Grundsatzgesetz geben sollte, das die Frage der Bildung im Kindergarten festlegt, wo es darum geht, Standards festzulegen, nicht nur qualitative, sondern auch quantitative. Da geht es darum, dass, wenn man sich die Statistiken anschaut, man bemerkt, dass es in ganz Österreich eine höchst unterschiedliche Versorgung mit Kinderbetreuung gibt. 

Und da geht es dann im Weiteren um die Frage, und das war der zweite Punkt, über den er gesprochen hat, wie sich denn die Möglichkeit für die Eltern gestaltet, ihre Kinder in Kindertagesheime zu geben. Da hat er gemeint, und das ist auch meine Meinung, dass Bildung eben nicht erst in der Schule beginnt, sondern bereits im Kindergarten und dass es daher wichtig ist zu überlegen, ob man in Zukunft den Kindergarten auch zum Bildungssystem dazu rechnet. Da ist die Überlegung von Schulpflicht und wann beginnt die Schulpflicht, und ist das letzte Kindergartenjahr unter Umständen als Übergangsjahr zu bezeichnen, was wir auch fordern, nämlich dass man keinen geraden Schnitt macht und sagt, alle Kinder, die bis Ende August eines laufenden Jahres geboren sind, sind ab dem September dieses Jahres automatisch schulpflichtig. In diesem Zusammenhang ist die Überlegung angestellt worden, ob es nicht vielleicht möglich wäre, dass sich Bund und Länder gemeinsam auch einer Neuregelung der Kosten annähern. Auch das ist eine Überlegung, der ich durchaus folgen kann. 

Sie sehen also, es ist weit mehr gewesen, als Sie hier in Ihrer Frage formulieren. Wenn wir uns diesen Grundsätzen inhaltlich annähern können, dann meine ich, dass wir einen guten Schritt in der Weiterentwicklung der Bildungspolitik tun, dann meine ich, dass wir uns einen guten Schritt dem nähern, was in vielen europäischen Ländern Standard ist, und dann glaube ich auch, dass es eine Lösung geben kann, wie es ja auch in anderen Bereichen Lösungen gibt, etwa im Schulbereich, dass Bund, Länder und Gemeinden darüber diskutieren, wie viel aus dem großen Topf des öffentlichen Budgets in Bildung investiert wird und eben nicht nur in schulische Bildung, sondern dass man bereits davon ausgeht, dass Bildung bereits beginnt, wenn Kinder auf die Welt kommen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin. 

Entschuldigen Sie noch kurz. Mir wurde gerade berichtet, dass sowohl der Kollege Hundstorfer als auch der Kollege Wagner bis 12 Uhr entschuldigt sind. Nur der Ordnung halber. (Allgemeine Heiterkeit.)

Bitte, Herr Mag Gudenus, Ihre Zusatzfrage.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke. Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Vielleicht ist es ja eine partielle Wahrnehmung der Medien, aber am 23. März des heurigen Jahres wurde derselbe Chef der Kinderfreunde in einer Tageszeitung zitiert, dass er auch dafür wäre, ein verpflichtendes Kindergartenjahr einzuführen, vor allem wegen der Sprachförderung. Was würden Sie zu dieser Forderung sagen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Ja, da sind wir genau bei dem Punkt, den ich ja vorhin angesprochen habe. Wenn man ein verpflichtendes Kindergartenjahr andenkt, dann muss man überlegen, wie man diese Pflicht regelt. Eine Möglichkeit wäre, dass man sagt, bei uns beginnt die Schulpflicht zur Zeit mit sechs und wenn man das, was früher und auch jetzt teilweise noch als Vorschuljahr gilt oder gegolten hat, also wenn man von einer flexiblen Schuleingangsphase zwischen dem fünften und siebenten Lebensjahr spricht, dann beginnt diese Pflicht mit fünf. Dann muss man aber sicherstellen, dass in ganz Österreich die nötige Infrastruktur da ist und dann muss man sicherstellen - und das ist die Regelung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden, die ich im Hinblick auf die Finanzierung angesprochen habe - und darüber nachdenken, wie man eine solche Veränderung der derzeitigen Situation auch finanzieren kann. Aus meiner Sicht geht es nicht nur um die sprachliche Förderung, wobei wir ja wissen, dass die sprachliche Förderung auch schon viel früher beginnen muss als ein Jahr vor der Schule, sondern die Bildungsaufgaben im Kindergarten sind weit mehr. Hier geht es um die soziale Kompetenz. Hier geht es um Kreativität, um Musikalität. Hier geht es um Bewegungsabläufe und Kompetenz in allen Dingen, die damit zusammen hängen. Und da geht es natürlich auch um Kommunikationskompetenz, also alles, was mit Sprache verbunden ist. Ich meine, wir tun gut daran, das weiter zu überlegen und ich würde mich freuen, wenn Sie sich diesen Überlegungen anschließen könnten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Wir haben ja schon des Öfteren im Ausschuss, aber auch im Familienforum diskutiert. Wir sprechen uns ja auch dafür aus, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist und somit dann auch gratis ist. Jetzt haben wir aber noch die gestaffelten Beiträge bei den Kindergärten und es scheinen sich Probleme bei den Selbstständigen zu ergeben, weil es so ist, dass wir hier einen Fall haben. Ich weiß, Sie hätten gerne, dass wir Ihnen die Fälle geben, nur ist der ganz frisch, und zwar dass bei einem Familieneinkommen, wo ein Selbstständiger in der Familie ist und wo monatlich 1 700 EUR dazu führen, dass sie keinen Zuschuss zum Elternbeitrag bekommen, aber auch keinen Wiener Familienzuschuss mit der Begründung, dass das eben Selbstständige sind.

Wie können Sie sich das erklären, dass für Selbstständige da offensichtlich andere Berechnungen herangezogen werden als bei Unselbstständigen?

VBgmin Grete Laska: Darf ich, Frau Vorsitzende?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ja, bitte sehr. Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Grete Laska: Zum Ersten: Ich sage, wir haben in Wien glücklicherweise die soziale Staffelung, weil wir damit sichergestellt haben, dass bereits am ersten Tag, wo Kinder in den Kindergarten kommen, also de facto schon in der Krippe und bis hinauf zu den Systemen der ganztägigen Betreuung in der Schule - damit begrüße ich auch herzlich die Elterninitiative, die sich heute offensichtlich in besonderen Maßen dafür interessiert, wie die Kinder in den Schulen und in den Kindertagesheimen betreut werden und vor allem sicher betreut werden - es darum geht, hier sozusagen eine soziale Staffelung zu haben, die nach dem Einkommen geregelt ist. Ich kenne den Fall nicht. Mir ist nicht bekannt, dass wir einen Unterschied machen, woher das Einkommen kommt, ob aus Selbstständigkeit oder aus Angestelltenverhältnissen. Aber wir werden den Fall gerne prüfen, denn wir haben ja auch erst vor kurzem die Tabelle verändert und das Einkommen, bis zu dem der Kindergartenbesuch kostenlos ist, angehoben. Sie wissen, dass wir auch berücksichtigen, ob es mehrere Kinder gibt. Daher werde ich mir diesen Fall so wie alle anderen Fälle anschauen. Sollte es hier eine Fehleinschätzung gegeben haben, dann werden wir sie korrigieren. Sollte es sich so darstellen, dass ein Irrtum auf Seiten der Eltern besteht, dann werden wir versuchen, diesen aufzuklären. 

Ich bin stolz auf diese soziale Staffelung und wir werden sie auch so lange beibehalten, so lange es nicht generell eine andere Lösung gibt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin!

Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien):

Ja, also wenn wir schon über soziale Kompetenzen reden und die Neuregelung der Kosten eben neu angedacht werden soll, dann könnte man doch auch damit anfangen, das letzte Kindergartenjahr gratis einzuführen, was ja schon lange eine Forderung von unserer Seite ist, um eben auch die Sprachbarrieren dementsprechend anzupassen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Grete Laska: Ständiges Wiederholen sichert den Unterrichtsertrag, das sage ich Ihnen noch einmal. 

Es ist relativ sinnlos, ein Jahr gratis zu machen, so wie Sie das fordern. Ich habe das schon mehrfach erklärt. Uns geht es darum, möglichst frühzeitig Kinder auch schon im Kindergarten zu haben. Das ist in Wien bei einer 97-prozentigen Auslastung der Fall. Bei den 
3- bis 6-Jährigen ist nachgewiesen, dass Kinder schon viel früher gehen. Wir haben im Bereich der Sprachförderung im Kindergarten pädagogische Maßnahmen, die das für alle, die dort sind, sicherstellen. Und Sie wissen auch ganz genau, dass beginnend mit dem kommenden Schuljahr, also ausgehend von der SchülerInneneinschreibung, im Jänner dieses Jahres eine Testung stattgefunden hat und sich zur Zeit all jene Kinder in einem besonderen Schulungssystem befinden, bei denen Sprachprobleme festgestellt wurden. Wir haben festgestellt, dass es sich dabei um Kinder mit unterschiedlichen sozialen Standards und Migrationserfahrungen handelt, das heißt, die allgemein aufgestellte These, dass nur Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache Sprachprobleme haben, stimmt nicht, sondern sprachliche Kompetenz entwickelt sich bei allen Kindern höchst unterschiedlich. Daher ist es mir aus den vielen schon vorher genannten Gründen wichtig, dieses sehr breite Angebot, das es in Wien gibt, auch in allen anderen Bundesländern zu haben. Denn ich kann nicht erkennen, welchen bildungspolitischen Unterschied es machen soll, ob ein Kind in Wien oder in Tirol zur Welt kommt und ob ein Kind in Wien oder in Tirol die Möglichkeit hat, flächendeckende Kinderbetreuungsangebote, die tatsächlich auch von ihrer Quantität, nämlich von den Öffnungszeiten und von den Angeboten her auch während des ganzen Jahres, nämlich die Frage der Schließtage betreffend, eines ist, wie es in Wien ist. Aber wir brauchen gar nicht bis nach Tirol zu schauen, wir brauchen nur nach Niederösterreich zu schauen, wo die Kindergärten während eines Jahres fast drei Monate geschlossen haben. 

Das ist eine Situation, die mitbedacht werden muss, wenn man darüber nachdenkt, erstens, welches Angebot pädagogisch wertvoll ist, also einer Bildungseinrichtung entspricht, zweitens, welches Angebot für die Eltern leistbar ist und drittens, welches Angebot tatsächlich qualitativ und quantitativ so hochwertig ist, dass es auch arbeitsmarktpolitisch jene Effekte hat, die wir in Wien ja erkennen, denn in Wien gibt es die höchste Frauenbeschäftigungsquote. Auch das ist ein Signal in die Richtung, dass wir mit unserem Weg auf dem richtigen sind.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin!

Die 4. Zusatzfrage hat Herr Kollege Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja, guten Morgen, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Wenn man von einem gratis und verpflichtenden Kindergartenjahr spricht, dann gibt es ja zwei Voraussetzungen, wie wir jetzt gehört haben. Die eine Voraussetzung ist ein flächendeckendes Angebot und die andere ist natürlich die Finanzierung. Wenn man den Debatten zu diesem Thema hier im Haus folgt, dann hat man immer wieder den Eindruck, dass beides grundsätzlich einmal überall in Österreich gegeben ist, nur Wien hinkt da irgendwie nach. Wir haben heute hier aber auch schon gehört, dass das ein bissel anders ist und es sehr wohl große Unterschiede zwischen den Bundesländern gibt. 

Wenn es die gibt, was wären die Voraussetzungen, damit es hier eine bundesweite Angleichung gäbe, beziehungsweise ist es international in solchen Ländern, wo es Kindergartenangebote flächendeckend gratis gibt, auch je nach Bundesland ganz unterschiedlich - in manchen gibt es das halt gar nicht und die haben zu Mittag zu und in manchen schon - oder gibt es da bundesweite Regelungen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Also in jenen Ländern, die gerade im Kleinkindalter vorbildlich sind, gibt es natürlich ein flächendeckendes Angebot, denn dort ist die quantitative Ausstattung ein bildungspolitisches Signal. Das heißt, dort hat man erkannt, dass Bildung bereits im frühkindlichen Alter beginnt und dort hat man ganz bewusst eine flächendeckende Versorgung mit Kindergärten sichergestellt. In vielen dieser Länder gibt es in der Zwischenzeit bereits das, was wir jetzt in Wien machen - einen Bildungsplan für die Kindergärten erstellen - und dort ist auch von der staatlichen Seite her dieser Wille dokumentiert, dass eine bestimmte Summe des Gesamtbudgets für diese Bildungsaufgabe bereitgestellt wird und damit ist, egal wo in Dänemark man sich befindet, das Angebot für alle gleich. Es ist also eines, das man als flächendeckend gleichwertig bezeichnen kann. Und das ist der große Unterschied. Das heißt, was wir dringendst brauchen würden, wenn man dieses Thema ernst nimmt, ist - und ich bin da wirklich zuversichtlich, denn zuletzt hat ja auch der Herr Minister Bartenstein gesagt, dass er erkannt hat, wie wichtig dieses Thema gerade im Bereich der Beschäftigung ist -, dass man zuerst einmal mit dem Ausbau beginnt, aber gleichzeitig natürlich auch überlegt, welche Maßnahmen man setzen muss, dass dieser Ausbau dann in weiterer Folge tatsächlich von allen genützt wird. Aber auch die finanzielle Frage muss bis dahin gelöst sein.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin!

Die letzte Zusatzfrage ist vom Herrn Mag Gudenus.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Wir haben auch das Thema Integration und Überwindung von Sprachbarrieren besprochen. Es ist ja ein Faktum, dass wir in den Wiener Volksschulen über 40 Prozent Schüler nichtdeutscher Muttersprache haben, in manchen Klassen über 90 Prozent und in den Pausen die Schüler deutscher Muttersprache oftmals an den Rand gedrängt werden, weil sie die fremden Sprachen eben nicht beherrschen.

Was halten Sie eigentlich von der in Berlin schon umgesetzten und von uns geforderten Variante, ein Deutschgebot in den Schulpausen einzuführen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich lade Sie gerne ein, mit mir gemeinsam in einer Schule einen Test zu machen. Gehen wir von drei Schulstandorten aus. Wir gehen in drei Schulstandorte. Sie besuchen die Klassen oder wir beide besuchen die Klassen mit verbundenen Augen, nehmen dort am Unterricht teil und hören zu und Sie sagen dann, was Sie schätzen, wie viele Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache sich in den Klassen befinden. Und wenn Sie nach diesem Test dann noch immer dieser Meinung sind - das mit den unterschiedlichen Prozentzahlen in den Schulen möchte ich ja gar nicht widerlegen, weil sie stimmen, es ist nur nicht alles, was nichtdeutscher Muttersprache ist, gleichzeitig mit wirklichen Sprachproblemen verbunden -, dann können wir gemeinsam überlegen, welche weiteren Schritte gesetzt werden müssen.

Wir haben mit dem Schritt, den wir jetzt machen, nämlich der Sprachschulung vor Schuleintritt, begonnen. Wir werden sehen, welche Auswirkungen das im Herbst hat. Wir haben glücklicherweise erreicht, dass Wien ab Herbst 111 weitere Lehrerinnen und Lehrer gerade für die Förderung der Sprachkompetenz bekommt. Das ist dringend notwendig gewesen, weil wir hatten das ja bis zum Jahr 2000. Jetzt bekommen wir zumindest einen kleinen Teil wieder.

Wie gesagt, es ist die sprachliche Entwicklung im frühkindlichen Bereich etwas, das für alle Kinder gilt. Und alles, was dazu beiträgt, dass die Sprachenvielfalt einerseits als Chance erkannt wird - und ich mache hier keinen Unterschied zwischen den Sprachen - und auf der anderen Seite die Förderung aller Kinder im Vordergrund steht, ist etwas, was ich als Zielsetzung teilen kann und das geschieht in unseren Schulen auch mit den Möglichkeiten, die wir jetzt im Moment haben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin.

Wir kommen daher zur 2. Frage (FSP-01623-2006/ 0001-KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Stadträtin Laska hat im Juni 2000 den Start der Planungs- und Bauvorbereitungsarbeiten für die Generalsanierung der Volks- und Hauptschule im 3. Bezirk, Hegergasse 20/Kleistgasse 12/Kölblgasse 23 angekündigt, stattgefunden hat sie nicht. Mittlerweile ist fraglich, ob die Sicherheit der SchülerInnen und Lehrer-
Innen dort noch gewährleistet ist. Wann wird die Generalsanierung des Pflichtschulgebäudes im 3. Bezirk, Hegergasse 20/Kleistgasse 12/Kölblgasse 23 durchgeführt?) 

Ich bitte um Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Bevor ich zur Beantwortung der eigentlichen Frage komme, ein paar Vorbemerkungen: Erstens ist von meiner Seite her völlig unmissverständlich festgestellt: Diese Schule ist in einem Zustand, der ein Schandfleck ist und eigentlich auf einem Niveau, wie wir es uns nicht wünschen, und das einer Stadt, in der die Ausbildung der jungen Leute erfolgt, nicht würdig ist. Das stelle ich gleich vorab fest und es tut auch keinen Abbruch, dass die Experten mich davon informiert haben, dass keine Gefahr für die Sicherheit besteht, nicht zuletzt aufgrund dessen, dass hier Maßnahmen getroffen wurden. Diese Maßnahmen gewährleisten zwar die Sicherheit, aber das ändert nichts an dem Charakter des von mir soeben auch kritisierten Zustands dieser Schule. 

Ich will aber auch auf der anderen Seite nicht den Eindruck erwecken, es sei in den letzten fünf Jahren nichts passiert, denn wie Sie gemäß Gemeinderatsbeschluss mindestens ebenso gut wissen wie ich, sind rund 120 Millionen EUR in die Sanierung von Schulen gesteckt worden. Und da würde ich sagen, das ist nicht nichts, was hier getan wurde, wiewohl und anhand des konkreten Beispiels aus der Frage heraus zu erkennen ist, dass dies nach wie vor nicht genug dabei ist. 

Diese Schule und ihr Beispiel allerdings hat da eine bestimmte Genesis. Es war diese Schule in den Planungen drinnen, die für die Generalsanierung auch vorgesehen war. Aber wie es gelegentlich in der Stadt so vorkommt, hat der Bezirk seine Meinung geändert, so wie das auch bei anderen Projekten gelegentlich der Fall ist, und hat da die Auffassung vertreten, nicht zuletzt im Hinblick auf die perspektivischen Entwicklungen auf den Aspang-Gründen, dass ein Schulneubau in Erwägung zu ziehen ist. Dass dies einer bestimmten Prüfung unterzogen werden muss, liegt aus meiner Sicht auf der Hand. Da stellt sich nun neben den Sicherheitsfragen und Fragen dessen, wie eine Schule auszuschauen hat, in der Lehrer und Schüler auf heutigem Niveau und auf heutigem Standard die Ausbildung der jungen Leute machen können, die Frage auch der Wirtschaftlichkeit. Das ist eine Abwägungssache. 

Was ich nun meinen würde, ist, dass auch solche Prüfungen ein Ende haben sollen. Und ich sage da hier vorab: Ich möchte, dass die Entscheidung, ob diese Schule generalsaniert oder neu gebaut wird, noch vor dem Sommer getroffen wird, sodass Lehrer, Eltern und Schüler rechtzeitig informiert werden können, bevor sie in die Sommerferien gehen, wie es mit dieser Schule weitergeht.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

1. Zusatzfrage, Frau Kollegin Jerusalem, bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Zunächst, Herr Bürgermeister schätze ich das sehr, dass Sie heute als Erster klare Worte zu dem baulichen Zustand der Schule gefunden haben. Schon wenn man sich auf die Schule zubewegt und sieht, wie da der Verputz abbröckelt, Mauerstücke heraus gebrochen sind, sich ein Riss durch die Schulfront zieht und unten ein Holzgang hingebaut wurde, um den Gehsteig zu sichern, damit die Schüler auch sicher sind, und wenn man dann auch noch weiß, dass in der Schule Verputz runterkommt, die WC-Anlagen kaputt sind, die Fenster nicht mehr geöffnet werden dürfen und so weiter und so fort, dann kann man nur zu der Meinung kommen, dass das eine Zumutung für alle ist, die sich da drinnen aufhalten und dass das so nicht sein darf. Ich bin daher über Ihre klaren Worte diesbezüglich sehr froh. Die Eltern und die LehrerInnen warten jetzt wirklich schon sehr lange, denn im Jahr 2000 war die Generalsanierung versprochen, im Jahr 2000 war sie sogar schon ausgeschrieben, und dann kam nichts. Die Eltern sprechen sich auch dafür aus, dass dieser Standort beibehalten wird. 

Jetzt möchte ich zwei Vorschläge machen:

Erstens, dass die Eltern (GR Kurth-Bodo Blind: Zur Frage! Zur Frage bitte!) das Gutachten, dass dort keine Gefahr mehr droht, auch erhalten. Sie sollen das in die Hand bekommen, weil warum auch nicht? Wenn es so ein Gutachten gibt, warum sollen sie es nicht bekommen? Das ist mein erster Vorschlag. 

Zweitens, dass man die SchulpartnerInnen in diese Frage, soll der Standort verlegt werden oder nicht, einbezieht. (GR Christian Oxonitsch: Können Sie zur Frage kommen? Kommen Sie zur Frage!) Für die Kinder, die im Fasanviertel wohnen, ist das ein sehr viel weiterer Schulweg und außerdem gehen die jetzt in die Schule und wer weiß, wann die Schule neu gebaut wird? Da kursiert das Jahr 2016 für einen Neubau dieser anderen Schule! Die können ja jetzt nicht in dieser, ich sage es jetzt einmal gemein, "Bruchbude" drinnen bleiben, ja. (GR Kurth-Bodo Blind: Zur Frage!)
Daher ist meine Frage an Sie: Können Sie sicherstellen, dass die Eltern das Gutachten bekommen und in die Diskussion darüber, wo die Schule hinkommt, miteinbezogen werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal: Ich weiß nicht, ob es ein Gutachten gibt. Ich habe auch jetzt nicht davon gesprochen, sondern ich habe... (GRin Susanne Jerusalem: Ja, ja!) Ich weiß es nicht, ob es das gibt. Ich habe nur davon gesprochen, dass mir die Baufachleute - bekanntlich bin ich ja keiner - gesagt haben, dass mit den Maßnahmen, die gesetzt wurden, die Sicherheit gewährleistet ist. Das ist einmal die primär wichtigste Frage, die hier zu stellen ist. 

Natürlich ist diese Schule schon von außen in einem Zustand, den man normalerweise nur gewohnt ist, wenn man sich verschiedene Bundesgebäude in Wien vergegenwärtigt, die auch in einem ähnlichen Zustand sind, (GR Dr Matthias Tschirf: Nein! Nein! Das stimmt ja nicht! – Aufregung bei der ÖVP.), wo man auch nur durch Unterführungen da unten durchgehen kann. (VBgmin Grete Laska zu GR Dr Matthias Tschirf: Wollen Sie die Liste haben?) Also mich freut das nicht und es ist auch keine angenehme Situation (VBgmin Grete Laska: Wollen Sie die Liste haben? – GR Dr Matthias Tschirf: Ja bitte!), jetzt dastehen zu müssen und dazu zu sagen, es ist - (Weitere Aufregung bei der ÖVP.) Darf ich? (GR Dr Matthias Tschirf: Ja bitte!) Bitte. - in einem nicht zumutbaren Zustand. Also ich weiß nicht, ob es dieses Gutachten gibt. Wenn es eines gibt, dann habe ich selbstverständlich überhaupt nichts dagegen, dass es auch entsprechend zugänglich gemacht wird. 

Was nun die Frage des Standortes selbst betrifft, so bin ich völlig überzeugt davon, dass die Schulpartner in eine solche Diskussion miteingebracht wurden. Aber ich kann natürlich nicht hergehen und sagen, ich nehme in der Causa einer Garage zur Kenntnis, dass ein Bezirk seine Meinung ändert und ersuche dem durch geeignete Vorschläge entsprechend Rechnung zu tragen und in der Causa einer Schule sage ich, mich interessiert eigentlich nicht, was der Vorsteher oder was der Bezirk dazu meint, ich höre in dieser Causa ausschließlich auf die Schulpartner! Das geht nicht. Aber ich bin vollkommen überzeugt davon, dass natürlich Eltern und Lehrer und ebenso Schüler miteinbezogen werden, wobei es mir völlig einsichtig ist, dass man natürlich den jetzigen Standort vorzieht, denn darauf ist man letztendlich auch eingestellt, was die Einschreibung betrifft, was die Wohnnähe und Ähnliches betrifft. Das verstehe ich ja durchaus alles. Ich bitte aber kehrum auch um Verständnis dafür, dass Fragen der Wirtschaftlichkeit dabei auch eine gewisse Rolle zu spielen haben.

Eines kann ich hier jedenfalls mit Sicherheit versprechen: Diese Entscheidung, die vor dem Sommer, also vor der Sommerpause, vor den Sommerferien zu fällen ist, hat natürlich auch zu berücksichtigen entweder so rasch als möglich Sanierungsbeginn oder so rasch als möglich Neubau, damit diese Zeit, die man in dieser Schule im derzeitigem Zustand dann noch verbringen muss, möglichst kurz ist. Dafür werde ich mich mit Sicherheit auch verwenden und einsetzen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. 

Die 2. Zusatzfrage ist vom Herrn GR Dr Aigner gestellt.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Die Frau Vizebürgermeisterin hat bei der ersten Fragebeantwortung beklagt, dass es immer wieder Wiederholungen gibt und die gleichen Themen immer wieder kommen. Auch der Zustand unserer Pflichtschulen in Wien ist Gegenstand immer wiederkehrender Fragen und Anträge. 

Um diese Wiederholungen zu vermeiden, gibt es zwei Möglichkeiten: Die Ihnen wahrscheinlich liebere Variante ist, dass wir nicht mehr fragen und keine Anträge stellen. Ich glaube, die im Interesse der Kinder und der Eltern liegende Variante ist, dass Sie hier einfach Ihren Pflichten nachkommen. 

Deswegen möchte ich wegen des erbärmlichen Zustands im 3. Bezirk schon auch diese Frage an Sie richten: Nehmen Sie diese gehäuften Vorkommnisse - und das ist ja kein Zufall mehr, sondern das ist ja eine Kette und der Zustand der Schulen ist offenkundig so schlimm, dass Sofortmaßnahmen notwendig sind, um die Sicherheit zu gewährleisten - jetzt zum Anlass, sich mit Ihren Beamten, aber auch mit den anderen Parteien und mit den Bezirken zusammenzusetzen, um der legitimen Forderung nach einem Generalsanierungsplan, der ja jetzt ganz offenkundig notwendig ist, zum Durchbruch zu verhelfen, weil es, glaube ich, wenig bringt, dass wir die Verantwortung zwischen Stadt und Bezirken hin- und herschieben? Es kann doch einfach nicht sein - und ich darf da auch aus einer Anfragebeantwortung oder einer Antragsbeantwortung zitieren -, wenn sich im Zuge von Sicherheitsüberprüfungen die Notwendigkeit von Sofortmaßnahmen ergeben, dann werden diese unverzüglich gesetzt. Weitergehende Informationen möchte man aber nicht geben, weil man unnötige Beunruhigungen vermeiden will. 

Also das kann es doch wirklich nicht sein! Und ich glaube, Sie geben ja alle selber zu, dass hier ein Generalsanierungsplan notwendig ist. 

Daher die Frage: Kommt jetzt so ein Generalsanierungsplan oder kommt er nicht? Wenn Sie heute Ja sagen, dann kann ich den diesbezüglichen Wiederholungsantrag gerne zurückziehen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich weiß nicht, wie Sie auf die Idee kommen, dass es mir nicht recht wäre, dass Sie solche Anfragen, Anträge oder sonst etwas stellen? Ganz im Gegenteil! Es ist mir ungeheuerlich recht, wenn Sie das tun, weil Sie jedes Mal... (Heiterkeit bei der FPÖ.) Es ist mir ungeheuerlich recht, weil Sie jedes Mal aufs Neue darauf hinweisen, was Sie nicht wissen und womit Sie sich nicht beschäftigen und womit Sie sich nicht auseinander setzen. Ich meine, mir ist das im Prinzip sehr recht, so wie Sie das tun. Ob Ihnen das auch so recht sein kann, das weiß ich nicht, aber das ist Ihre Angelegenheit. Das müssen Sie selbst wissen. 

Eines möchte ich Ihnen allerdings schon mit auf den Weg geben, so als eine kleine Erinnerung, weil Sie damals dem Haus auch noch nicht angehört haben, aber es sind noch einige aus Ihrer Fraktion da, die sich an den Beginn der Diskussion über die Dezentralisierung erinnern können: 

Es war gerade auch Ihre Fraktion, die größten Wert darauf gelegt hat, dass sich die Dezentralisierung entsprechend entwickelt, dass die Dezentralisierung auch eingeführt wurde und sich auch entsprechend entwickelt. Aber die Dezentralisierung bitte ist nicht ein Vertrag von Sonntagsreden. Das ist keine Rosinenpolitik. (Aufregung bei der ÖVP.)
Wir haben uns damals dazu entschlossen, dass die Frage der Erhaltung der Pflichtschulen in die Bezirkskompetenz übergeben wird und daher ist sie auch dort und ist dort auch wahrzunehmen und wird in 95, 96 Prozent der Fälle in der Tat auch wahrgenommen. Da hat das Zentralbudget der Stadt auch einiges mitgeholfen, dass zusätzlich zu den Bezirksbudgets, die ja eigentlich auch das Budget für die Schulerhaltung dezentralisiert zugewiesen bekommen haben, in der Lage sind, diese Aufgaben auch entsprechend zu erfüllen. Das ist mit Gemeinderatsbeschluss festgelegt worden und es war nicht wenig, was hier aufgestockt wurde! Und selbstverständlich bin ich bereit, mit den Bezirken auch Gespräche darüber zu führen, dass hier zusätzliche Mittel in noch größerem Ausmaß zur Verfügung gestellt werden, damit die Bezirke ihre Aufgabe auch entsprechend erfüllen können. 

Aber die Bezirke von ihrer Aufgabe zu entbinden - da stellen Sie die Dezentralisierung grundsätzlich in Frage. Auch darüber können wir reden. (Aufregung bei der ÖVP.) Ich bin ohnehin der Auffassung, dass die Aufgabenverteilung aus der Dezentralisierung heraus valorisiert gehört.

Aber stellen Sie die Dezentralisierung grundsätzlich in Frage, tun Sie das, dann werden wir auch darüber reden. Aber wenn dieses Gesetz nicht zuletzt auch mit Ihren Stimmen so beschlossen wurde, wie es ist, so haben wir uns daran zu halten. Das gilt auch für unangenehmere Aufgaben so wie im gegenständlichen Fall. (Weitere Aufregung bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister! 

Bevor ich dem Kollegen Mag Jung das Wort gebe, bitte ich die Kolleginnen und Kollegen, sich an die Geschäftsordnung der Fragestunde zu halten. Fragen zu stellen und die Zusatzfragen dürfen nicht länger als zwei Minuten sein. 

Bitte, Kollege Jung. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber bei der ersten Fragen waren Sie nicht so pingelig, ja!) 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, das kommt darauf an. Bei den GRÜNEN wird es anders gehandhabt als bei den Freiheitlichen!

Herr Bürgermeister, ich werde versuchen, mich kurz zu fassen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Es war eine allgemeine Formulierung und nicht gegen Sie gerichtet. 
GR Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): Danke! Die Kollegin Jerusalem hat vorhin sehr anschaulich den Zustand der Schulen geschildert. Ich brauche ihn nicht zu wiederholen. Wer die Fernsehberichte gesehen hat, hat gesehen, hier fällt wie in vielen Bereichen, in denen die SPÖ die Verantwortung hat, der Verputz von den Wänden und drunter kommen die Risse zum Vorschein. Leidtragende sind halt in dem Fall die Schüler und nicht die zuständigen verantwortlichen Funktionäre. 

Und das Schlimme ist, dass sich anscheinend der Geist dieses Zudeckens und Obendrüberpinselns und Verputzens sich noch immer nicht ganz geändert hat. In den Fernsehnachrichten gestern wurde die Position der Verantwortlichen nicht nur wie folgt dargestellt: Es ist ohnehin keine Gefährdung der Schüler gegeben, die Zugänge sind gesichert. Das ist, glaube ich, etwas zu wenig, wenn man sich das anhört, denn das erinnert an die Stellungnahme des Pariser Polizeipräsidenten nach den Sommerunruhen im vorigen Jahr, der gesagt hat: Normalzustand, wir können uns beruhigen, es haben eh nur 90 Autos gebrannt. Also das kann nicht das Denken der verantwortlichen Beamten in dem Bereich sein. 

Aber das Grundproblem liegt darin, dass man die Schulen an die Bezirke oft in einem sehr schlechten Zustand und mit zu mangelhaften Mitteln, um die Erhaltung zu betreiben, übergeben hat. Jeder, der mit Gebäuden zu tun hat, weiß, man braucht in etwa 2 bis 3 Prozent pro Jahr, um es zu erhalten.

Deswegen meine Frage, Herr Bürgermeister: Ist die Stadt Wien gewillt, höhere Mittel als bisher und zwar beträchtlich höhere Mittel, die in einem Verhältnis zum Wert der Gebäude stehen, an die Bezirke weiterzugeben, um diesen die Möglichkeit zum ordnungsgemäßen Erhalt der Schulen zu geben?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Ich weiß nicht, welche selektive Wahrnehmung Sie haben, denn in den gestrigen 19 Uhr-Nachrichten oder in den Wien-Nachrichten hat gerade die Frau Vizebürgermeister das diametrale Gegenteil von dem gesagt, was Sie gerade gemeint haben und sehr genau das, was ich auch als meine Meinung nunmehr kundgetan haben. Darauf möchte ich Sie wirklich nur aufmerksam machen. 

Natürlich ist Sicherheit zunächst - und ich sage, für eine möglichst kurze Übergangszeit - eine zentrale Frage und entbindet mit Sicherheit nicht von der Aufgabe, Schulen grundsätzlich in einen Zustand zu bringen, der dem 21. Jahrhundert entsprechend würdig ist und nicht dem 19. Und das tun wir auch. Denn anders wäre es ja nicht erklärbar, dass in den letzten fünf Jahren 120 Millionen EUR in diese Sanierung der Schulen entsprechend gesteckt wurde. Also darauf möchte ich nur hinweisen, nur für den Fall, dass man nun wieder auf die Idee kommt und sagt, da ist überhaupt nichts passiert und alle Schulen brechen zusammen und das ganze Schulwesen ist kaputt. Das ist natürlich ein Unsinn. 

Das ist genauso übertrieben, als ob die SPÖ sagen würde: Na, es ist eh alles in Ordnung und wir brauchen gar nichts mehr tun. Das eine ist falsch und das andere ist falsch. Auf das sei schon auch hingewiesen. 

Also ich denke, wir haben eine gute Aufgabe vor uns. Das wollen wir tun. Wir haben in der Vergangenheit einen Zentraltopf eingerichtet, Herr Gemeinderat, der entsprechende Mittel da dazu schießt. Wir werden uns in Gesprächen mit den Bezirken überlegen, wie wir das noch zusätzlich tun können, damit dieses Restsanierungsprogramm, wenn man so sagen will, möglichst rasch auch erledigt werden kann. Es ist im Interesse der Kinder, der Eltern, sowie nicht zuletzt auch des Baunebengewerbes und des Baugewerbes, denn es ist ja auch nicht ganz uninteressant, was sich in diesen Bereichen abspielt. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister! 

Frau Kollegin Jerusalem bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! Gefahr war natürlich, nur zur Information, schon in Verzug, denn es wurden dort bereits vor vier Monaten acht Räume gesperrt, um die Decken zu richten und auf den Kindergarten, der in der KMS untergebracht ist, trifft das derzeit zu. Deswegen ja auch die große Beunruhigung der Eltern an dieser Schule. 

Ich möchte jetzt noch einmal auf die Kinder zurück kommen, weil Sie versprochen haben, es wird nur noch einen kurzen Zeitraum geben, in dem die Kinder in diesen Räumen und dieser desolaten Schule sein müssen, dann wird entweder saniert oder neu gebaut.

Kann man das konkretisieren? Kann man sagen, die Kinder werden maximal so viele Wochen oder Monate noch in dieser Schule, in diesem Zustand sein müssen und dann wird wirklich alles tipptopp hergerichtet? Wie lang kann das maximal dauern, weil kurz sehr relativ ist, ja? Ich glaube Ihnen das schon, nur was ist kurz? Also wenn das 2000 schon versprochen war und jetzt haben wir 2006, so ist das für mich sehr lang. Ein Jahr wäre auch noch lang, aber was ist kurz?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich habe einmal versucht, Ihnen für diese Zeit, für diese sechs Jahre, die Sie zurecht als lang bezeichnen, eine Begründung zu geben, warum es diese Zeit gedauert hat: Weil sich die Meinung des Bezirks geändert hat. Jetzt ist das ja nicht mehr der Fall oder ist aufzulösen. Ich bin kein Baumensch, irgendein Baumeister, ich bin nicht einmal ein Hausplaner. Ich weiß jetzt nicht, wie lange Planung und Bauzeit oder Renovierungszeit dauern. 

Was ich Ihnen versprechen kann, ist - und dafür fühle ich mich sehr wohl zuständig -, nämlich gemeinsam mit der zuständigen Stadträtin, der Frau Vizebürgermeisterin, möglichst rasch und das heißt vor dem Sommer eine Entscheidung herbei zu führen, ob saniert oder ob neu gebaut wird. Wenn saniert wird, eine Generalsanierung, dann gehe ich einmal davon aus, dass es bei Generalsanierungen so ähnlich ist wie bei Wohnhaussanierungen. Da ist mit Sicherheit eine eingeschränkte Nutzung möglich, sodass da ab Beginn der tatsächlichen Bauarbeiten diese eingeschränkte Nutzung nunmehr vorliegt. 

Aber ich bitte Sie wirklich um Verständnis dafür, ich kann Verantwortung dafür übernehmen, was auch die kurze Zeit für den Entscheidungsablauf betrifft, aber nicht für den Planungs- und Bauablauf nachher. Das müssen die Experten machen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister.

Die 3. Frage (FSP-01616-2006/0001-KVP/GM) wurde von Herrn GR Dr Wolf gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Wann erfuhren Sie als Stadtrat für Kultur und Wissenschaft erstmals von den wachsenden Schulden des Volkstheaters?) 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Nachdem es heute auch zahlreiche Besucherinnen und Besucher auf der Galerie gibt, sage ich nur dazu, dass diese Anfrage das Volkstheater betrifft. Der Herr GR Wolf will von mir wissen, wann ich zum ersten Mal von den Schulden des Volkstheaters erfahren habe.

Die Antwort darauf ist sehr einfach: Zum einen ist es natürlich nicht so dramatisch, wie diese Anfrage insinuiert. Es handelt sich nicht um Schulden, sondern um ein bilanzmäßiges Minus. Der Unterschied ist ein erheblicher, weil ich Schulden wo habe und dafür Zinsen zahlen muss. Ein bilanzmäßiges Minus ist etwas, was sich in der Bilanz ausweist und sich unter anderem dadurch ergibt, dass man erhöhte Rückstellungen für Pensionen zahlen muss. 

Aber wie auch immer, ich wurde davon Anfang Februar von den zuständigen Organen der Volkstheaterstiftung und der Geschäftsführung informiert.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Zusatzfrage, bitte, Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Bei den Lohn- und Gehaltserhöhungen, die laut Kollektivvertrag fällig wären, handelt es sich um vorhersehbare kalkulierbare Zahlungen. Warum wurden diese Mehrkosten nicht vorab entsprechend budgetiert?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! Das müssen Sie die Geschäftsführung fragen. Ich bin nicht die Geschäftsführung des Volkstheaters und auch nicht Mitglied eines der Organe, die das zu kontrollieren haben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Nächste Zusatzfrage, Kollege Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat! Ich lese da gerade in einer Zeitung, dass Herr Morak sagt, er hat mit dem Volkstheater nichts zu tun, außer, dass er dort einmal Theater gespielt hat.

Wie sehen Sie die Geschichte und hoffentlich auch die Zukunft der Zusammenarbeit zwischen Bund und Wien?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Na ja, Herr Gemeinderat, die Sache ist natürlich so, dass das Volkstheater, so wie im Übrigen auch das Theater in der Josefstadt, seit jeher, nicht zuletzt auf Grund eines Vertrages zwischen Bund und der Stadt Wien, gemeinsam zu finanzieren sind, das heißt, dass es eine Hälftefinanzierung beider öffentlicher Subventionsgeber immer gegeben hat. Das wurde auch grosso modo bis zum Jahr 2000 so beibehalten, nicht zuletzt – noch einmal – auf Grund eines Vertrages, eines Stadtvertrages zwischen dem Bund und der Stadt. Es hat dann die jetzige Bundesregierung in beiden Fällen, nämlich sowohl im Fall der Josefstadt als auch im Fall des Volkstheaters, ihre Zuwendungen um ein Erhebliches reduziert und das, wohlgemerkt, ohne es vorher anzukündigen oder auch nur das Gespräch zu suchen. So kam es, dass die Finanzierungen, die bis zum Jahr 2000 mit jeweils in etwa 5,3 Millionen EUR Bund, 5,3 Millionen EUR Stadt anzusetzen waren, ab dem Jahr 2000 so ausgesehen haben, dass die Stadt ihren Beitrag auf etwa 5,7 Millionen EUR erhöht hat und der Bund seinen Beitrag auf 4,6 Mil-
lionen EUR reduziert hat. Dieses Minus von knapp 700 000 EUR, damals 10 Millionen ATS, schlägt sich natürlich zu Buche. Und wenn das Jahr für Jahr stattfindet, dann kann man sich vorstellen, dass das Volkstheater auf Dauer natürlich untersubventioniert ist. Das ist das eine.

Das Zweite ist, dass das Volkstheater jedenfalls noch vor meiner Zeit als amtsführender Stadtrat in eine Stiftung umgewandelt wurde. Damals gab es diesbezüglich auch die Zustimmung des zuständigen amtsführenden Stadtrates für Kultur Dr Peter Marboe, wie erinnerlich, von der ÖVP. Es wurde eine Stiftung eingerichtet, die klaglos funktioniert hat. Jedenfalls habe ich bisher keine anderen Rückmeldungen erhalten. In dieser Stiftung sind selbstverständlich auch Vertreterinnen und Vertreter des Bundes drinnen. Also auch das stimmt nicht, was der Staatssekretär in einem Zeitungsinterview sagt. Es gibt eine persönliche Vertreterin beispielsweise im Stiftungsbeirat. Und die Herren Taus und Hochleitner sind ja auch nicht gerade Unbekannte, weder im Wirtschaftsleben noch sind sie unbedingt der SPÖ zuzurechnen, um das einmal so zu sagen, was bei einem ehemaligen ÖVP-Parteiobmann überhaupt ja auch ein bisserl komisch wäre. 

Darüber hinaus muss auch auf eines hingewiesen werden: Der Herr Staatssekretär hat selbstverständlich größten Wert darauf gelegt, bei den wichtigen Entscheidungen, also zum Beispiel bei den Personalentscheidungen über die künstlerische Leitung, insbesondere über die Bestellung des Herrn Schottenberg, gleichberechtigt beteiligt zu sein. Das haben wir selbstverständlich auch so gemacht. Ich halte es daher für, gelinde gesagt, inkonsequent, zuerst bei allen Entscheidungen mit dabei zu sein, auch bei den Organentscheidungen mit dabei zu sein, selbstverständlich Vertreter des Bundes in den Gremien zu haben, und dann zu sagen: Wir haben damit nichts zu tun und im Übrigen zahlen wir nur ein Drittel. Also es ist leider symptomatisch, es ist nicht ein Einzelfall oder der einzige Fall, wie hier vorgegangen wird. Aber ich halte es für symptomatisch, wie hier bei den Kultureinrichtungen in der Bundeshauptstadt von Seiten des Bundes vorgegangen wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Die 3. Zusatzfrage, Herr Mag Stefan.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Das Volkstheater hat uns ja schon mehrfach beschäftigt. In erster Linie ist es immer wieder darum gegangen, dass Michael Schottenberg hauptsächlich die Provokation liebt, den roten Stern aufs Volkstheater setzt, den Sie als 5 V bezeichnen - aber da könnte man ja philosophieren, wie sich andere Symbole vielleicht zusammen setzen -, und sich nicht an Gesetze halten will, den Denkmalschutz nicht beachtet und so weiter. Jetzt stellt sich offensichtlich ein künstlerisches Debakel ein. Wenn die Besucherzahlen so dermaßen zurück gehen, ein wirtschaftliches noch zusätzlich.

Meine Frage: Bereuen Sie es mittlerweile, Schottenberg zum Direktor gemacht zu haben?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich kann das sehr leicht beantworten: Nein. Das ist auch der Inhalt meiner Antwort. Ich sage Ihnen nur darüber hinaus: Selbstverständlich wäre ich als Kulturstadtrat schlecht beraten, wenn ich mich jeweils nach kürzestfristigen Stimmungen richten würde. Michael Schottenberg ist ein ausgewiesener Theatermann und hat in dieser Stadt seit langem wirklich hervorragendes Theater gemacht. Es haben alle, ich glaube auch Sie, am Beginn, als Michael Schottenberg Direktor wurde, dem mehr oder weniger freudig zugestimmt. Es gab jedenfalls keine Kritik daran. Michael Schottenberg hat einen eigenen Kurs, eine eigene Linie in das Theater gebracht. Dass Ihnen die vielleicht nicht so zusteht und dass Sie die nicht so freudig annehmen, ist Ihnen unbenommen. Wir, glaube ich, stimmen aber darüber überein, dass es nicht darum geht, dass man Theater macht, das einer politischen Gruppierung passt oder nicht. Er hat einen gewissen Kurs eingeschlagen und fährt mit einigen Produktionen hervorragend, mit anderen weniger gut. Also Sie können von mir sicher erwarten, dass ich einen von mir mitausgewählten Direktor jedenfalls so lange unterstütze, als das künstlerisch auch angebracht ist. Ich wäre schlecht beraten, und es gab ja schon einmal ein Beispiel, das nicht ich zu verantworten hatte, dass man einen Direktor nach wenigen Monaten in die Wüste geschickt hat. Diesem Beispiel wollen wir sicher nicht nachfolgen, nein. 

Ich halte die künstlerische Linie, die Direktor Schottenberg eingeschlagen hat, für gut, für interessant. Man braucht, wie wir alle wissen, gerade nach einem ersten Jahr in einem Theater-neu - und die Beispiele sind zahlreich vom Burgtheater über die Josefstadt, über viele andere Theater in dieser Stadt - den langen Atem. Und den ihm zu geben, bin ich sicher hier und werde das auch unterstützen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke! 

Nächste Zusatzfrage, Frau GRin Mag Ringler, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, im Vorfeld der Bestellung oder rund um die Bestellung des Herrn Schottenberg war es ja so, dass Sie damals dem Herrn Schottenberg quasi als Einstandsgeschenk eine nicht ganz unbeträchtliche Summe von 700 000 EUR zur Renovierung des Foyers und zur Instandsetzung des Hundsturms als weitere Spielstätte mit auf den Weg gegeben haben.

Jetzt entnehme ich diesen durchaus besorgniserregenden Presseberichterstattungen, die wir allenthalben zum Thema Volkstheater lesen können, dass der Herr Schottenberg als erste Maßnahme seiner Kürzungen, die notwendig sind, weil er nun diese Schulden hat, den Hundsturm quasi schließen wird beziehungsweise die Spielstätte in der Form, wie angedacht, jedenfalls nicht weiterführen wird. 

Können Sie das angesichts der Diskussionen, die wir immer wieder auch rund um das Thema Theaterreform oder Spielstätten, die leer stehen, die man nutzen könnte, die sich anbieten würden, noch verantworten, dass 
in diesen Größenordnungen, nämlich ungefähr 300 000 EUR, Spielstätten saniert werden, die nicht einmal ein Jahr später schon nicht mehr in der Form, in der sie angedacht waren, in Betrieb sind?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin, das stimmt ja nicht. Der Hundsturm wird ja nicht geschlossen, sondern der Hundsturm wird anders bespielt. Es war auch nicht so, dass wir damals diese 700 000 EUR zur Errichtung des Hundsturms gegeben haben, sondern das war der Nachtrag von Investitionen, die weitaus früher geflossen sind und die die damalige Direktion auch noch als Ausgleich erbeten hat, um sozusagen das Volkstheater auch übergeben zu können. 

Der Hundsturm war und ist eine Idee der Geschäftsführung. Ich habe die Etablierung des Hundsturms natürlich begrüßt, weil jede zusätzliche Theaterstätte in Wien im Prinzip zu begrüßen ist. Die Art der Bespielung habe nicht ich zu entscheiden. Das ist ausschließlich Sache der Geschäftsführung. Also auch da wäre ich schlecht beraten, würde ich dem Direktor Schottenberg, und der würde sich schön bedanken dafür, vorschreiben, wie er den Hundsturm oder wie er das Haupthaus zu bespielen hätte. Also ich wüsste ja gar nicht, wie das gehen sollte. Sollte ich ihn anrufen und sagen: „Du, im Haupthaus musst du dies und jenes spielen und im Nebenhaus dieses und jenes und im Bellaria-Kino dieses und jenes.“ Also ich glaube, da sind wir uns doch einig, dass das ein Weg ist, der nicht zu gehen ist. 

Daher werde ich auch in Zukunft der Geschäftsführung keine Vorschreibungen machen, wie sie ihre Spielstätten zu bespielen hat. Die Zukunft wird sich weisen und das liegt ausschließlich in der Verantwortung der Geschäftsführung. Ich habe Sorge dafür zu tragen, dass das Theater ausreichend finanziert ist. Ich habe Sorge dafür zu tragen, dass das Theater bespielt werden kann und die Mittel dafür zur Verfügung gestellt werden. Da bemühe ich mich sehr und ich glaube, dass uns das auch in Zukunft gelingen wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Die letzte Zusatzfrage, Kollege Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, Herr Stadtrat, Sie haben auf die Organe und die Aufsichtsgremien rekurriert. In dem Zusammenhang möchte ich Sie fragen, ob Sie sich dafür verwenden werden, dass Günther Weninger, der ehemalige Aufsichtsratspräsident der BAWAG, aus allen Gremien des Volkstheaters ausscheiden wird?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das kann ich nur mit einer Gegenfrage beantworten: Warum sollte ich das? (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Es wäre angebracht!)
Ja, Entschuldigung, dass jemand, der im ÖGB und in einer Bank Funktionen gehabt hat, zurückgetreten ist, warum sollte ich das veranlassen? (Aufregung bei der ÖVP.)
Herr Dr Wolf, Sie müssen auch ein bissel akzeptieren, dass das Volkstheater eine unabhängige Stiftung ist, so wie Sie das ja auch in den letzten Jahren oder jedenfalls Ihre Partei akzeptiert hat. Ich habe dort keinen Einfluss darauf, wer in den Organen sitzt (Heiterkeit bei der FPÖ.), außer was diejenigen betrifft, die von der Stadt zu ernennen sind. 

Aber wenn Sie sich ein bissel die Geschichte der Volkstheaterstiftung anschauen, so ist das, was die Ernennungen und die Entsendungen anbelangt, eine grundsätzlich andere Geschichte als bei der Josefstadt. Und die Organe der unabhängigen Stiftung - entweder man akzeptiert das oder akzeptiert das nicht, dann brauche ich auch keine Stiftung. Ich glaube, Sie würden sich wahrscheinlich ziemlich aufregen, würde ich dort hineingehen und würde sagen, ja der Herr Taus, weil er ehemaliger ÖVP-Bundesparteiobmann ist, hat in der Stiftung nichts zu suchen (Aufregung bei der ÖVP.) und der soll dort weggehen. Erstens wird es Ihnen einleuchten, dass ich das juristisch gar nicht kann. Es fehlt mir dazu die Handhabe. Und zweitens wird es Ihnen einleuchten, dass das wahrscheinlich auch nicht sehr gescheit wäre, würde ich willkürlich einzelne Vertreter in Organfunktionen hinauswerfen, was ich, wie gesagt, gar nicht kann. Also das ist rechtlich nicht möglich und ich halte es faktisch auch für ausgesprochen unklug.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, damit kommen wir zur 4. Frage (FSP-01612-2006/0001-KVP/GM). Sie wurde von der Frau GRin Lueger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Die Quellenschutzwaldbewirtschaftung des Wiener Forstamtes ist seit nunmehr mehreren Jahrzehnten nach den Kriterien der nachhaltigen Waldbewirtschaftung ausgerichtet. Wird auf Grund der bisherigen Erfahrungen auch künftig an dieser Waldbewirtschaftung festgehalten?) 

Bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Die Frage dreht sich um unseren Quellschutzwald. 

Die Fakten gleich vorweg: Ich glaube, es ist allen bekannt, dass wir hier in Wien wirklich eine sehr, sehr einmalige Situation vorfinden, nämlich das Trinkwasser aus Hochgebirgsquellen zu beziehen. Unser Quellschutzgebiet umfasst 32 500 ha im Bereich Rax, Schneeberg und Hochschwab. Täglich kommen 450 000 m³ frisches Trinkwasser nach Wien. Das übergeordnete Ziel ist selbstverständlich eine bestmögliche Sicherung dieser wertvollen Ressource sowohl mengenmäßig als auch von der Qualität. Dafür ist es notwendig, dass wir strukturreiche natürlich gemischte Wälder weiterhin sozusagen positiv beeinflussen und aufrechterhalten. Der Wald schützt selbstverständlich auch die Pflanzendecke und den Boden und die Schutzwirkung des Waldes aufgrund der naturnahen Bewirtschaftung ist auch ein sehr, sehr wesentlicher Faktor. 

Für diese Quellschutzmaßnahmen geben wir jedes Jahr 15 bis 18 Millionen EUR aus und das sind Maßnahmen, die sich unmittelbar auf den Schutz des Bodens, der Quellen und vor allem zur Verhinderung der Quelltrübung beziehen. Über die Jahrzehnte wurde auch die Strategie des Flächenankaufs im Sinne des Quellschutzes verfolgt. Ich glaube, dass das auch ein sehr, sehr wichtiger Punkt ist, dass die Stadt Wien sich wirklich sehr, sehr intensiv bemüht hat, sich dort Flächen zu sichern. 2003 haben wir 4,5 ha im Quellschutzgebiet in Neuberg an der Mürz und 11,4 ha in Reichenau gekauft. Im Jahr 2004, die bisher wirklich größten Ankäufe, größten Brocken der letzten Zeit, 183 ha im Gußwerk und 120 ha in Payerbach-Reichenau. Wir führen selbstverständlich auch weiter Verhandlungen bezüglich der Flächen. 

Was bedeutet nun die naturnahe Waldwirtschaft? Das ist mit Sicherheit einmal ein aktiver Waldbau, das heißt, unser Ziel ist es, Schutz der Quellen durch strukturreiche gemischte und gesunde Wälder. Es ist sehr wichtig, dass die Altersstruktur nicht einheitlich ist. Kahlschläge sind selbstverständlich für eine solche Bewirtschaftungsweise ungeeignet. Daher gibt es auf Wiens Flächen ein Kahlschlagverbot. Wir versuchen, durch die Entnahme von Einzelbäumen und Baumgruppen strukturierte Wälder zu schaffen, die sehr, sehr wichtig für die Qualität unseres Wassers sind, wie ich vorhin schon ausgeführt habe. 

Jungwaldpflege, Durchforstungen, die Pflege der Kronen, aber natürlich auch Waldverjüngung werden groß geschrieben. Ich glaube, wir können sehr, sehr stolz sein zu sagen, dass das Wiener Forstamt eigentlich wirklich zu 100 Prozent auf Naturverjüngung setzt im Gegensatz zu vielen anderen. Es gibt ein Chemikalienverbot und ein Verbot für Kunstdünger. Nachhaltigkeit ist die oberste Prämisse. Ich glaube auch, dass das etwas ist, auf das wir wirklich sehr, sehr stolz sein können, dass wir in den Quellschutzwäldern jetzt nicht wirtschaftliche Aspekte voranstellen müssen und dass hier nicht die Gewinnmaximierung die oberste Maxime ist, sondern ganz im Gegenteil. 

Ganz im Gegenteil: Unsere oberste Priorität in den Quellschutzwäldern ist die Erhaltung der guten Qualität unseres Trinkwassers. Dafür brauchen wir selbstverständlich auch gut ausgebildetes Personal und eigene Facharbeitskräfte. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass Fremdfirmen oft nicht das entsprechende Wissen und auch die Ortskenntnis haben, und deswegen ist es uns sehr wichtig, dass wir uns stark auf eigene Mannschaften und Frauschaften verlassen können. Wir brauchen eine gute Datengrundlage und angepasste Wildbestände. 

Betreffend die Zukunft kann ich sagen, dass wir an dieser Wirtschaftsweise auf jeden Fall festhalten werden, weil wir damit, wie ich glaube, in den letzten Jahrzehnten sehr, sehr gut gefahren sind. Wir werden von vielen anderen Millionenstädten um unsere gute Wasserqualität und um die gute Versorgungslage für die Stadt Wien wirklich beneidet.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin.

Die 1. Zusatzfrage kommt von Frau GRin Matiasek. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Bewirtschaftung der Quellschutzwälder ist, wie Sie selbst ausgeführt haben, natürlich untrennbar mit unserem guten und von uns allen sehr geschätzten Wiener Hochquellwasser verbunden. Wir haben davon, Gott sei Dank, sehr viel, was vielleicht jetzt in einer Zeit, in der Hochwasser droht, für manche nicht so angenehm klingt. Trotzdem: Wir haben erfreulicherweise so viel Wasser, dass wir es auch dort verwenden, wo man eigentlich Nutz- und Brauchwasser einsetzen könnte; ich denke jetzt etwa an die Straßenreinigung bis hin zu den Klospülungen.

Dennoch wird die Bevölkerung über der Donau – das war oft auch schon Thema in den letzten Sitzungen des Umweltausschusses, wenn es um den Hochwasserschutz ging – mit Trinkwasser per Brunnen beziehungsweise Brunnenfiltrat versorgt. Daher meine Frage: Ist nicht zu überlegen, doch endlich auf Grund unserer hervorragenden mengenmäßigen Versorgungslage an Hochquellwasser auch für die Wiener Bevölkerung jenseits der Donau, die ja dasselbe für ihr Wasser zahlt, entsprechende Leitungen zu bauen, um sie flächendeckend mit Hochquellwasser zu versorgen? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Dieses Vorurteil höre ich oft, wenn ich im 21. und 22. Bezirk unterwegs bin. Aber ich kann Sie beruhigen! Ganz Wien wird mit Hochquellwasser versorgt, auch der 21. und 22. Bezirk! Schauen Sie sich die Statistik der Wasserwerke an, die jedes Jahr herausgebracht wird: Etwa 4 bis 5 Prozent des Wasseraufkommens kommen nicht aus den Hochquellwasserleitungen. Das variiert pro Jahr ein wenig: 2003, als es sehr heiß war, ist die Menge ein bisschen anders gewesen als 2004, als wir sehr starke Regenfälle hatten. Ich glaube aber, dass es auch für Sie einsichtig ist, dass das viel weniger ist, als der 21. und 22. Bezirk gemeinsam verbrauchen. Diese 4 bis 5 Prozent werden außerdem nicht nur in diesen beiden Bezirken, sondern auch überall sonst in Wien verwendet.

Ich kann Ihnen das Buch gerne einmal zukommen lassen; die Wasserwerke geben es jedes Jahr heraus. Dort finden Sie eine Erklärung, warum wir beim Hochwasserschutz so darauf dringen, dass diese Brunnen in der Lobau erhalten bleiben: Wir brauchen nämlich in Notfällen eine Versorgung für die Stadt, einen Plan B.

Wir ziehen dafür immer wieder gerne den Reaktorunfall in Tschernobyl als Beispiel heran: Damals konnten wir auf Grund des nuklearen und strahlenverseuchten Regens, der abgegangen ist, das Wasser aus den Oberflächenquellen der Hochquellwasserleitungen nicht verwenden und mussten Wien über die Grundwasserbrunnen versorgen. Deswegen sind diese Brunnen so wichtig!

Sie sind nicht wichtig, weil sie sozusagen im Alltagsgeschäft benutzt werden, sondern weil wir sie in Notfällen zur Wasserversorgung heranziehen müssen. Man kann nie wissen, wann ein solcher Not- oder Katastrophenfall eintritt, und deswegen ist es für uns ganz zentral und wichtig, bei der Hochwasserschutzdiskussion die Brunnen wirklich in unsere Planung mit einzubeziehen und zu sagen: Das ist unser höchstes Gut, das wir auf jeden Fall erhalten müssen!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Nächste Zusatzfrage; Herr GR Mag Maresch. – Bitte. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich war über die jetzt gestellte Frage natürlich überrascht, und es freut mich, dass ich wieder einmal viele Informationen über die Quellschutzwälder erhalten habe, obwohl ich sie zum Großteil schon kenne.

Für mich stellt sich bei diesem Thema aber doch die Frage, ob das die Steiermark auch so sieht. Der Hochschwab liegt in der Steiermark, und es gibt schon sehr lange Bemühungen seitens der steirischen Landesregierung, von der Stadt Wien mehr Geld zu bekommen. Deshalb meine Frage: Wie werden Sie mit der Steiermark verhandeln, dass der Wasserreichtum des Hochschwab erstens noch erhalten bleibt und zweitens für Wien weiterhin nutzbar bleibt? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Mir ist derzeit sozusagen kein akuter Verhandlungsbedarf bekannt. Es gibt, wie ich glaube, so etwas wie einen Waffenstillstand mit der steirischen Landesregierung in dieser Causa.

Wir haben uns bemüht, das Quellschutzgebiet abzusichern, indem wir – wie Ihnen ohnedies bekannt ist – sehr viele Flächen dort angekauft haben, die wir dann auch selbst in der Hand haben und bewirtschaften können. Ich glaube, dass das ein sehr wichtiger Schlüssel für die gute Wasserqualität ist. Ich gebe Ihnen nämlich Recht: Wenn wir über die Bewirtschaftung auf andere angewiesen wären, wäre das mittelfristig sicherlich ein Problem. Daher haben wir die genannte Strategie in den letzten vermutlich 100 Jahren angewendet, und ich glaube, dass sie sich wirklich bewährt hat, und wir werden diese natürlich fortsetzen.

Wie gesagt: Derzeit sehe ich keine akuten Verhandlungs- oder Streitpunkte. Vor ein paar Jahren hat es eine gewisse Diskussion gegeben, die Probleme wurden damals aber gelöst und sind seitdem nicht wieder aufgekocht, wie ich jetzt sagen möchte. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin.

Nächste Zusatzfrage: Herr GR Dipl Ing Stiftner.

GR Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wir haben gewechselt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Das ist bei der Fragestunde normalerweise nicht erlaubt, aber ich lasse es jetzt ausnahmsweise zu.

GR Norbert Walter, MAS (fortsetzend): Danke für die Zulassung!

Auch ich danke für die Ausführungen der Frau Stadträtin bezüglich unseres wirklich guten Trinkwassers. Wir alle wissen das zu schätzen und sind froh, dass wir es haben.

Ich habe nur eine Frage: Wir wissen aus vielen Kontrollamtsberichten, dass in zwei Quellschutzgebieten Museen sind. Diese Museen sollten wirklich dazu dienen, die Bewusstseinsbildung für Quellenschutzgebiete in der Bevölkerung zu fördern. Wird daran immer gedacht? Tun wir etwas dafür? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wir hatten ohnedies vergangene Woche im Kontrollausschuss Gelegenheit, diesen Bericht zu diskutieren. Die MA 31 hat, glaube ich, auch dort schon dargelegt, dass sie allen Empfehlungen des Kontrollamtes nachkommen wird.

Ich glaube, dass diese Museen eine sehr gute Möglichkeit bieten, die Geschichte der Hochquellwasserleitungen zu kommunizieren. Man muss unseren Vorfahren wirklich historisch Respekt zollen, dass sie sich damals getraut haben, ein so großes Projekt wie eine Hochquellwasserleitung anzugehen! Das war mit den technischen Möglichkeiten, die man damals hatte, sicherlich kein einfaches Unterfangen! Der Umfang entspricht durchaus einem Großprojekt der heutigen Zeit.

In Anbetracht dessen meine ich, dass es wichtig ist, diese historische Perspektive, der wir sozusagen unser gutes Quellwasser verdanken, wirklich ins rechte Licht zu rücken. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass das bei Schulklassen sehr gut ankommt. Wir versuchen ja auch mit der neuen Wasserschule beim Wasserturm in Favoriten Schulklassen an die wertvolle Ressource Wasser heranzuführen. Außerdem gibt es auch viele Wandergruppen, die den Wasserleitungswanderweg entlang wandern und dann auch in die Museen einkehren. – Ich glaube, dass das eine gute Sache ist, und wir werden das auf jeden Fall weiterführen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin.

Wir kommen damit zur heutigen letzten Frage (FSP-01618-2006/0001-KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Herzog gestellt und ist an den Herrn amtsf StR der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Der Schneereichtum des heurigen Winters hatte in Polen und Deutschland zu dramatischen Ereignissen geführt. Bei Dacheinstürzen in Kattowitz und Bad Reichenhall waren zahlreiche Todesopfer zu beklagen. Auch in Oberösterreich sind Dächer eingestürzt, im steirischen Mariazell ist das Rathaus betroffen gewesen. Wien hatte durch meteorologische Glücksfälle nicht mit den Schneemengen wie in Oberösterreich und Bayern zu kämpfen. In Zukunft aber sind sicherlich auch bei uns Bedrohungen durch bisher unbekannte Schneemengen zu befürchten. Welche Maßnahmen hat die Stadt Wien zum Beispiel bei den eigenen öffentlichen Gebäuden, bei den Gemeindebauten, aber auch beim sonstigen Baubestand ins Auge gefasst, um solche katastrophale Ereignisse in unserer Stadt zu verhindern?) 

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die Anfrage brauche ich ja, wie immer, nicht zu wiederholen. Sie kennen sie. Sie haben das Thema, ob wir auf solche katastrophale Ereignisse vorbereitet sind, anlässlich der Schneemassen im heurigen Winter zu Recht angesprochen, und ich möchte dazu einiges ausführen:

„Gebäude im Eigentum der Stadt Wien, nämlich Bauwerke, Baukonstruktionen und Bauwerksteile sowie sonstige Anlagen, die besonderer Beanspruchung ausgesetzt sind, werden nach einem Erlass der Stadtbaudirektion regelmäßig auf sicherheitsgefährdende Schäden überprüft. Dabei wird auf die einschlägigen Normen und ausgewiesene Erfahrungswerte zurückgegriffen, die auch entsprechende Sicherheitsreserven mit berücksichtigen. Diese Werte stellen auf außergewöhnliche Schneeereignisse mit wiederkehrender Periode der letzten 50 Jahre ab und wurden zuletzt im November 2005 angepasst.“

Ich könnte Ihnen auch über die Durchführung einiges vorlesen, bin aber überzeugt, dass ich Sie damit nicht wirklich überraschen kann, außer vielleicht mit der Tatsache, dass die MA 34 – Bau- und Gebäudemanagement sowie Wiener Wohnen bei amts- und gemeindeeigenen Wohnbaugebäuden regelmäßig Sicherheitsbegehungen durchführen, um bei auftretenden bedenklichen Schneemengen unter Berücksichtigung der Lastberechnungen dementsprechend einzugreifen.

Ich darf das kurz erläutern: Dort, wo bekanntlich eine besondere Sensibilität bei der Statik existiert, also pro Quadratmeter bei mehr als 200 Kilo eine Gefährdung bestünde, muss per Auftrag abgeschaufelt werden. Bei den Privaten ist dafür in der Regel die Wiener Feuerwehr zuständig. Bei den gemeindeeigenen Wohnhäusern ist nicht nur die Wiener Feuerwehr zuständig, wenn so etwas auftritt, sondern wir haben vor zwei Jahren Vorsorge getroffen, dass alle Dachdecker, die Kontrahenten der Stadt Wien sind – egal, in welchem Bereich, also sprengelunabhängig –, einen Vertrag mit uns haben, der sie dazu verpflichtet, zusätzlich zur Feuerwehr für die eigenen Gebäude sofort in Einsatz treten. Der Grund dafür ist, glaube ich, klar. Wenn eine solche Gefährdung durch Schneemassen besteht, muss man, da die Feuerwehr dann ohnedies ständig im Einsatz ist, darüber hinaus vorbereitet sein.

Es ist unmöglich, dass man die Häuser von der Statik so baut, dass man, egal welche Schneemassen darauf landen, gar nicht abschaufeln muss. Bei Neubauten oder bei Sanierungen, die laufend durchgeführt werden, sind aber selbstverständlich von den Statikern entsprechende Verstärkungen vorzusehen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Zusatzfrage: Herr GR Herzog. – Bitte. 

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Antwort ist offensichtlich so abgestellt, dass sie sich an Ereignissen früherer Zeiten orientiert und daher die kommenden Zeiten mit veränderten Klimabedingungen und verstärktem Schneefall vielleicht doch nicht berücksichtigt. Wir hatten ja heuer in Wien eher Glück! Die massiven Schneefälle aus Bayern oder Oberösterreich haben uns nicht erreicht, das muss man auch dazu sagen.

Zur Bauordnung: Die Auflagen und Verpflichtungen zur Überprüfung vor der Bauzeit und während der Bauzeit sind sehr reichhaltig. Benützung und Erhaltung der Gebäude werden dann aber doch eher dem Eigentümer zugeordnet, wiewohl die Behörde grundsätzlich sehr wohl ein Mitspracherecht hätte. Vielleicht würde daher das Instrumentarium ausreichen.

Im Übrigen betrifft das Ganze nicht nur Wetterbedingungen wie etwa die Schneelast von heuer. Vielmehr müssen wir vielleicht auch mit entsprechenden Wind‑ beziehungsweise Sturmstärken rechnen, wie es sie zum Beispiel erst vor kurzem in Hamburg gab.

Schließlich möchte ich noch festhalten: Besonders gefährdet sind, wie ich meine, Flachdächer von Großgebäuden, Veranstaltungshallen, Sportstätten, Rundstadien, Bädern et cetera. Die Einführung eines entsprechenden Gebäudetyps wäre vom bürokratischen Aufwand wahrscheinlich doch übertrieben. Daher möchte ich die Frage stellen: Ist im Rahmen der Wiener Baupolizei die Schaffung einer Einsatzgruppe möglich, die sich vor allem mit den konkreten Fällen, die Sie genannt haben, beschäftigt, aber auch eine Reihung und Sichtung gefährdeter Objekte in kürzerer Zeit vornehmen kann? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Zum Generellen: Das existiert, soweit es sich um Gebäude im Eigentum der Stadt Wien handelt. Das heißt: Unsere Experten wissen bei unseren Gebäuden ganz genau Bescheid. Es gibt da eine Einteilung – ich will Sie damit jetzt nicht langweilen – in verschiedene Risikoklassen. Man weiß außerdem ganz genau, bei welchen Vorkommnissen welche Maßnahmen zu ergreifen sind. 

Ich fürchte, dass man den Privaten zum Teil nicht ersparen kann, ihre diesbezügliche Verpflichtung wahrzunehmen. Natürlich ist es so, dass in dem Fall, dass jemand etwas wahrnimmt und zum Beispiel ein Mieter eine Sorge hat und sich an die Baupolizei wendet, die Baubehörde sofort zuständig ist, wenn es sich um Gebäudeteile handelt, die gefährdet sind. Bei Schneemassen im engeren Sinn wäre die Feuerwehr zuständig. Wenn aber der Zustand eines Gebäudes nach § 129 Abs 2 der Bauordnung betroffen ist, also der Erhaltungszustand, dann ist die Baubehörde sofort dafür zuständig.

Dass man für den Fall von Katastrophen, von Orkanen, Erdbeben oder sonstigen Katastrophen, die auf dieser Welt denkbar sind, nicht lückenlos, nämlich im Sinne einer Verhinderung von Bauschäden, vorsorgen kann, wissen wir. Es stimmt aber, dass die Bauordnungskommission sich regelmäßig mit diesen Themen beschäftigt. Da geht es zum Beispiel um Zementfestigkeiten oder um Fragen der Erdbebensicherheit von Fassadenteilen et cetera. Die Fachleute treffen für solche Fälle nach bestem Wissen und Gewissen Vorsorge. Eine Bauordnung, in der gegen alle Katastrophen dieser Welt, die sich schon einmal ereignet haben, vorgesorgt wird, ist aber leider nicht vorstellbar!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

2. Zusatzfrage: Frau GRin Dipl Ing Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf einen anderen Aspekt hinweisen und auch Herrn Herzog ein wenig widersprechen. Es ist nicht die Bauform des Flachdachs daran schuld, dass es da zu Unglücken ge-
kommen ist, sondern eher der Umstand, dass in den 70er Jahren, als diese Bauwerke, die zusammengekracht sind, errichtet wurden, das technische Wissen im Zusammenhang mit Flachdacherrichtungen noch nicht so weit war, wie es jetzt ist. Es geht also um die Verhinderung von Baumängeln. Wenn die Gebäude so gebaut werden, wie es im Plan eingezeichnet und vorgesehen ist, und wenn die Pläne richtig sind, dann darf es nicht zu Unglücksfällen kommen.

Es gibt seit vorigem Jahr eine Novelle der Bauordnung, dass Ziviltechniker nun die Fertigstellungsanzeige abnehmen können, das heißt, dass sie nun dabei sind, wenn das Gebäude abgegangen wird, um festzustellen, ob es auch wirklich so errichtet wurde, wie es laut Plänen von der Behörde bewilligt wurde. Ich habe in diesem Zusammenhang auch mit der Baupolizei schon öfters gesprochen, weil man dort selbst unglücklich über die derzeitige Tatsache ist, dass einige Ziviltechniker diese Aufgabe anscheinend nicht ernst genug nehmen und Dinge mit Augenzwinkern durchgehen lassen, die den eingereichten Plänen nicht entsprechen.

Meine Frage geht also dahin: Ist Ihnen dieser Umstand bewusst, und was werden Sie unternehmen, um dieses gefährliche Risiko in Zukunft zu verhindern? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Frau Kollegin!

Einer konkreten Unterstellung gehe ich immer nach. Dort, wo eine konkrete Unterstellung vorhanden ist, hat die Baubehörde ja von sich aus tätig zu werden; da wäre mein zusätzlicher Auftrag gar nicht notwendig. Wenn sich aber jemand mit dieser oder einer anderen Sorge über irgendeinen Sachverständigen direkt an mich wendet – und auch das kommt vor –, dann gehe ich der Sache Punkt für Punkt nach. 

Pauschalverdächtigungen spreche ich allerdings nicht gerne aus. Ich kann nicht sagen, dass man sich, wenn eigene Beamte tätig sind, auf Fehlerlosigkeit, Gewissenhaftigkeit und Gesetzmäßigkeit verlassen kann, dass hingegen, wenn gerichtlich beeidete Sachverständige oder Ziviltechniker das übernehmen, die privat tätig sind, das Gegenteil oder möglicherweise das Gegenteil zutrifft. Solche pauschalierte Unterscheidungen kann ich nicht treffen! Ich erlebe, dass es auf beiden Seiten Fehlleistungen geben kann. Ich persönlich habe damals das Anliegen, rascher zu agieren, indem man selbst tätig wird und Sachverständige aus dem Bereich der Ziviltechniker beschäftigt, positiv gesehen. Ich meine, eine Stadt soll sich nicht anmaßen, sich alles selbst anzusehen und bei jedem Baufortschritt selbst dabei zu sein und dann auch noch zu behaupten, dass sie etwas rasch durchführt. Es mag sein, dass wir mit der jetzigen Kombination zwar nicht der Stein der Weisen gefunden haben, aber ich habe im Großen und Ganzen doch eine Verbesserung gesehen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Nächste Zusatzfrage: Herr GR Ing Mag Dworak. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Kollege Herzog hat es schon erwähnt: Wien ist sehr glücklich davongekommen im heurigen Winter. Sie haben zuerst erwähnt, dass die Bauordnung im November 2005 letztmalig angepasst wurde. – Ich sehe jetzt die Probleme, die erst im heurigen Winter, vor allem im Jänner und Anfang Februar entstanden sind. Daher meine Frage: Werden die Traglasten für Flachdächer nach der Wiener Bauordnung in Zukunft erhöht werden? Wird sich auf Grund der Erfahrungen des heurigen Winters eine Änderung in der Bauordnung ergeben? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Jetzt muss ich die Worte der Kollegin heranziehen: Es stimmt tatsächlich, dass es bei vielen Flachdächern echte Schwierigkeiten aus den 70er Jahren gibt: Zu dieser Zeit hatte man – vereinfacht gesagt – auch noch Schwierigkeiten mit der Art und Weise, die Folie zu verlegen. Zwar hatten die Planer alles richtig ausgerechnet, beim Verlegen bildeten sich jedoch zum Beispiel durch das Darauftreten Haarrisse. Dazu könnte ich Ihnen viel erzählen!

Ich würde heute nicht generell sagen, dass Flachdächer statisch nicht in der Lage sind, Lasten auszuhalten und wir daher eine andere Bauordnungsbestimmung brauchen. Ich persönlich bin eigentlich der Meinung, dass die Statiker heute in beiden Fällen in der Lage sind, die Lasten so zu berechnen und die Bauausführung so gestalten, dass keine unterschiedlichen Bestimmungen notwendig sind.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Nächste Zusatzfrage: Herr GR Vettermann. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat!

Ich möchte jetzt wieder zur Schneeräumung direkt zurückkommen, denn ich meine, dass das Flachdach jetzt schon ausführlich behandelt wurde.

Wir haben einen schweren Winter hinter uns. Die Frage ist: Wie wurde geräumt? Vielleicht haben Sie da Rückmeldungen bekommen. Wie hat die Schneeräumung bei den privaten Firmen funktioniert? Leider Gottes gibt es auf Grund des neuen Hausbesorgergesetzes immer weniger Hausbesorger. In Anbetracht dessen frage ich: Wie hat die Schneeräumung mit den Hausbetreuungsfirmen funktioniert? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Kollege! Sie haben das Hausbesorgergesetz selbst angesprochen, und Sie wissen: Wenn jemand selbst im Haus wohnt, ist er – ich glaube, das brauchen wir uns nicht ausreden zu lassen – logistisch am schnellsten, wenn er rechtzeitig aufwacht, hinausgeht und seine Pflicht, eben den Schnee zu schaufeln, wahrnimmt. Wenn er anreisen muss, kommt es automatisch zu Problemen, denn in der Regel fällt der Schnee nicht zu Zeiten, in denen alles gut organisierbar ist, sondern meist kommt an einem solchen Tag auch ein gewisses Verkehrschaos dazu. Daher ist er langsamer als derjenige, der bei seiner Dienstwohnung hinausgeht und räumt. Ich glaube, so weit können wir uns unabhängig von allen Ideologien einigen.

In Anbetracht dessen bedaure ich, dass es die Dienstwohnung im Gesetz als verrechenbare Einheit nicht mehr gibt! Und ich kann nur immer wieder daran erinnern, dass ein entsprechender Antrag im Parlament liegt und dass wir uns mit einigem guten Willen aller hier vertretenen Fraktionen vielleicht auch in diesem Haus ganz in unserer Nähe einmal durchsetzen könnten, denn das ergäbe tatsächlich Vorteile, besonders bei der Schneeräumung.

Der zweite Punkt ist, dass es sich bei der eigenen Hausbetreuungsgesellschaft, die mit einer relativ großen Personenanzahl tätig ist, weil sie die Leute übers ganze Jahr beschäftigt, im Sommer etwa bei Grünflächen und bei der Grünbetreuung, um einen Modellversuch handelt. Man kann also noch nicht von einer generellen Regelung sprechen, es ist vorerst ein Modellversuch, der etwa 10 Prozent der Gemeindebauten betraf, und wir haben mit diesem Modellversuch sehr gute Erfahrungen gemacht. Ich möchte das nicht ausspielen: Gewiss hat es Vorteile, wenn jemand mit seiner Dienstwohnung vor Ort ist, aber wir haben mit der Hausbetreuungsgesellschaft als quasi zweitbeste Lösung gute Erfahrungen gemacht.

Bei den privaten Firmen ist es sehr unterschiedlich. Unter diesen gibt es zu meinem Bedauern immer wieder welche, die zwar bei Ausschreibungen gewinnen, sich dann aber nicht an ihre Verpflichtungen halten, und es ist in vielen Einzelfällen eine Mühsal, dafür zu sorgen, dass das, wozu sich eine Firma verpflichtet hat, etwa die Schneeräumung, auch entsprechend ausgeführt wird. – Ich möchte nicht sagen, dass wir mit allen privaten Firmen größere Probleme haben, mit einzelnen privaten Firmen hatten wir aber auch im vergangenen Winter eine Menge Ärger.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Letzte Zusatzfrage: Herr GR Herzog. – Bitte. 

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich glaube, dass Dachkonstruktionen, wie man feststellen kann, sehr wohl unterschiedlich gefährdet sind. Das Rathausdach in Mariazell könnte beispielsweise allein auf Grund der Tatsache nicht einstürzen, weil es aus massiven Steildächern besteht.

Sämtliche Baustoffe sind jedoch anfällig für Dauerschäden, sowohl Beton als vor allem auch die Holzleimbinder. Es gibt in Wien in den Nahbaugebieten genügend Flachdachgebäude wie etwa diese Ekazentbauten, in welchen ein Supermarkt, ein Espresso, eine Trafik und dergleichen mehr untergebracht wurden. Diese Gebäude wurden vor etwa 20 Jahren errichtet, und man weiß nicht genau, was in der Zwischenzeit geschehen ist, ob eventuell jene Nässeschäden entstanden sind, die ein an und für sich ganz normales, belastungsfähiges Flachdach zur Gefährdung machen können.

Daher ist die Frage zu stellen, ob Sie nicht eine Überprüfung von solchen Gebäuden und Dachtypen bis zum Herbst durchführen könnten, um das Gefährdungspotential unter Einbeziehung von entsprechenden wissenschaftlichen Erhebungen zu ermitteln und daraus Schlussfolgerungen zu ziehen, die in die Bauordnung oder in Empfehlungen betreffend die Konstruktionsweise in Wien einfließen könnten. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Werner Faymann: Auch dieser Vorschlag ist immer Teil der Beratungen in der Bauordnungskommission, die auf Grund ihrer praktischen Erfahrungen in diesem Bereich gesetzliche Veränderungen für dieses Haus vorbereitet. Wenn wir die Bauordnung allerdings zu oft ändern, dann klagen wiederum jene, die damit arbeiten müssen. Jedenfalls legt aber die Bauordnungskommission in regelmäßigen Abständen – ich weiß jetzt nicht auswendig, wie oft ich Ihnen schon Abänderungen zur Bauordnung vorgelegt habe – aus Gründen, die Sie genannt haben, oder auch aus anderen Gründen Änderungen vor.

Meine Baubehörde beobachtet nicht nur die eigenen Gebäude, wie es sowieso unsere Pflicht als Eigentümer ist, sondern natürlich auch den Gesamtentwicklungszustand, also auch Gebäude, die in privater Hand sind. Ich habe nur gesagt: Die Verantwortung liegt beim Eigentümer, und daran möchte ich nichts ändern, denn die Verantwortung eines Privaten für sein Gebäude auf uns abzuwälzen, wäre, glaube ich, nicht in unserem Sinne, außerdem nicht handhabbar und auch gegen die Verpflichtungen, die sich aus Eigentum ergeben. Eigentum soll Rechte, aber auch Pflichten haben. Daher sind meiner Baubehörde der Zustand und insbesondere die Stärken und Schwächen von Materialien insgesamt bekannt, weil sie ja in diesem Feld immer wieder im Einsatz sind; und bei den eigenen Gebäuden sowieso. 

Wenn sich aus diesen Erfahrungswerten aus sicherheitspolitischen Gründen irgendeine Änderung der Bauordnung ergibt, wird das in der Bauordnungskommission beraten. Ich kann Sie diesbezüglich gerne auf dem Laufenden halten, wie zum Beispiel mit den Materialien umgegangen wird, und kann Sie, kaum dass eine übereinstimmende Meinung herrscht, hier und im Landtag darüber informieren. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat.

Damit ist die Fragestunde beendet. Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Den Wurschtl kann kana daschlogn – oder wie es SPÖ und ÖVP im Prater trotzdem probieren" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Mahdalik, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit sieben Minuten nicht überschreiten darf. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„Liebe Kinder, seid ihr alle da?", hätte ich vor einiger Zeit noch fragen können. Das hätte thematisch sehr gut dazugepasst, weil es heute um das Thema Prater geht. Wer seinen Heinz Conrads gelernt hat, weiß: „Den Wurschtl kann kana daschlogn." (GRin Dipl Ing Sabine Gretner: Da steht jetzt aber ein Kasperl! – GR Mag Christoph Chorherr: Nein, zwei! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Es mag vielleicht erheiternd sein, wenn da ein oder zwei Wurschtl draußen stehen, je nach parteipolitischer Blickweise! Die lustigen oder halblustigen Bemerkungen habe ich natürlich einkalkuliert, und ich werde sie auch mannhaft über mich ergehen lassen.

Meine Damen und Herren! Das Thema ist aber durchaus ernst, weil der Wiener Wurschtlprater eine Institution in Wien ist, vielen Leuten einen Arbeitsplatz gibt und der Wiener Bevölkerung über viele Jahrzehnte ans Herz gewachsen ist. Im Hinblick darauf ist es natürlich umso unverständlicher, warum die SPÖ auf den Wurschtl seit gut einem Jahrzehnt hinhaut. Das Gleiche tut aber auch die ÖVP mit einem kleineren Prügel, weil sie eben die kleinere Partei ist. Herr Kollege Madejski wird das nachher noch genauer ausführen. Jedenfalls hauen aber die beiden Parteien den Wiener Wurschtlprater im übertragenen Sinne wie einen Tanzbären, und das ist schade! 

Darum möchte ich an dieser Stelle auch bemerken: So sehr wir alle hoffen, dass nach den nächsten Wählen die SPÖ keine absolute Mehrheit in diesem Haus mehr hat, so sehr hoffen zumindest wir von den Freiheitlichen auch, dass der nächste Koalitionspartner nicht ÖVP heißt, denn dann geht noch weniger weiter in der Stadt als mit der SPÖ-Alleinregierung! (GR Godwin Schuster: Sie sollten einmal den Wurschtl reden lassen, der sagt nämlich die Wahrheit!) 

Die SPÖ hat Talent beim Geldverbrennen, das wissen wir, das ist gerade wieder aktuell: BAWAG, Bank Burgenland, ARBÖ, Konsum. (GR Godwin Schuster: Sehr aktuell!) Das funktioniert aber auch im kleineren Maßstab: Ich darf nur an die baldige Ex‑Bezirksvor-
steherin des 22. Bezirks, Renate Winkelbauer, erinnern, die sich piekfeine Designermöbel um 22 000 EUR bestellt und angezahlt hat und daraufhin – ich wünsche gute Besserung! – zurücktreten wird. Der Nachfolger ist auch schon im Hause. Ich wünsche ihm alles Gute und wünsche uns einen sorgsameren Umgang mit Steuergeldern von seiner Seite! 

Ich komme zurück zum Wurschtlprater und möchte nur das letzte Jahrzehnt Revue passieren lassen: Das Ganze hat schon zu Zeiten der SPÖ-ÖVP-Koalition hier im Haus begonnen, und darum ist die ÖVP massiv mitverantwortlich. Damals wurde einige Zeit, nachdem die Regierung gestartet ist, das Proporztandem Schwarz – Sallaberger, einer schwarz, einer rot, ins Rennen geschickt und das so genannte Pratermanagement gegründet. Sie bekamen schöne Büros und satte Gagen. Nach einiger Zeit – es wurde niemals ein Konzept von den beiden Herren präsentiert – ist die ganze Sache aber sang‑ und klanglos zu Ende gegangen, und bis heute weiß kein Mensch, was die beiden Herren überhaupt getan haben.

Dann hat sich die Stadt Wien gedacht: Wir verbrennen einmal richtig Geld und engagieren einen internationalen Fachmann, nämlich Herrn Emmanuel Mongon, und geben ihm 1,5 Millionen EUR. Dazu sage ich: 
A priori ist es nicht als schlecht zu beurteilen, wenn man einen Fachmann holt und ihm Geld gibt, auch wenn 1,5 Millionen vielleicht ein bisschen happig sind.

Dann ist aber Folgendes geschehen: Herr Mongon wurde nicht umfassend informiert. Er wurde weder über die Rahmenbedingungen auf Grund der Pachtverträge noch über sonstige wichtige Gegebenheiten, die im Prater zu beachten sind, informiert. Er hat lustig drauflos geplant, er hat eine Seilbahn, diverse Wasserspiel-Inseln und so weiter und so fort für den Prater geplant. Diese Vorhaben waren jedoch allesamt nicht durchführbar!

Es hat dann auch einen ersten Entwurf für einen Masterplan gegeben, aber wenige Tage vor der Präsentation ist er wieder in den Schubladen verschwunden, weil man sagen musste: Lieber Herr Mongon! Lieber Emmanuel! So geht das nicht! All das ist nicht zu verwirklichen! Bitte neu planen! So ist auch diese große Verzögerung zu erklären! Das ist der Grund dafür, warum wir heute, im Jahr 2006, noch immer keinen Masterplan haben!

Vor kurzem hat die Stadträtin bei einer Pressekonferenz erklärt, dass der Masterplan von Herrn Mongon im Juni endgültig vorgestellt werden wird, hat aber gleich hinzugefügt, dass es mit der Umsetzung nicht so schnell gehen wird. All das werde dauern und könne nur Schritt für Schritt umgesetzt werden.

Und da sind wir auch schon beim wahren Problem! Auch wenn dieser Masterplan jetzt ein großer Wurf werden sollte, was wir alle hoffen, weil wir alle den Prater erhalten wollen, und zwar nicht in der gegenwärtigen, sondern in attraktivierter Form, erhebt sich die Frage: Woher kommt das Geld? – Wenn man sich nämlich vor Augen führt, dass sich allein die Kosten für die Herstellung der Infrastruktur, der Elektrik, von Kanälen und Wegen auf 15 bis 25 Millionen belaufen werden – und das sind magistratsinterne Zahlen –, dann fragt man sich wirklich, woher das Geld kommen soll! Dafür gibt es nämlich kein Budget. Es gibt die 1,5 Millionen für Herrn Mongon, und es gibt das Geld fürs Pratermanagement. Davon bleiben pro Jahr vielleicht 2, 3, 400 000 EUR übrig, die man investieren könnte. Das kann man dann aber mit der Gießkanne machen, da wird nicht viel herausschauen! Das wäre, glaube ich, der falsche Weg.

Meine Damen und Herren! Im Hinblick darauf brauchen wir ein eigenes Prater‑Budget, und diesbezüglich sind wir natürlich zur vollsten Kooperation bereit! Dieses muss ausreichend dotiert und beschlossen werden, denn nur dann kann man die Attraktivierung des Praters ruhigen Gewissens und mit wirklich guten Zielaussichten angehen! 

Die Herstellung der Infrastruktur wäre die Grundvoraussetzung. Daneben sind aber noch weitere Investitionen notwendig. Zwar investieren alle Praterunternehmer selbst massiv, aber sie haben das Geld auch nicht in ausreichendem Ausmaß. Darum schlage ich vor, dass man sich über einen eigenen Förderungsfonds Gedanken macht. Es müsste eine eigene Förderungsschiene für den Prater geben, um die Praterunternehmen bei Investitionen ausreichend zu unterstützen. Dann könnte der Prater in fünf, sechs oder sieben Jahren vielleicht wirklich ein Erscheinungsbild haben, das zeitgemäß ist, das den Tourismus in Wien noch mehr ankurbelt, das ein Überleben der Praterunternehmer sichert und das auch uns alle hier im Haus zufriedenstellen kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Bis jetzt ist noch nicht sehr viel im Prater geschehen. Wer heuer – eventuell anlässlich der Eröffnung – schon im Schweizerhaus war, konnte sehen, dass etwa 200 beziehungsweise 300 m davor neu gepflastert wurde, ich glaube, es sind 400 bis 500 m². Außerdem gibt es neue WC-Anlagen, die übrigens die Praterunternehmer gezahlt haben. Aber das waren auch schon die Aktivitäten der Stadt Wien, und das ist etwas wenig für die Zeit, die wir bis jetzt auch für Diskussionen aufgewendet haben, um den Prater endlich wieder attraktiv zu gestalten! 

Was wird jetzt noch notwendig sein neben der genannten Förderungsschiene und einem eigenen Praterbudget? Es geht auch um die Traditionsbetriebe, und jetzt möchte ich wieder auf die Wieselburger Bierinsel zu sprechen kommen. Ich habe hier an diesem Platz schon einmal über die Wieselburger Bierinsel geredet, die in existenzielle Schwierigkeiten kommen könnte, wenn die Stadt Wien ihre Säumnisklage durchziehen will. Ich möchte an dieser Stelle sagen: Die Chancen für die Wieselburger Bierinsel, am gleichen Ort bestehen zu bleiben oder zumindest Verhandlungen mit der Stadt Wien aufzunehmen, um eine adäquate Eratzlösung zu finden, stehen jetzt sehr gut, weil die Klage – das war ein Fehler der Stadt Wien – beim falschen Bezirksgericht eingebracht wurde. Außerdem hat der Subpächter, der unschuldig zum Handkuss gekommen ist, mittlerweile die ausständigen Pachtzahlungen des Pächters beglichen, so dass eigentlich kein Grund mehr für eine Säumnisklage besteht.

Allerdings soll an dem Standort ein Parkhaus entstehen, das auch – wie ich in der Zwischenzeit gehört habe – Lärmschutzfunktionen für die Anrainer in der Ausstellungsstraße erfüllen soll. Ich kann nicht glauben, dass das zukünftige Praterkonzept wirklich mit diesem Parkhaus stehen und fallen sollte! Wir wären aber trotzdem bereit, darüber zu diskutieren, wenn man dem Pächter der Wieselburger Bierinsel einen adäquaten Ersatzstandort und finanzielle Hilfe anbietet, dass er seinen Familienbetrieb mit 35 Arbeitnehmern und Lehrlingen weiter betreiben kann. Wenn man dem Pächter ein Auskommen bieten kann, dann sind wir zu jeder Zusammenarbeit bereit!

Wir sind auch bereit, bei jeder Diskussion und bei jedem Konzept mitzuarbeiten, welche zum Ziel führen, den Prater entsprechend zu erhalten. Meine Damen und Herren! Es darf aber nicht weiter so darüber gefahren werden! Nicht Sie, Frau Stadträtin, haben das gesagt, sondern es war Herrn Wurz, der gesagt hat: Das Konzept wird durchgezogen, und wenn ein paar Traditionsbetriebe dran glauben müssen, dann ist uns das wurscht! – So kann man nicht vorgehen, und wenn weiter so verfahren wird, dann werden wir der SPÖ kräftig auf die Finger klopfen! – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für die nächsten Wortmeldungen bitte ich zu beachten, dass die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau Dipl Ing Gretner gemeldet. – Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Praterprojekt dient vorzüglich dazu zu zeigen, wie man viel Geld in die Hand nehmen und möglichst viele Leute verärgern kann und damit gar nichts erreicht! Die Situation stellt sich insgesamt so dar, dass man in den letzten Jahren von Seiten der Stadt viel angekündigt hat, die Dinge aber nach wenigen Tagen wieder verworfen oder Projekte überhaupt in den Sand gesetzt hat. Geld wurde ausgegeben, es ist aber nichts Adäquates geschehen.

Begonnen hat dieser vorläufig letzte Versuch im Zusammenhang mit dem Prater vor drei Jahren. Damals wurde ein sehr eigenartiger Ideenwettbewerb ausgeschrieben. Ich habe überhaupt noch nie ein so seltsames Verfahren gesehen, bei dem es einerseits einen offenen Wettbewerb und gleichzeitig fünf geladene Teilnehmer gab! Das entspricht sicherlich nicht dem Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien, hat aber von Anfang an ermöglicht, dass ein Auftrag vergeben wird, der selbst bei genauer Betrachtung, welche Kriterien der Ausschreibung erfüllt wurden, nicht zu rechtfertigen ist.

Es hat geheißen: Es gab nur einen Planer, der sich über den gesamten Prater Gedanken gemacht hat. In Wahrheit waren es drei Projekte, das steht sogar auf der Website der MA 21, die das Projekt betreut. Das beauftragte Büro hat die wenigsten Kriterien von allen drei erfüllt und hat trotzdem dem Auftrag erhalten. Die Umstände, die dazu geführt haben, dass dieser Planer den Auftrag erhalten hat, werden also genau zu kontrollieren sein!

Nach drei Jahren liegen nun noch immer keine Ergebnisse vor. Der Masterplan mit den angeblich 200 Projekten wurde mehrmals angekündigt. Ich habe mich mit vielen Leuten hier im Haus unterhalten, aber niemand kennt diesen Masterplan! Es ist ein Skandal, dass man als Stadt 1,5 Millionen EUR an einen Auftragnehmer mit der Auflage vergibt, einen Masterplan zu erarbeiten und diesen zu begleiten, und nach drei Jahren, zwei Monate vor Ende des Auftrages, noch nicht einmal der Masterplan vorliegt!

Der aktuelle Anlass, warum hier heute die Aktuelle Stunde zu diesem Thema stattfindet, ist aber eigentlich die Tatsache, dass nun plötzlich aus heiterem Himmel der Flächenwidmungsplan vorliegt, der jetzt ganz schnell durchgezogen wurde, ohne dass der Masterplan bekannt ist. Ich möchte das für diejenigen, die sich mit diesen Planungsdingen nicht so gut auskennen, wie folgt veranschaulichen: Das ist so, wie wenn man einen Küchenmontageplan festsetzt und noch nicht einmal den Plan für das Haus, in dem die Küche errichtet werden soll, hat! So etwas Absurdes muss man sich wirklich einmal ausdenken, dass man quasi einen Montageplan, der Gesetz wird, durchzieht und noch nicht einmal den Hausplan hat! Außerdem wäre es noch dazu so, dass man die zukünftigen BewohnerInnen dieses Hauses oder diejenigen, die schon seit Jahren dort wohnen, nicht informiert und nicht einbezieht, ihnen aber die Küche auf die Baustelle stellt.

Ein Schlüsselerlebnis in diesem Zusammenhang hatte ich auch bei meiner Pressekonferenz vorige Woche: Die Praterunternehmer haben dabei von mir erfahren, was auf ihren Parzellen geschehen soll. Ich habe damals einen Plan vorgelegt, der eine Verdeutlichung des Flächenwidmungsplanes darstellt. Darauf kam die Frage: Warum schauen die Pläne normalerweise ganz anders aus? Sie sind schwarz-weiß mit roten Hieroglyphen, die 99 Prozent der Bevölkerung nicht verstehen. Ich habe mir aber die Mühe gemacht, den Plan so anzufärbeln, dass auch ein normaler Mensch ihn verstehen kann. Die Unternehmer waren fassungslos – und nicht nur die Unternehmer, sondern auch die NutzerInnen wie zum Beispiel der Österreichische Hockeyverband –; dass auf ihren Grundstücken plötzlich Parkhäuser eingezeichnet sind. Kein Mensch weiß, wer diese Parkhäuser braucht, es gibt keine Verkehrsstudien und keine sonstigen Grundlagen, um diese Parkhäuser zu rechtfertigen!

Jetzt stellt sich, wie gesagt, die Frage: Warum ist man mit diesem Flächenwidmungsplan vorgeprescht, wenn noch nicht einmal der Masterplan vorliegt? Glaubt StR Schicker, dass dieser Masterplan Furchtbares vorsieht und will dem vorgreifen, so nach dem Motto: Lieber einmal die gesetzliche Grundlage schaffen, denn wer weiß, was da noch kommt? Glaubt Schicker selbst nicht mehr daran, dass der Masterplan jemals hier vorliegen wird? Oder hat er Angst, dass man ihn zur Verantwortung zieht, wenn nicht alles bis 2008 fertig ist? – Es wurde ja schon zugegeben, dass es sich nicht ausgehen wird. 

Ich fordere Sie, Frau Stadträtin und Vizebürgermeisterin, auf, die Strategie zu ändern, mit den handelnden Personen zu sprechen und Geld in die Hand zu nehmen, um lokale Verbesserungsmaßnahmen betreffend Infrastruktur und Wege in offenen transparenten Verfahren vorzunehmen und nicht mit Geheimniskrämerei Geld der Stadt Wien zu verschwenden! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der nächste Redner ist Herr GR Kenesei. – Ich erteile ihm das Wort. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eine interessante Geschichte, die sich da rund um die angebliche Erneuerung des Wiener Wurschtlpraters mittlerweile seit Jahren – leider! – wie ein roter Faden durchzieht! 

Im Zusammenhang mit der Vergabe der Austragung der Europameisterschaft in Wien ist man draufgekommen, dass eigentlich auch das Umfeld des Wiener Stadions europameisterschaftstauglich gemacht werden sollte. Man ist auf die Idee gekommen, auch den Wiener Wurschtlprater und den Wiener Prater insgesamt einem Facelifting zu unterziehen. Aber wie ist es, wenn die SPÖ in Wien etwas in die Hand nimmt? – Es endet mit einem Desaster!

In diesem Fall endete es insofern mit einem Desaster, als zuerst einmal Herr Mongon ausgesucht wurde, um einen Masterplan zu machen. „His Master’s Plan“ war offensichtlich einzig und allein: Wie verdiene ich mit möglichst wenig Abliefern möglichst viel Geld? Das ist nämlich das einzige, was unterm Strich heraus gekommen ist! Herr Mongon hat 1,5 Millionen EUR eingesackt. Das, was er abgeliefert hat, war auch einmal in einem Amtsblatt der Stadt Wien zu sehen, nämlich eine Regalwand mit gelben Ordnern, wobei keiner gewusst hat, ob in den Ordern überhaupt irgendein Blatt Papier ist oder im ersten Ordner vorne nur seine Honorarnote hängt und der Rest leer geblieben ist. 

Dann hat es diverse Vorschläge gegeben wie: Wir bauen eine Seilbahn, wir bauen einen Sessellift, wir bauen eine Station und fahren oben drüber, wir fahren mit der Liliputbahn weiß Gott wohin. Es soll Verbesserungen betreffend die Infrastruktur, aber auch neue 
Ideen und neue Betriebe geben. Dann hat es Kommissionen gegeben, die kreuz und quer durch die Welt gefahren sind und sich alle möglichen Vergnügungsparks angeschaut haben.

Dann sind sie draufgekommen, dass all das für den Wiener Prater nicht passt, weil der Wiener Prater eine ganz andere Struktur hat: Hier sind nämlich Einzelparzellen und Einzelunternehmen, hier ist es nicht so wie in einem großen Vergnügungspark mit einem Zaun, wo man einmal Eintritt zahlt. Dann hat es die berühmte Diskussion gegeben, ob der Prater eingezäunt und Eintritt verlangt werden soll. Die Wiener SPÖ hat sich aber dann doch nicht getraut, den Wiener Prater zu privatisieren, zur Seite zu räumen und der Öffentlichkeit zu entziehen. 

Ich frage mich schön langsam, Frau Stadträtin: Wann kündigen Sie in einer Pressekonferenz zum x-ten Mal einen Masterplan, ein Konzept oder sonst irgend etwas an, verschieben aber gleich im nächsten Atemzug wieder die ganze Realisierung eines In-eventu-Masterplans – denn bis jetzt haben wir ihn immer noch nicht! – auf nach der Europameisterschaft? Es ist nämlich mittlerweile offensichtlich, dass Sie Jahre ins Land ziehen lassen haben, ohne auch nur einen Federstrich für Verbesserungen im Wiener Prater zu machen. Es hat sich dort absolut so gut wie nichts geändert! 

Wir haben ein paar neue Lampen bekommen, es sind ein paar Mistkübel angeschafft worden, wobei den Praterunternehmern gesagt wurde: Wenn ihr mehr haben wollt, dann müsst ihr dafür zahlen! Im Bereich des Schweizerhauses ist ein bisschen neu gepflastert worden, und das war’s! 

Jetzt ist einigen Unternehmern auf Grund des neuen Flächenwidmungsplans klar geworden, dass sie in Zukunft gar keinen Platz mehr im Wiener Prater haben werden, dass sie ausquartiert werden, dass ihnen nichts anderes angeboten werden wird und dass sie einfach weg müssen, weil eine andere Konzeption für ihren Standort vorgesehen ist: Es soll in Zukunft eine Parkgarage auf Parzellen entstehen, wo jetzt noch ein Betrieb ist. 

Ich muss sagen: Es ist wirklich jämmerlich, was mit einer Wiener Institution wie dem Prater aufgeführt wird! Die Wiener SPÖ ist offensichtlich in den Machtrausch verfallen zu sagen: Auch der Wiener Prater muss unter die Fittiche der Wiener SPÖ! Wohin das führt, das erleben wir jetzt ja im Wochenrhythmus! Wir können die Flops der letzten Wochen und Monate zurück verfolgen, sei es bei Grundstücksdeals, bei denen im Normalfall alles in die Hosen geht, sei es bei wirtschaftspolitischen Fragen, hinsichtlich welcher die Wiener Stadtregierung relativ blank da steht und keine Antworten hat, sei es bei städtebaulichen Projekten. Leider geschieht das jetzt auch beim Wiener Prater: Es gibt dort engagierte Unternehmer, die Stadt Wien erstickt jedoch jedes Engagement im Keim!

Wir werden Sie an Ihren Worten messen: Was wurde angekündigt und was wird tatsächlich verwirklicht? Jetzt geschieht einmal nichts! Bis zur Europameisterschaft versinkt der Wiener Prater offensichtlich wieder in einen Dornröschenschlaf, statt sich gerade bei der Europameisterschaft, bei der man im internationalen Blickpunkt steht und Hunderttausende Touristen und Fußballfans in der Stadt sind, zu präsentieren. Für die EM‑Besucher können wir dann eventuell irgendwo auf eine Tafel den Masterplan hängen und sagen: Wenn ihr in vier Jahren kommt, dann schaut es hier vielleicht so aus, wenn wir es uns nicht anders überlegt haben. (VBgmin Grete Laska: Die drei Sätze werden öfters wiederholt!) Das können Sie wiederholen! Wir werden Sie an Ihren Worten messen, und wir werden dann schauen, was tatsächlich bis zur Europameisterschaft 2008 geschehen ist! Ich befürchte, wenn Sie so weitertun, sind Sie wahrscheinlich zu dem Zeitpunkt nicht mehr im Amt! (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Ihre Ignoranz ist unglaublich!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zwiegespräche sind sicherlich für die Beteiligten sehr interessant, aber ich darf in der Reihenfolge der Wortmeldungen vorgehen. Zu Wort ist Frau GRin Novak. (Weitere Rufe und Gegenrufe von VBgmin Grete Laska und GR Günter Kenesei.) 
Ich bitte, der Frau Kollegin die Chance zu geben, ihre Wortmeldung zu beginnen, Kollege Kenesei!

Bitte, Frau Kollegin Novak. 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wahrlich: Der Wurschtl ist net zu daschlogn! Das hat auch die FPÖ richtig erkannt! Der zweite Teil des Titels der Aktuellen Stunde ist allerdings nicht richtig, denn die SPÖ hat überhaupt kein Interesse daran und probiert auch nicht, dort den Wurschtl zu erschlagen. Erstens geht das nämlich sowieso nicht, und zweitens sind wir mit dem Wurschtl sehr, sehr gut befreundet. Wir setzen uns immer sehr für den Wurschtl ein, er ist uns ein Herzensanliegen, so wie auch der Wurschtlprater.

Es wäre auch nicht unsere Diktion zu sagen, dass wir irgendjemanden erschlagen. Vielmehr haben wir in den letzten Jahren sehr viele und intensive Gespräche geführt und werden das auch in Zukunft tun.

Jedenfalls freut es mich aber, dass wir heute in der Aktuellen Stunde die Gelegenheit haben, wieder einmal über den Prater zu reden. Wir haben das in den letzten Jahren hier immer wieder getan, vor allem mit Frau Kollegin Cordon, die eine Praterexpertin war, mit der wir uns sehr gerne unterhalten haben und die vor allem die richtigen Dinge erkannt hat. Leider ist das von Seiten der GRÜNEN jetzt nicht mehr so, was sehr schade ist!

Eine Neuigkeit aus dem Prater im Zusammenhang mit dem Wurstel muss ich Ihnen auf jeden Fall erzählen, denn gerade die Bemühungen der Stadt Wien und der Sozialdemokratie haben es ermöglicht, dass ein langjähriger, seit Urzeiten bestehender Konflikt zwischen dem Wurstel und dem Kasperl bereinigt wurde. – Dazu ein kleiner Sidestep: Sie haben einen Kasperl mitgebracht und keinen Wurstel!

Der Konflikt zwischen dem Wurstel und dem Kasperl wurde also, wie gesagt, endlich bereinigt: Auf dem neu geschaffenen “Wurstelplatz“ wird nämlich ab sofort eine weitere Neuerung im Prater, nämlich der Wurstelbrunnen, stehen, und die beiden Schirmherren, der Kasperl und der Wurstel, werden diesen Wurstelbrunnen auch zieren und über die Spektakel im Prater wachen.

Dazu zieht am Wurstelplatz 1 der Wurstel ins Wursteltheater ein. Das wird die nächste Neuerung im Prater sein, und dort kommt auch der Kasperl hinein. (GR Marco Schreuder: Ist das der Masterplan?) Der Praterkasperl wird im Wursteltheater seine neue Heimat finden.

Das heißt, es gibt viele, viele Neuerungen, und ich habe jetzt nur einige genannt, über die sich alle freuen. Das werden wir auch bei den Internationalen Wursteltagen feiern, die am 18.6. stattfinden. Dazu möchte ich Sie alle recht herzlich einladen, vor allem Kollegen Kenesei! Er dürfte nämlich schon ewig lange nicht mehr im Prater gewesen sein, und vielleicht ist das ein Anlass, dass er sich wieder einmal dorthin begibt und mit offenen Augen durchgeht! Dann hätte er nämlich schon im Vorjahr erkennen können, wie viele Neuerungen und Maßnahmen es gegeben hat. (GR Günter Kenesei: Frau Kollegin! Ich bin öfters dort!)

Ich wiederhole noch einmal, was schon oft gesagt wurde: Der Masterplan ist kein Plan, den man auffalten und dann sagen kann: Da kommt das her, und da kommt das her. – Vielmehr ist der Masterplan ein Prozess, an dessen Anfang vor drei Jahren viele intensive Untersuchungen gestanden sind, wobei es nicht nur um die Verkehrsströme, um den Parkplatzbedarf und die Besucheranzahl, sondern vor allem um die Klärung von Fragen gegangen ist, wo sich die Besucher hauptsächlich im Prater aufhalten, wie oft sie kommen, wer kommt, wie alt sie sind, wie viel Geld sie ausgeben und so weiter und so fort.

Das war der Anfang, verbunden mit einer Präsentation von Möglichkeiten, die im Prater umsetzbar wären, und darauf folgte der Diskurs mit den Prater-Unter-
nehmerInnen. Das ist der Masterplan. Dieser Diskurs mit Herrn Mongon läuft jetzt einmal bis Juni. Dann wird es eine Abschlusspräsentation vieler, vieler Maßnahmen und Projekte geben, die Sie teilweise jetzt schon sehen können, wenn Sie die Augen aufmachen: So haben wir etwa die Frage der Sauberkeit gemeinsam mit der Stadtmarketing und Prater GesmbH schon voriges Jahr angegangen. Auch Fragen von Sicherheit, Information und Neuerungen wurden bereits gemeinsam mit Unternehmern der Fahrgeschäfte erörtert und so weiter und so fort. Schließlich ging es zum Teil auch um die Flächenwidmung.

Das ist der Prozess, der in den letzten Jahren stattgefunden hat und den es weiter geben wird. Dieser wird nicht im Juni enden, sondern wir werden weiterhin mit den 80 UnternehmerInnen verhandeln. So viel zum Thema Privatisierung: Der Prater gehört ja nicht der Stadt Wien. Die Unternehmer gestalten dort das Angebot, und ohne UnternehmerInnen wird sich dort gar nichts verändern, denn diese führen das Leben im Prater, tätigen Investitionen und haben auch ihre Verträge. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.)
Sie haben hier immer wieder versucht, Unruhe zu stiften und die UnternehmerInnen zu verunsichern! Was Sie behauptet haben, war aber nie der Fall und ist auch jetzt nicht der Fall! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Günter Kenesei.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Madejski hat sich gemeldet. – Bitte schön. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das, was wir derzeit im Umfeld der SPÖ im Zusammenhang mit dem ÖGB, mit der Partei selbst oder mit der BAWAG erleben, ist ein Sittenbild. Man könnte es milde so ausdrücken: Blinde führen Blinde.

Bevor ich zum Prater komme, noch eine wunderbare Ergänzung zu diesem Sittenbild: Letzteres zieht sich über sämtliche SPÖ-Organisationen und hat nun auch die Wiener Polizei erfasst. Auch dort spielt sich, und zwar ebenfalls im globalen roten Bereich, einiges ab, gar keine Frage: Intrigen werden gestartet, Leute werden angezeigt, Razzien werden angeblich verraten et cetera. – Auch das passt wunderbar in dieses Sittenbild!

Immer wieder tauchen in diesem Zusammenhang neue Leute auf, aber sie sind alle aus Ihrem Dunstkreis! So taucht dort zum Beispiel ein Herr Ex-Innenminister Schlögl auf – er wird heute in allen Zeitungen bereits zitiert –, der vom BAWAG Ex-Generaldirektor aufgefordert worden war, betreffend Konkurs der Firma Atomic einzuschreiten. Weiters tauchen Ex-Staatssekretär Wittmann, Ex-Finanzminister Staribacher und Herr Rettberg auf. Letzterer ist deswegen interessant, weil dieser – wie Sie sich erinnern werden – von einem der ehemaligen Bundeskanzler als großer Sanierer ins Feld geführt wurde. Ich brauche Ihnen nichts weiter zu sagen, Sie kennen diesen Bundeskanzler, der mit Herrn Rettberg bestens befreundet war!

Meine Damen und Herren! Bei der Betrachtung dieses ganzen Dunstkreises, ausgehend vom Polizeiskandal, von Prostitution, Drogen et cetera, komme ich unweigerlich zum Glücksspiel. Unweigerlich! Der Wiener Prater im Zusammenhang mit Glücksspiel passt wunderbar ganz genau in dieses Sittenbild hinein! Die SPÖ hat sich auch einmal geplagt, ins Glücksspiel einzusteigen, nur leider sind Sie auch dort gescheitert! Mit Herrn Schlaff und gemeinsam mit der BAWAG wollte die SPÖ ins Glücksspiel, Stichwort: Jericho. Dabei geht es um die 120 Millionen EUR, die die BAWAG echt abschreiben müssen wird. Dort haben Sie sich auch versucht, aber auch im Glücksspiel sind Sie, im Unterschied zur Österreichischen Volkspartei, kläglich gescheitert!

Jetzt komme ich zur Österreichischen Volkspartei: Diese hat sich im Bereich Glücksspiel viel cleverer verhalten! Das soll jetzt nicht heißen, dass die ÖVP im Glücksspiel agiert. Aber betrachten wir einmal, meine Damen und Herren, was da im Prater vorgegangen ist! Dort ist Folgendes passiert – Sie alle werden sich genau erinnern –: Ab 1997/1998 hat man im Automatenbereich versucht, die Kleineren aus verschiedensten Gründen aus dem Markt zu drängen. Interessanterweise sind im Prater nur Glücksspielautomaten, und zwar Geldspielautomaten, übrig geblieben, und zwar zu 99 Prozent solche, die von einer bekannten Firma in Österreich produziert werden, bei der auch maßgebliche ÖVP-Funktionäre schon jahrelang tätig waren; ob sie es noch immer sind, entzieht sich meiner Kenntnis.

Was hat denn die Frau Vizebürgermeisterin im Prater gemacht? – Das einzige, was im Prater funktioniert, ist das Glücksspiel der Firma Admiral, alles andere ist Stückwerk! Und die Firma Admiral wies ja – das haben wir hier auch schon einmal betont –, wenn man sich den Aufsichtsrat ansah, auch eine interessante Facette auf: Im Aufsichtsrat waren nämlich lauter SPÖ-Leute: Ex- Generaldirektoren der Bank Austria, auch Herr Kollege Strobl, der rechtzeitig Leine gezogen hat und richtigerweise dort zurückgetreten ist.

Schlussendlich hat die Firma Admiral über einen wirklich eigenartigen Mietvertrag eine Halle bekommen, und diese wunderbare Halle funktioniert traumhaft. Ich sage ja, dass das einzige, was im Prater funktioniert, das Glücksspiel ist, und zwar das Geldglücksspiel. Die Firma Admiral gehört in der Zwischenzeit mehrheitlich, und zwar zu über 75 Prozent, dieser einen Automatenherstellerfirma, von der ich behaupte, dass es dort durchaus Nähe zur ÖVP geben könnte. Ich brauche mir nur das Beispiel Niederösterreich anzusehen, wo die gleiche Firma tätig ist: Dort hat Herr Pröll eine SPÖ-Landes-
hauptfrau zur Brust genommen, die den Deal vielleicht nicht verstanden hat, der da zwischen gewissen Firmen und dem Herrn Landeshauptmann gelaufen ist. Sie hatte es nämlich gewagt zu widersprechen. Das Glücksspielgesetz wird jetzt nämlich in Niederösterreich auch eingeführt, ist eh klar! Und in Wirklichkeit ist dort hauptsächlich auch nur eine Firma tätig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte abschließend zu dem ganzen Prater sagen, es ist Stückwerk. Der Prater ist zu schade, um hier im Augenblick nur einer einzigen Branche, und zwar auf die nächsten Jahre, den Einflussbereich zu erweitern. Wenn es stimmt, was ich höre, will man dort in den nächsten zwei bis drei Jahren eine zweite Glücksspielhalle errichten, nämlich mit dem Argument, es wäre gescheiter, statt 2 000 Automaten in Wien herumstehen zu haben, das zu konzentrieren, damit weniger auf einigen wenigen Standorten passiert und einer der Standorte der künftigen zweiten großen Spielhalle in Wien sollte der Wiener Prater sein. Ich bin jetzt schon interessiert und es wird mich interessieren, welche Firma dann dort einen günstigen Mietvertrag bekommen wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist nicht die Praterentwicklung, die wir uns vorstellen. Machen Sie dem ein Ende und schauen Sie, dass der Prater wieder das wird, was er einmal war, eine Belustigung, eine Freude für die Touristen, für die Kinder, für die Wienerinnen und Wiener, denn Glücksspiel allein ist zu wenig und ist an sich auch verwerflich, weil es süchtig macht! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander. Ich erteile es ihr.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Meine Kollegin Sabine Gretner hat schon auf einige sehr fragwürdige Umstände rund um die Vorgangsweise, rund um den so genannten Masterplan, hingewiesen, Umstände, die sehr wenig mit einer transparenten Stadtplanung zu tun haben. Ich erinnere mich an eine Bezirksentwicklungskommission, als ich noch Bezirksrätin war. Schon damals gab es im Bezirk und auch bei den Praterunternehmen sehr viel Unmut. Wir haben uns damals Herrn Wurz eingeladen, um den Masterplan vorzustellen. Es war in Wirklichkeit ein Affront gegenüber den BezirksrätInnen, wo man über eineinhalb Stunden mit viel Sprachgirlanden genau nichts gesagt hat und uns zwischen den Zeilen mitgeteilt hat, dass wir auch in Zukunft über den Masterplan nichts erfahren werden. Das sei so, sagte damals Herr Wurz, das Wesentliche eines Masterplans, dass man nie über Details oder Inhalte spricht, sondern immer nur im Allgemeinen bleibt. 

In Wirklichkeit, das sehen wir jetzt beim Entwurf des Flächenwidmungsplans, sind die Entscheidungen schon längst getroffen. Es ist in der Leopoldstadt seit vielen Jahren üblich, der Bezirk bezieht die BezirksbewohnerInnen und vor allem die UnternehmerInnen nicht in Entscheidungen ein und geht an deren Interessen vorbei.

Mich freut es, Frau Kollegin Novak, wenn Sie sagen, dass meine Vorgängerin Cécile Cordon eine sehr angenehme Gesprächspartnerin war. (GRin Barbara Novak: Kompetent!) - Kompetent war sie auf jeden Fall. Nur war sie immer sehr entsetzt darüber, dass auch sie nie etwas erfahren hat. Sie hat sehr oft mit uns darüber gesprochen, auch mit mir, wie unglücklich die PraterunternehmerInnen und AnrainerInnen und alle, die daran interessiert sind, wie der Prater einmal ausschauen soll, sind, dass sie nie etwas erfahren. 

Bei der letzten Bezirksvertretungssitzung wurden sehr viele Anfragen gestellt. Nicht einmal der Bezirksvorsteher, Herr Kubik, ist nach eigenen Angaben in die Planung einbezogen worden. Zumindest will er es uns so glauben machen. Der Herr Bezirksvorsteher hat diese Anfragen entweder gar nicht beantwortet, wozu er das Recht hat, oder wenn doch immer mit dem Hinweis, dass er leider von nichts wisse. Es ist schon eigenartig, dass die SPÖ-Rathausfraktion sogar ihre eigenen Bezirksvorsteher ohne Informationen lässt, aber man hat gesehen, die Bewohner der Leopoldstadt nehmen das nicht so einfach hin. Das haben Sie auch bei den letzten Wahlergebnissen in der Leopoldstadt feststellen können. Die Reihe der bürgerfernen Planungen ist im 2. Bezirk endlos: Einkaufszentren, Parkhäuser, Hochhäuser, am Rand des Grünen Praters eine völlig verkorkste Planung am Gelände des Nordbahnhofs und so weiter. Und nun eine Neugestaltung des Praters, in Paris von Herrn Mongon am Reißbrett entworfen, die viele Menschen im Bezirk, sofern sie überhaupt informiert wurden, die Haare zu Berge stehen lassen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, es wird im Bezirk auf Verlangen der Bezirks-Grünen eine BürgerInnenversammlung stattfinden. Wie ich erfahren habe, hat sich der Bezirksvorsteher, möglicherweise angesichts des zunehmenden Unmuts, bereit erklärt, diese Versammlung noch während der öffentlichen Auflage des Flächenwidmungsplans abzuhalten. Ich würde mich sehr freuen, wenn wir bei dieser BürgerInnenversammlung auch Sie, Frau Stadträtin, dort antreffen würden und wenn Sie den BürgerInnen und BewohnerInnen Rede und Antwort stehen würden. (VBgmin Grete Laska: Ich bin nicht eingeladen!) Diese BürgerInnenversammlung ist notwendig geworden, weil Sie, Frau Stadträtin, bisher weder willens noch in der Lage waren, Ihren Bezirksvorsteher von den Plänen des Herrn Mongon zu informieren. Die zentrale Frage, die sich jetzt dringend stellt und bei dieser Bürgerversammlung beantwortet werden muss und die ich Ihnen, Frau Vizebürgermeisterin, als Verantwortliche konkret stellen werde: Werden Sie weiterhin die BewohnerInnen der Leopoldstadt im Regen stehen lassen?

Zum Abschluss erlauben Sie mir eine Bemerkung: Eine der drei Liliputbahnen wird in Zukunft "Grete" heißen. (VBgmin Grete Laska: Die heißt schon so! Da sind Sie zu spät dran!) Hoffentlich ist das kein böses Omen, denn es steht zu befürchten, dass diese Dampflok namens "Grete" weiterhin über alles im Prater fährt. (Beifall bei den GRÜNEN. - VBgmin Grete Laska: Sie wollen keine Dampflok mit moderner Betriebstechnik so wie die Liliputbahn! Sie haben es einfach nicht verstanden! Ich bin entsetzt von Ihren Vorschlägen! Die Liliputbahn heißt übrigens schon ewig so, nur da waren Sie mit dem Prater noch nicht beschäftigt!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult. - Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zur Kollegin Novak: Es ist ein starkes Stück, was Sie da abliefern! Als Antwort auf die Kritik der Opposition einfach eine Einladung für die Eröffnung am 28.6. auszusprechen, ist wirklich ein starkes Stück! Das muss ich Ihnen schon sagen! (GRin Barbara Novak: Weil Sie lauter falsche Behauptungen aufstellen! Sie sollen einfach nur einmal hinschauen!) Sie vergessen eindeutig die Anrainer! Sie vergessen eindeutig die Praterunternehmer! Und Sie verheimlichen auch, was bis jetzt mit den 1,5 Millionen EUR für Herrn Mongon passiert ist!

Wir sind uns alle, glaube ich, einig, dass der Wiener Prater mit seinem Umfeld zu den interessantesten Stadtentwicklungsgebieten gehört, vielleicht das interessanteste Stadtentwicklungsgebiet überhaupt. Vor allem die zentrale Lage, die Stadtlage dieses Areals unterscheidet es von den Freizeitoasen anderer vergleichbarer Städte. Das macht ihn umso wertvoller für unsere Wiener Bürger, aber auch für den Fremdenverkehr. 

Es war gut, Initiativen ins Leben zu rufen, den Prater zu modernisieren und attraktiver zu gestalten. Die kulturelle Dimension wurde eindeutig erkannt. Dafür kann man schon einmal ein Lob aussprechen. Aber wie so oft bei den Projekten der Gemeinde Wien werden, bevor man selber Überlegungen anstellt, teure Beraterdienste herangezogen. Der Kollege Kenesei hat das bereits anschaulich thematisiert.

Was aus unserer Sicht angestrebt werden muss, ist eine Entwicklung des Praters hin zu einem modernen Freizeit- und Erholungsgebiet, das dort nur gemeinsam, und das unterstreichen wir, mit den Praterunternehmen und den Anrainern umsetzbar ist. Das versteht sich von selbst.

Emmanuel Mongon hat 2004 in einem Interview für den "Falter" auf die Frage, wie er seine Konzepte umsetzen möchte, geantwortet: „Ich möchte Partner sein." Gemeint hat er Partner mit den Unternehmern, Partner mit der Stadt Wien. Beim derzeitigen Vorgehen kann man nicht von einer Partnerschaft sprechen, denn zumindest ein Partner, in diesem Fall die Unternehmer und die Anrainer werden weder in die Planungen involviert noch informiert, von den Bezirksräten des 2. Bezirks, die Kollegin hat das bereits gesagt, ganz zu schweigen. Irgendwie erinnert mich die ganze Pratergeschichte an die BAWAG-Affäre, alles zu verheimlichen und letztendlich die Allgemeinheit vor vollendete Tatsachen zu stellen. Ich glaube, der Kollege Tumpel wird das auch in den nächsten Tagen noch spüren. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Barbara Novak: Ihre Ausführungen sind unglaublich!)
Warum eine Neustrukturierung des Praters nur mit den dort ansässigen Unternehmen möglich ist, zeigen die Fakten. Über 4,2 Millionen Besucher geben pro Saison rund 100 Millionen EUR bei den ca 250 Betrieben mit den 1 000 Mitarbeitern - ganz wichtig - aus. Die Zahlen belegen, dass es sich hier um einen interessanten und vor allem lukrativen Wirtschaftsstandort handelt, der gepflegt und unterstützt gehört. Reine Ankündigungspolitik ist hier eindeutig zu wenig. Als 2004 Emmanuel Mongon der Öffentlichkeit vorgestellt wurde, war davon die Rede, dass, das wurde heute schon öfters gesagt, der Prater bis 2008, also bis zur Europameisterschaft, im neuen Glanz erscheinen wird. Die Europameisterschaft kommt näher, aber getan hat sich nichts außer einer Verunsicherung der Praterbetreiber und Anrainer.

Wir von der Wiener ÖVP unterstützen den Wunsch der Wienerinnen und Wiener nach einer Neustrukturierung und Modernisierung des ganzen Areals unter Beibehaltung des traditionellen Charakters. Modern und traditionell muss in diesem Zusammenhang kein Widerspruch sein. Wir wollen eine Freizeit- und Erholungsoase, die den Ansprüchen der Besucher gerecht wird. Einerseits soll niemand in seiner Urbanität behindert werden, andererseits muss auch die klassische Freizeitgestaltung gewährleistet werden. Immer mehr Freizeit und der Trend zur Lebensgesellschaft bilden die sozioökonomische Basis für eine erfolgreiche Positionierung des Praters. Die Praterunternehmer und die Anrainer sind an einer Verbesserung der Gestaltungssituation sehr interessiert. Man muss sie nur einbinden. 

Es hat also keinen Sinn, wenn man sich hier herausstellt und sagt, dass eh alles okay ist. Die Geheimniskrämereien um die Flächenwidmung und den Masterplan der Stadt Wien werden von den Beteiligten als Projektstillstand gewertet. Die Medienberichterstattung von heute gibt ihnen Recht. Bis Sommer 2008 passiert nichts, außer dass wir uns über eine Kombiaktion zwischen Prater und Tiergarten Schönbrunn freuen dürfen, und das um 1,5 Millionen EUR Entwicklungskosten. (GRin Barbara Novak: Sie haben mir nicht einmal zugehört!)

Das gesamte Praterareal, das ist auch unser Vorschlag, muss in einem größeren Zusammenhang gesehen werden. Das bedeutet für die Planung, dass eine Einbeziehung des Prater-Stadions bis hin zur Wehlistraße notwendig wird. 

Unser Fazit: Bei der Entwicklung der Stadtzone Prater ist in den letzten Jahren so gut wie nichts geschehen. Das ist ein trauriges Versäumnis, besonders im Hinblick, wie bereits gesagt, auf die Europameisterschaft, die als Trägerrakete fungieren hätte können. Diese Chance ist so gut wie vergeben.

Ich fordere Sie daher dringend auf: Nutzen Sie die verbleibenden zwei Jahre bis zur Europameisterschaft, um jetzt die Weichen zu stellen! Vielleicht gelingt es dann, zumindest bei den nächsten in Wien stattfindenden Sportgroßveranstaltungen, den Prater im neuen Glanz zu präsentieren, wenn es schon nicht bei der Europameisterschaft sein wird. Ich fürchte aber, dass sich das Karussell der Versprechungen und Hoffnungen weiterdrehen wird, ohne dass etwas passiert. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Redner ist Herr GR Hora. - Bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Der Kollege Mahdalik hat hier heraußen nicht den Wurschtl gehabt, sondern einen Kasperl. (GR Anton Mahdalik: Den Wurschtl gibt es nicht zu kaufen!) Wenn man ins Internet schaut und "FPÖ und Kasperl" sucht, dann kommt dieses Foto heraus. (Der Redner zeigt einen Internetausdruck her, auf dem Jörg Haider und eine Kasperlpuppe zu sehen sind.) Ich gebe es Ihnen nachher gern. Sie können den Text dazu selbst erfinden. (GR Johann Herzog: Das ist das BZÖ!) - Aha, Kindesweglegung BZÖ nennt man das! Früher hat es einmal LIF et cetera geheißen. Ihre Kontinuität hat der Wähler eh schon mit ihrem letzten Wiener Wahlsieg und der dementsprechenden Minderung Ihrer Abgeordneten bestraft. Da brauchen wir uns nicht mehr aufzuregen. (Beifall bei der SPÖ.)

Beim nächsten Wahlsieg sind Sie dann wieder ein paar weniger. 

Aber eines hat mich bei der heutigen Geschichte schon gewundert. Da sind einige Kolleginnen und Kollegen anderer Fraktionen hier gestanden und haben sich über den Prater unterhalten. Der Kollege Hoch hat sogar aus einer Studie zitiert, die ganzen Daten et cetera. Ich habe aber festgestellt, bei dieser Besucherzahl, die genannt wurde, können einige von Ihnen nicht dabei gewesen sein, weil zum Beispiel der Kollege Kenesei und auch der Kollege Mahdalik festgestellt haben, dass hinten beim Schweizerhaus der Wurschtlplatz dementsprechend gestaltet wurde. Der ist aber ungefähr 100 m vom Schweizerhaus entfernt. Natürlich haben Sie dann auch gar nicht sehen können, dass dementsprechende Infrastrukturleistungen in der Zwischenzeit umgesetzt wurden, zum Beispiel eine WC-Anlage, aber, wie die Kollegin Novak schon angekündigt hat, auch ein Brunnen vorgesehen ist. (GR Günter Kenesei: Das darf doch nicht wahr sein!)
Es ist also etliches geschehen, aber man muss halt mit sehendem Auge quer durch den Prater gehen und nicht warten, bis dort irgendetwas passiert und dass man schnell populistisch hingeht und sich Informationen einholt, die sachbezogen zwar stimmen, dass es ein Problem mit einem Pächter gibt, der seine Pacht nicht gezahlt hat, sie zwar der Subpächter gezahlt hat, aber der Originalpächter nicht, und das hier als Thema aufwirft. Aber das wird auch einer Lösung zugeführt. 

Wichtig ist es, dass der Prater auch in Zukunft, damit komme ich zur Kollegin Gretner, grundsätzlich die Möglichkeit einer entsprechenden Flächenwidmung hat. Flächenwidmung heißt ja nicht, wenn hier im Hause etwas beschlossen wird, dass am nächsten Tag der Bagger hinfährt und das entfernt. Flächenwidmung bedeutet ganz einfach, zukunftsorientiert, vorausschauend die Möglichkeit zu schaffen, wie man in dieser Stadt mit gewissen Teilen umgeht. Ganz einfach zukunftsorientiert.

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir noch etwas zu zitieren: Vor etlichen Jahren, als die Donauinsel hier beschlossen wurde, waren es nur die Sozialdemokraten, die diesen Weg gesehen haben, dass man für die Zukunft orientiert planen muss. Alle anderen Fraktionen waren nicht dabei, außer am Eröffnungstag. (GR Mag Harald STEFAN: Das stimmt ja nicht!) Und heute ist es eine Geschichte. Wenn Sie sich ein paar Tage zurückerinnern, haben alle geklatscht für dieses Vermächtnis Donauinsel, das heute dementsprechenden Zustrom aufweist und dementsprechend zukunftsweisend für dieses Europa, aber auch für diese Stadt, umgesetzt wurde. 

So nehme ich zur Kenntnis, dass Sie heute, denn wir werden sicher auch beim Flächenwidmungsplan wieder dieses Thema haben, nicht zustimmen werden. Aber ich nehme auch zur Kenntnis, dass Sie dann in der ersten Reihe fußfrei sitzen werden, wenn das dementsprechende zukunftsorientierte Konzept umgesetzt wird und unser Prater nicht nur den Wienern gehört, sondern auch vielen Millionen Fremden, die dort hingehen wollen, um sich zu amüsieren, sich zu erholen und dementsprechend zu flanieren, wenn viele Fremde dieses Angebot annehmen. 

Es ist für mich ganz interessant, dass sich eine Österreichische Volkspartei hier in Form des Herrn Kenesei hinstellt und ganz einfach sagt, der Prater gehört privatisiert. Meine Damen und Herren, es sind lauter Privatunternehmer, die dort sind, die Pachtverträge mit der Stadt haben. Der Grundeigentümer ist die Stadt. Die Unternehmer haben aber Pachtverträge und können selbst bestimmen, welche Fahrgeschäfte sie machen. Wir versuchen, ihnen die Leitlinien und den Rahmen zu geben, dass dieses Werk dort dementsprechend ist. (GR Günter Kenesei: Die müssen dort etwas machen!)
Herr Kenesei, wir zwei können uns gern über dieses Thema duellieren! Sie sind einmal rechts gesessen, jetzt sitzen Sie links, von hier aus gesehen. Das ist halt im politischen Leben so. Damit muss man auch umgehen. Dort hätte ich erwartet, dass Sie noch Visionen haben. Jetzt haben Sie keine mehr. Das ist so!

Meine Damen und Herren, wir Leopoldstädter Mandatare stehen hinter dem Prater. Wir stehen auch hinter den Visionen, wie es im Prater weitergehen wird. (GR Günter Kenesei: Und Sie bleiben nur stehen!) Ich bin davon überzeugt, dass am Ende des Tages auch Sie unserer Meinung sind. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren, die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vom Klub der Freiheitlichen 13, vom Grünen Klub 3 und vom ÖVP-Klub 32 eingelangt sind. 

Bei den Anträgen schaut es so aus, dass 2 vom Klub der Freiheitlichen, 2 vom Grünen Klub und 2 vom ÖVP-Klub eingelangt sind. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 6 bis 8, 10, 14, 15, 18 bis 24, 26, 30, 33 bis 42, 44 und 46 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt.

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass im Sinne des § 25 der Stadtverfassung die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 16 zum Schwerpunkt-Ver-
handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern 17, 25, 27, 28, 29, 31, 2, 3, 4, 5, 45, 43, 32, 9, 11, 12 und 13.

Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 16 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention für die Bespielung des Theaters an der Wien, des Raimund Theaters und des Ronacher Mobile. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Stefan. Die Redezeit beträgt für die erste Runde maximal 40 Minuten. - Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vorweg, damit wir keine tatsächliche Berichtigung machen müssen: Die Donauinsel ist damals auch mit Zustimmung der FPÖ errichtet worden. Das war für Pawkowicz ein ganz großes Anliegen. Das war hier also einfach eine Falschmeldung und das sollte nicht so stehen bleiben. (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Wir haben die ÖVP gemeint!) - Aber es wurde gesagt, alle Parteien waren dagegen, und das war falsch. (GR Godwin Schuster: Die GRÜNEN waren auch nicht da!)

Jetzt sind wir aber bei den Vereinigten Bühnen, ein Thema, das uns immer wieder beschäftigt. Immerhin eine Subvention von sage und schreibe 34 Millio-
nen EUR für ein Jahr, also eine der größten Aufwendungen, die die Stadt Wien überhaupt hat. Ein maßgeblicher Teil davon wird für das Musical verwendet, also 14 Millionen EUR in etwa für das Musical. Ein Thema, das wir immer wieder hier anbringen, ist, dass es unverständlich ist, dass das Musical, das doch eine sehr breitenwirksame Kultursparte ist, durch Subventionen derart massiv unterstützt werden muss. Es gibt genug internationale Beispiele, dass es auch anders geht, dass Musicals sogar Gewinne einfahren können. Es gab immerhin jahrelang ausverkaufte Säle, trotzdem müssen wir dermaßen zuschießen. 

Es ist doch zu erkennen, dass die Stadt Wien und die Verantwortlichen bei den Vereinigten Bühnen nicht einmal im Ansatz versuchen, etwas zu ändern, weil die Subvention Jahr für Jahr fortgeschrieben wird. Sie wird maximal leicht erhöht, aber es wird niemals darauf eingewirkt, dass man anders vorgehen könnte, dass man besser wirtschaften könnte, dass man das anders machen könnte.

Ein Beispiel, das auch das Kontrollamt aufgegriffen hat, war das Musical "Wake Up", das tatsächlich schlecht gelaufen ist, wo Geld unmittelbar in den Sand gesetzt wurde. Das kann natürlich passieren, aber bezeichnend war, dass es nicht möglich war - zumindest das Kontrollamt hat es so kritisiert -, einzelne Produktionen und den Erfolg einer einzelnen Produktion herauszurechnen. Das ist ein sehr starker Hinweis darauf, dass hier nach dem Motto "Das Geld kommt sowieso, geben wir es halt aus und machen wir es uns damit nicht zu schwer." gewirtschaftet wird.

Zum Thema Opernbespielung im Theater an der Wien möchte ich noch nichts sagen. Da werden 20 Millionen EUR für ein Projekt aufgewandt, das durchaus interessant ist. Jetzt, im ersten Jahr, wird man das schwer schon beurteilen können. 

Das Musical ist an sich noch problematisch, nicht nur, weil es so breitenwirksam ist, sondern weil auch hier ein klares Konzept vollkommen fehlt. Es ist niemals untersucht worden, wohin das Musical geht. Ist die Spitze des Musicals oder der Besucherzahlen nicht schon längst überschritten? Ist das nicht in Wirklichkeit eine Sparte, die massiv abbaut? Wohin geht das Musical in nächster Zeit? Gibt es Groß- oder Kleinproduktionen? Werden wir Eigenproduktionen machen? Es gibt dazu kein wirkliches System. Es gibt dazu kein Konzept. Trotzdem wird das Ronacher mit einem unglaublichen Aufwand von 40 Millionen EUR umgebaut, mit echter Großmannssucht, mit einer Probebühne, die genauso groß sein muss wie die Bühne, und Ähnlichem, ohne zu wissen, was man eigentlich einmal damit machen wird, und ob dann, wenn das Ronacher, man muss dazusagen zum zweiten Mal, umgebaut wurde, überhaupt noch ein Bedarf für derartige Produktionen besteht. Hier wird ganz schlecht gewirtschaftet. Das ist ein Punkt, den wir Jahr für Jahr ablehnen.

Noch dazu ist die Kontrolle der Vereinigten Bühnen durch die Ausgliederung massiv erschwert worden. Es wird uns zwar jedes Mal wieder gesagt, wir können uns, nachdem das eine GesmbH ist, im Firmenbuch den Jahresabschluss anschauen. Sicher, das stimmt schon, neun Monate nach Ende des Geschäftsjahrs wird er dann dort liegen und wir können uns anschauen, wie gewirtschaftet wurde, aber das ist nicht Sinn einer Kontrolle für Abgeordnete, wenn es um 34 Millionen EUR geht, die wir hier beschließen sollen, die dem Steuerzahler entnommen und jemandem gegeben werden. Dass wir uns erst neun Monate nach Ablauf des Geschäftsjahrs einmal anschauen, wie die damit umgegangen sind, kann nicht Sinn der Sache sein. Daher sind wir immer massiv dagegen aufgetreten, dass das in dieser Form ausgegliedert wurde, ohne uns die Möglichkeit zu geben, es zu kontrollieren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Alle unsere Anträge und Versuche, hier verbesserte Kontrolle zu bekommen, während des laufenden Geschäftsjahrs eine Information zu bekommen, sind bis jetzt abgeblockt worden. Das stimmt uns natürlich nicht wirklich sehr positiv. 

Diese Kombination aus mangelnder Kontrolle, mangelnden Zukunftsvisionen und schlechtem Wirtschaften bewegt uns dazu, leider, muss ich schon sagen, wie jedes Jahr auch heuer wieder diese Subvention abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mein Vorredner, Herr Stefan, hat auf einige der Kritikpunkte, die wir teilen, schon Bezug genommen. Allerdings möchte ich noch etwas deutlicher werden und kann auch nicht verhehlen, dass ich mich darüber ärgere, dass weder der Kulturstadtrat noch der Finanzstadtrat bei dieser Debatte anwesend sind. Es geht immerhin um einen der größten Posten, den wir in der Kultur vergeben. (VBgm Dr Sepp Rieder, zwischen den Sitzreihen stehend: Ich stehe hier, Frau Kollegin!) - Herr Finanzstadtrat, es ist schön, dass zumindest Sie da sind! Das freut mich sehr! Der Herr Mailath-Pokorny hat heute, glaube ich, eine Pressekonferenz absolviert. Ich finde es bedauerlich, dass er sich noch nicht die Zeit genommen hat, nach einer Stunde wieder da zu sein. (GR Christian Oxonitsch: Er ist schon unterwegs! Aber er kennt den Akt, Sie werden es nicht glauben!) - Ich weiß, dass er den Akt kennt, lieber Herr Oxonitsch, aber ich will doch versuchen, eine sehr ernsthafte Debatte darüber zu führen (GR Mag Andreas Schieder: Ihre Eitelkeit wird es verkraften, noch fünf Minuten zu warten!) und finde es bei weitem nicht so amüsant wie Sie, dass der Herr Stadtrat diesen Akt kennt, wir ihn aber de facto nicht kennen! 

Das ist auch Kern meiner Kritik, die ich heute anbringen will. Das, was wir für 34 Millionen EUR bekommen, sind fünf oder sechs dürre Seiten, die aus einem allgemeinen Text der MA 7, einem schlampig ausgefüllten Formular und aus eineinhalb Seiten Budgetkalkulation bestehen, sehr geehrte Damen und Herren, die auf unsere Nachfrage um einige Anmerkungen durch die Abteilung ergänzt wurden, denen wir quasi als Geste Wohlwollens entnehmen dürfen, welche Erlöse und welche Aufwände, allgemein gesprochen, die Vereinigten Bühnen Wien haben.

Sehr geehrte Damen und Herren, jene von Ihnen, die mit Kulturakten vertraut sind, wissen, dass es zumindest früher so war, dass jeder Subventionsnehmer, der auch nur 500 EUR beantragt hat, ausführliche seitenlange, ins Detail gehende Anträge schreiben musste, in denen genau aufgelistet war, wie viel Geld er für welches Personal, für welche Produktionen, für welche Veranstaltungen ausgeben wird. Die Vereinigten Bühnen Wien begnügen sich, zumindest laut jenen Informationen, die wir vom Herrn Stadtrat erhalten, mit eineinhalb Seiten einer Excel-Kalkulation. Sehr geehrte Damen und Herren, wenn das der Stil ist, in dem die SPÖ diese Stadt regiert, und wir hatten in den letzten Tagen und Wochen ausführliche Diskussionen auch über diverse andere, sagen wir einmal, spekulative, Geschäfte, die im Umfeld der SPÖ vonstatten gegangen sind, dann verstehe ich, wie es dazu kommen konnte, dass es niemandem aufgefallen ist, dass Milliarden in der Karibik versenkt worden sind, weil die Kalkulationen vermutlich genauso ausführlich waren. Vermutlich haben die Aufsichtsräte der BAWAG auch nichts anderes zu Gesicht bekommen als wir im Fall der Vereinigten Bühnen. 

Dass wir das allerdings nicht auf uns sitzen lassen, zeigt nur, dass wir ein bisschen mehr von Kontrolle verstehen als die SPÖ, wenn sie sich, so wie es meine Kollegin Maria Vassilakou treffend formuliert hat, täglich selbst in den Spiegel schaut und das dann das Vieraugenprinzip ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 34 Millionen EUR für die Vereinigten Bühnen sind nicht wenig Geld. Uns auf diese Weise mit null Information abzuspeisen, ist, gelinde gesagt, eine Frechheit. Noch frecher wird die Sache allerdings, wenn dann solche Dinge passieren, wie dass die Vereinigten Bühnen Wien eine OTS, eine Presseaussendung, machen, für deren Inhalt sie selbst verantwortlich sind und worin der Satz steht: „Aus dem Kulturbudget kommen 24,5 Millionen EUR. Weitere 6,6 Millionen EUR werden vom Eigentümer Wien Holding bereitgestellt." Jetzt liest man diese Presseaussendung und denkt sich, das ist aber wirklich großzügig von der Wien Holding, dass sie 6,6 Millionen EUR für die Vereinigten Bühnen zur Verfügung stellt. Viele Journalisten haben das ebenso gelesen und haben sich gedacht, das ist wirklich großzügig, dass die Wien Holding die Kultur subventioniert, fördert, unterstützt. Das Hundsgemeine an der Sache ist, dass das eine völlige Verschleierung der Tatsachen und auch eine Irrführung der Öffentlichkeit darstellt, denn wahr ist vielmehr, wie wir dem Subventionsakt entnehmen können, dass diese 6,6 Millionen EUR von der Wien Holding zur Verfügung gestellt werden, damit sie die Stadt Wien über die nächsten Jahre in Raten zurückzahlen kann. Ich weiß nicht, wie Sie das sehen, aber wenn ich so einen Satz formuliere, dann freue ich mich quasi und bedanke mich damit bei der Wien Holding implizit, dass sie so spendabel ist. Schmecks, es handelt sich ausschließlich um nichts anderes als um einen Kredit. 

Auf meine Frage, zu welchen Zinsen und Bedingungen es hier eigentlich Geldverschiebungen gibt, habe ich im Ausschuss die lapidare Antwort bekommen: „Na ja, wir wissen noch nicht, wie die Zinsen in den nächsten Jahren sein werden. Also darauf können wir jetzt eigentlich keine Antwort geben." 

Sehr geehrte Damen und Herren, auch 6,6 Millio-
nen EUR sind ja kein Pappenstiel, wie man so schön sagt, sondern viel Geld. Die Art und Weise, wie ich hier leicht schlampig, sagen wir einmal, freundlich ausgedrückt, mit dem Geld der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler umgegangen wird, finde ich mehr als bedenklich. 

Und offen gestanden, die Weigerung der Kulturabteilung, uns ausführlichere Informationen über die Produktionskosten der einzelnen Produktionen der Vereinigten Bühnen Auskunft zu geben, stimmt mich ärgerlich und besorgt. Was ich dabei wirklich nicht verstehe, ist, wieso sich irgendjemand Sorgen macht, transparente Zahlen auf den Tisch zu legen. Nicht anders kann ich diese Verschleierungstaktik, die heute quasi nur einen neuen Höhepunkt findet und die letzten Jahre immer in diesem Gemeinderat geherrscht hat, was die Vereinigten Bühnen betrifft, interpretieren, nämlich dass es etwas zu verbergen gibt. Die Frage ist nur, was. Warum können uns die Vereinigten Bühnen Wien keinen halbjährlichen Bericht im Gemeinderatsausschuss abliefern? Warum ist es nicht möglich, detaillierte Kalkulationen an die Opposition abzuliefern, oder vielleicht auch an die Gemeinderäte der SPÖ? Ich weiß nicht, ob deren Wissen um Fakten besser ist. Aber wie sollen die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte hier informierte Entscheidungen treffen können, wenn sie eineinhalb Seiten lockerflockige Budgetkalkulationen und keine weiteren Informationen, die darüber hinausgehen, vorgesetzt bekommen? 

Wir werden das sicher nicht auf uns sitzen lassen. Der Herr Stadtrat wird von uns eine ausführliche schriftliche Anfrage bekommen, in der wir all die Dinge nachfragen, die aus unserer Sicht aus den Unterlagen, die wir bisher erhalten haben, unbeantwortet bleiben. Ich erwarte mir detailreiche Antworten daraus. Denn wenn die nicht kommen, kann ich nur glauben, dass es, wie ich schon sagte, etwas zu verbergen gibt, dass man sich Sorgen machen muss, dass es irgendwelche Gründe gibt, aus denen wir nicht wissen dürfen, wie viel Geld für das Orchester ausgegeben wird, wie viel Geld für einzelne Produktionen ausgegeben wird, wie viel Geld für ein Bühnenbild ausgegeben wird.

Sehr geehrte Damen und Herren, es gibt aber auch durchaus handfeste inhaltliche Gründe, warum wir diese Subvention nun schon seit einiger Zeit ablehnen. Sie wissen, dass wir in den letzten Jahren immer sehr skeptisch der so genannten Neuordnung der Vereinigten Bühnen gegenübergestanden sind, dass unsere Position immer jene war zu sagen, Wien braucht kein viertes Opernhaus. Darum geht es im Grunde bei dieser Neuordnung. Es geht darum, dass es in Wien nun nicht mehr nur die Staatsoper, die Volksoper und die Kammeroper gibt, sondern auch das Theater an der Wien mit einer klassischen Bespielung, mit einem starken Opernsektor. Braucht eine Stadt wie Wien ein viertes Opernhaus? Wir meinen, Wien braucht es nicht. Es gibt viele andere Bereiche in dieser Stadt, wo es wirkliche Defizite gibt, wo es ein Publikum gibt, das kein Angebot findet, wo es wirklich unterstützenswertere Initiativen gäbe, als noch mehr Geld und noch mehr Geld und noch mehr Geld und noch mehr Geld in das große schwarze Loch der Vereinigten Bühnen zu pumpen. 

Ich bin neugierig, was der Umbau des Ronacher bringen wird. Bisher haben wir weder Betriebskonzepte noch Detailplanungen inhaltlicher Natur noch Kalkulationen darüber, was dort genau in welchem Umfang wann und wie passieren wird, gesehen. Auch das ist ein Teil jener Verschleierungspolitik, die die Kulturabteilung uns gegenüber fährt. Ich gehe davon aus, die Vereinigten Bühnen geben seitenweise Konzepte ab und die Kulturabteilung weiß sehr genau, was wir nicht bekommen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, schwarze Löcher gibt es in dieser Stadt genug, oder sagen wir besser rote Löcher. Sie wissen, der richtige Terminus technicus ist nun einmal das "schwarze Loch", also sagen wir rot-schwarze Löcher gibt es in dieser Stadt genug. Wir werden diesem Akt nicht zustimmen. Ich erwarte mir detailreiche Aufklärungen darüber, was mit diesen 34 Millionen EUR im Jahr 2006 von Seiten der Vereinigten Bühnen Wien geschehen wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

34 Millionen EUR Subventionsansuchen sind kein Bettel. Das ist sehr viel Geld. Es ist ganz interessant, in Fortführung dessen, was meine Vorrednerin und die Vorredner gesagt haben, dem Akt nachzugehen. 

Vier Tage, ehe sich der Gemeinderatsausschuss mit dem Subventionsansuchen der Vereinigten Bühnen Wien beschäftigen konnte, hat Herr Häußler eine Presseaussendung gemacht. Sie wurde auch schon zitiert. Darin sagt er Folgendes: „Für 2006 wird der Antrag der VBW kommenden Dienstag im Gemeinderatsausschuss für Kultur behandelt, der ein Budget von 31,5 Millio-
nen EUR ausweist, wovon 14,5 Millionen EUR dem Mu-
sical und 16,6 Millionen EUR dem klassischen Bereich zufließen. Aus dem Kulturbudget kommen 24,5 Millio-
nen EUR. Weitere 6,6 Millionen EUR werden vom Eigentümer Wien Holding bereitgestellt." - Marie Ringler hat schon darauf hingewiesen, dass die Zahlen so nicht stimmen und dass offenbar eine Irreführung der Öffentlichkeit mit derartigen Aussendungen bezweckt ist, noch dazu vier Tage, ehe sich der Ausschuss damit beschäftigen kann. Sie vollziehen also offenbar dann im Ausschuss und im Gemeinderat das, was Ihnen Herr Häußler vorgibt. 

Im Ausschuss selbst wurde ein Akt vorgelegt, das wurde auch schon gesagt, der an Intransparenz, Verschleierung könnte man auch sagen, nicht zu überbieten ist. Ein Budget auf zwei Seiten, das keinerlei Details ausweist, sondern nach dem Motto "Friss, Vogel, oder stirb!" die Zustimmung oder die Ablehnung verlangt. 

Auf Befragen hat der Herr Stadtrat dann wenigstens einige Details nachgeliefert. Die sind ganz interessant. Es gab nämlich in der ursprünglichen Budgetaufstellung weder Personal- noch Sachaufwand. Der wurde nachgeliefert und da zeigt sich möglicherweise, warum diese Zahlen nicht alle genannt werden. 

Das Raimund Theater erlöst 11,3 Millionen EUR und hat einen Personalaufwand von 17,6 Millionen EUR. Das heißt, nicht einmal der Personalaufwand dieses Theaters ist durch die kumulierten Erlöse, selbst Mieterlöse sind dabei, zu decken. 
Das Ronacher Mobile hat Erlöse von 1,3 Millio-
nen EUR und einen Sach- und Personalaufwand von 2,9 Millionen EUR.

Beim Theater an der Wien ein ähnliches Bild: Erlöse von 3,1 Millionen EUR, Personalaufwand 10,9 Millio-
nen EUR. 

Was wird sozusagen mit dem Geld gemacht? Im Theater an der Wien gibt es 71 Opernproduktionen und 39 Konzerte im laufenden Jahr. Insgesamt wird 110 Ta-
ge zu einer Summe von 21,1 Millionen EUR gespielt. In dem Fall kann man nicht mehr von Schließtagen sprechen, sondern muss eher von Öffnungstagen sprechen. Ein paar Tage im Jahr hat dieses Theater, dieses Prestigeprojekt, offen, und das für 20 Millionen EUR. 

Das zeigt eine nicht nur nichttransparente Gebarung der Vereinigten Bühnen Wien, sondern zeigt insgesamt eine desaströse Finanzierung, die durch Subventionen in beliebiger Höhe abgedeckt werden soll. Weil es zuerst geheißen hat, die Höhe zusätzlicher Zinserträge und zusätzliche Zinskosten für die Vorfinanzierung könne man nicht sagen, zeigt dieses Modell, wie mit öffentlichem Geld umgegangen wird.

Wenn Sie sich an den Kontrollamtsbericht erinnern, der das Musical "Wake up" sehr genau untersucht hat, dann werden Sie die Skepsis verstehen können, mit der wir diesen Dingen gegenüberstehen. Das Rechnungswesen der Vereinigten Bühnen Wien hat eine auf die gesamte Spielzeit der Eigenproduktion "Wake up" bezogene Ergebnisrechnung vorgelegt, die einen Verlust von 12,7 Millionen EUR auswies. Ein einziges Musical 12,7 Millionen EUR Verlust, da stellt sich schon die Frage der Sinnhaftigkeit der Finanzierung von Musicalproduktionen mit öffentlichen Mitteln. 

Dann ist vielleicht noch ganz interessant, dass in diesem Kontrollamtsbericht sich auch folgender Satz findet: „Aus Gründen der Vollständigkeit wären auch die mit dem Souvenirverkauf zusammenhängenden Aufwendungen und Erträge, die anfielen, auszuweisen und zuzurechnen, sodass sich der Gesamtverlust, wenn man das abzieht, um 0,01 Millionen EUR auf 12,71 Millio-
nen EUR erhöht." 

Hier zeigt sich, welche sozialdemokratische oder sozialistische Politik gemacht wird. Geld spielt offenbar keine Rolle, wie sich auch in anderen Fällen, gerade in diesen Tagen, zeigt. Daher können wir diesem Akt, der wirklich die Fakten verschleiert und nur auf peinliches Nachfragen das eine oder andere kleine Faktum ausweist, sicher nicht zustimmen! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. (GR Dr Wolfgang Aigner: Nein, ich bin gestrichen!) - Dann ist jetzt Herr GR Woller zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Beschluss über die finanziellen Mittel für die Vereinigten Bühnen Wien ist die Umsetzung der großen Reform des Musiktheaters in Wien und insbesondere der Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus. Es ist das ein jahrzehntelanger Wunsch aller relevanten Kräfte in dieser Stadt gewesen. Das waren die Kulturpolitiker, die das jahrzehntelang gefordert haben. Das waren insbesondere die Künstlerinnen und Künstler und Kulturschaffenden, die das gefordert haben. Auch alle relevanten Kulturjournalisten haben das immer gefordert. 

Ich bringe jetzt einen ganz unverdächtigen Zeugen. Gert Korentschnig hat im "KURIER" am 9. Jänner geschrieben, das ist so schön, das muss ich wirklich zitieren: „Seit Jahrzehnten wurde über die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus, die ja nur eine Rückverwandlung zur ursprünglichen Bestimmung ist, diskutiert. Nun ist es zur Freude aller prominenten Vorkämpfer und Musikfreunde so weit. Aber ist diese Entscheidung der Stadt Wien auch wirklich richtig?" Gert Korentschnig sagt eindeutig: „Ja." – „Ist der Zeitpunkt, das Mozartjahr 2006, der logische? Ja und nochmals Ja,", schreibt Gert Korentschnig, „weil es das beste, wahrscheinlich sogar das weltbeste Haus für Mozart ist. Verträgt Wien ein drittes Opernhaus? Ebenfalls Ja, weil Wien immer noch als die Welthauptstadt der klassischen Musik wahrgenommen wird und man daher gar nicht genug für dieses Genre tun kann. Kostet die Opernbespielung nicht viel zu viel Geld? Nein, weil erwiesen ist, dass Investitionen in den Kulturbereich meist vielfach zurückkommen." - Nun, das war nicht der Pressedienst der SPÖ, sondern das war ein sehr unverdächtiger Zeuge aus dem "KURIER". Wie wir wissen, weiß der "KURIER" in aller Regel, wo es langgeht.

Es war aber nicht nur ein Wunsch der Künstler und der Journalisten, es war auch ein Wunsch der ÖVP und der FPÖ. Das haben die Herren der Opposition vergessen. Im Jahr 2002 noch haben die ÖVP und die FPÖ einen Antrag hier im Gemeinderat auf Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus gestellt. Ganz anders als heute hat damals der Gemeinderat einstimmig zugestimmt. Das heißt, der Antrag der FPÖ und ÖVP wurde einstimmig vom Gemeinderat beschlossen.

Viele haben von dieser Umwandlung des Theaters an der Wien geträumt, viele haben darüber gesprochen. Die Stadt Wien hat es umgesetzt. Die Stadt Wien hat nämlich nicht nur Visionen, sondern sie setzt sie auch um. Das ist ganz großer Wurf von StR Mailath-Pokorny, dem hier ein Jahrhundertwurf gelungen ist. Generationen von Politikern haben darüber gesprochen, Andreas Mailath-Pokorny hat es in fünf Jahren umgesetzt. Das ist ein Faktum, das man nicht wegdiskutieren kann. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist doch ein Witz!) Damit wird er zweifellos in dieser Stadt Geschichte schreiben! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist Kabarett! Das ist schlechtes Kabarett!)
Es ist das nicht nur eine historische Entscheidung, ein über 200 Jahre altes Opernhaus seiner ursprünglichen Bestimmung zu übergeben, es ist auch einzigartig in Österreich und in Europa. Fast überall wird im Kulturbereich gespart. In der Bundesregierung wird massiv gespart. Andere Städte wie Graz wissen nicht mehr, wie sie ihre Kulturaufgaben finanzieren können. In anderen Städten im Ausland werden Theater zugesperrt, wie beispielsweise das berühmte Theater am Turm in Frankfurt. In anderen Städten werden Theater zusammengelegt, wie die drei Opernbühnen in Berlin, die zusammengelegt werden, was insgesamt nur eine versteckte Schließung von Theaterräumen ist. Ganz im Gegensatz dazu eröffnet Wien ein neues Opernhaus, und zwar nicht eine kleine Bühne irgendwo in Kellertheatergröße, sondern ein Opernhaus mit tausend Sitzplätzen in einem historischen Gebäude. 

Wien investiert in seine Stärke. Da wurden wir auch durch eine wissenschaftliche Studie der Infora bestätigt, die sagt, dass das große Musiktheater zentrale Bedeutung für den Städtetourismus und den Kongresstourismus in Wien hat. 26 Prozent der Wien-Besucherinnen und -Besucher besuchen ein Musical, 28 Prozent der Wien-Besucherinnen und -Besucher besuchen eine Opernaufführung. Das heißt, Wien investiert in die richtige Richtung, in die Kunst und Kultur. Wien investiert in seine Stärke als Musikwelthauptstadt. Wien investiert zusätzliche Mittel. Da werden zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt. Da wird niemandem etwas weggenommen. Da wird nicht umverteilt. Obwohl der Bund in Wien jedes Jahr den Wiener Kulturinstitutionen die Mittel um 5 Millionen EUR gekürzt hat, haben wir die Kulturmittel in der Stadt Wien insgesamt erhöht und schaffen neue Häuser.

Die neue Oper an der Wien ist aber nicht nur aus touristischen Gründen oder aus Umwegrentabilitätsgründen wichtig, sondern ist auch aus künstlerischen Gründen wichtig, weil wir hier nicht nur das ideale Mozarthaus haben, sondern auch eine künstlerische Lücke geschlossen wird, nämlich erstmals ein großes qualitatives Haus für die Barockoper geschaffen wird. Das Theater an der Wien wird nach dem Jahr 2006 die Barockoper im Theater an der Wien spielen, von Monteverdi bis Mozart, wird aber auch zeitgenössische Opern bringen und wird den zwei großen Orchestern, die bisher keine Opernspielstätte in dieser Stadt hatten, nämlich den Wiener Symphonikern und dem Radio Symphonieorchester, eine Spielstätte geben. 

Das heißt, Wien wird hier neue künstlerische Qualität schaffen. Das ist auch die Antwort auf die Frage, warum wir ein viertes Opernhaus brauchen. Wir brauchen insgesamt natürlich kein viertes Opernhaus, wir schaffen ein viertes Opernhaus, aber wir sind davon überzeugt, dass wir in Kürze zumindest ex aequo Erster sind. Die Erfolge der ersten drei Monate geben uns Recht, dass das Theater an der Wien nicht das vierte, sondern das erste Opernhaus in dieser Stadt sein wird. 

Das Neue am Theater an der Wien ist der Stagione-Betrieb. Dieser Betrieb ist international durchaus Norm. Das ist in Brüssel so, das ist in der Mailänder Scala so und das ist in Chicago und in vielen anderen Opernhäusern dieser Welt so, dass nicht Repertoire gespielt wird, sondern im Stagione-Betrieb. Das bringt insgesamt mehr Qualität. Es bringt mehr Qualität, weil jede Aufführung in der Erstbesetzung, in der besten künstlerischen Besetzung, gespielt wird. 

Es gibt insgesamt durch das Theater an der Wien mehr neue Produktionen. Die Staatsoper bringt jedes Jahr vier Premieren heraus. Im Theater an der Wien werden jedes Jahr zehn Premieren gespielt werden. Und die werden gleich oft gespielt werden, wie die neuen Produktionen in der Staatsoper. In der Staatsoper wird jede Neuproduktion während eines Jahres siebenmal aufgeführt. Im Theater an der Wien wird jede Neuproduktion acht- bis zehnmal aufgeführt. Das heißt, insgesamt wird hier viel neues Kunstschaffen geboten.

Es ist nur eine Frage der Betrachtungsweise, was ein Schließtag ist. Natürlich gibt es Schließtage, aber wenn 40 Jahre lang dieselbe "Tosca" in der Staatsoper gespielt wird, ist eigentlich an diesem Abend auch Schließtag für diejenigen, die sie schon vor 40 Jahren, vor 30 Jahren oder vor 20 Jahren gesehen haben. Genau dasselbe ist, wenn sieben Jahre lang "Cats" im Theater an der Wien gespielt wird. Das ist eigentlich für viele Menschen in dieser Stadt sieben Jahre lang ein Schließtag gewesen, weil man dort sieben Jahre lang nichts anderes gesehen hat. “Cats“ ist erfolgreich gewesen, wir stehen schon zum Musical, aber man muss das in Relation sehen, dass man sagt, wir haben halt jetzt dort nur 110 Aufführungen. 

Das heißt, es wird insgesamt mehr, besseres und qualitätsvolles Theater in dieser Stadt gespielt. 

Nun auch der Kostenvergleich, weil immer gesagt wird, es ist alles so teuer bei den Vereinigten Bühnen Wien. (GRin Mag Marie Ringler: Wir wissen es ja eh!) Drei Bühnen der Grazer Bühne haben eine Subvention von 30 Millionen EUR und bringen 300 Vorstellungen im Jahr auf die Bühne. Die Vereinigten Bühnen Wien werden mit drei Häusern 40 Millionen EUR Subvention haben und jedes Jahr 750 Vorstellungen auf die Bühne bringen. Auch wenn man nur den Opernbetrieb vergleicht, kosten die 120 Vorstellungen der Grazer Oper im Jahr 20 Millionen EUR, die 110 Vorstellungen im Theater an der Wien 17 Millionen EUR und die 300 Vorstellungen in der Staatsoper 55 Millionen EUR. Das heißt, man kann nicht sagen, die Vereinigten Bühnen Wien sind teuer, sondern insgesamt produzieren die Vereinigten Bühnen Wien um das zugegebenermaßen viele Geld insgesamt mehr bessere Kunst. 

Die Erfolge im neuen Opernhaus an der Wien stellen sich ein. Wir haben in den ersten drei Monaten 1 000 Abonnements verkauft. Das muss man sich einmal vorstellen: Für das neue Opernhaus im Theater an der Wien wurden in drei Monaten bereits 1 000 Abonnements verkauft. Das ist ein Erfolg. 

Jetzt kann man sagen, das ist alles die rote Brille der SPÖ. Das stimmt nicht. Wenn man sich nur einige wenige Kritiken anhört und Kritiken liest, die es zu den ersten Opernaufführungen im Theater an der Wien gegeben hat, dann sind sie umwerfend gut. 

Da schreibt beispielsweise Heinz Sichrovsky im "NEWS", und er ist nicht unkritisch und das ist auch gut so, über Lucio Silla: „Wann konnte man das zuletzt über eine Opernaufführung schreiben, dass sie vollkommen ist? Jeder Takt eine kleine Höllenfahrt, jedes Rezitativ ein kleiner Herzinfarkt." - Also viel besser kann man nicht rezitieren. 

Karl-Heinz Roschitz schreibt in der "Kronen Zeitung": „Selten erlebt eine Opernproduktion in Wien so lautstarke Zustimmung und Jubel."

Und Carsten Fastner schreibt im "Falter" über "La Clemenza di Tito": „Das neue Theater an der Wien hat damit erstmals gezeigt, wofür sich der teure Stagione-Betrieb lohnt."

Das heißt, sehr wohl wird von der Musikkritik erkannt, wie die neue Qualität im Theater an der Wien umgesetzt wird. 

Nun zum Musical, weil immer kritisiert wird, das Musical ist nicht so wichtig, das brauchen wir eigentlich nicht, das brauchen wir schon gar nicht zu subventionieren: Dazu muss man sagen, dass das Musical international, aber vor allem in Wien ein großes, begeistertes und vor allem junges Publikum hat. Man muss sich einmal anschauen, wie viele Leute ins Musical gehen und wer dort hingeht. Es sind hauptsächlich junge Menschen und es ist genauso wichtig, den jungen Musicalbesucherinnen und -besuchern wie den Opernbesuchern oder allen anderen Besuchern in dieser Stadt ein qualitätsvolles Angebot zu machen. Das Publikum ist groß. Allein im Jahr 2004 haben 620 000 Menschen in dieser Stadt eine Produktion der Vereinigten Bühnen Wien in den drei Häusern gesehen, und damals war noch kein Opern-
betrieb. "Romeo und Julia" hat in einem Jahr 350 000 Besucher und Besucherinnen mit einer Auslastung von 95 Prozent gehabt. "Elisabeth" hat in zwei Jahren 515 000 Besucher mit 99 Prozent Auslastung gehabt. Insgesamt haben "Elisabeth" in Wien 1,8 Millio-
nen Menschen und weltweit 6 Millionen Menschen gesehen. Das heißt, man kann nicht sagen, dass das Musical in einer Krise ist, sondern das Musical ist als Kunstform absolut anerkannt und wird gewünscht. 

Wir liefern hier ein anderes Musical. Wir liefern ein qualitätsvolles Musical. Wir machen Eigenproduktionen. Wir spielen nicht irgendwelche Gastproduktionen minderer Qualität ab. Wir bringen deutschsprachiges Musical. Und wir spielen das in historischen Häusern im Zentrum der Stadt und nicht in irgendwelchen gesichtslosen Hallen an Autobahnraststationen oder an Autobahnknotenpunkten. 

Das Wiener Musical ist international auch ein hervorragender Botschafter Wiens. Insgesamt haben bis Ende 2005 10,5 Millionen Menschen auf der Welt Wiener Musicalproduktionen gesehen. In diesem Bereich sind wir genauso erfolgreich wie im Bereich der klassischen Musik oder der Oper. 

Dieses qualitätsvolle Musical ist nicht ohne Subvention möglich, weil wir damit auch 750 Arbeitsplätze sichern, hochqualitative Arbeitsplätze auch von Musikerinnen und Musikern. Wir leisten uns ein 80-köpfiges Orchester, das nicht nur im Theater an der Wien und im Ronacher spielt, sondern auch unter anderem dann im Zweiteinsatz beim Vienna Art Orchestra oder anderen Jazzensembles spielt. Wir sind stolz darauf, dass wir eine andere Sozialstruktur in Wien haben, dass wir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sozial absichern und nicht den Weg des hire and fire wie in Amerika gehen und nicht den Weg gehen, dass wir sagen, wenn keine Produktion ist, dann stehen sie auf der Straße. Bei uns steht niemand auf der Straße. Wir sind stolz auf diesen Weg. Daher muss man auch 750 Arbeitsplätze absichern. Dafür muss man auch drei qualitätsvolle historische Häuser im Zentrum der Stadt absichern. 

Zur Kritik am Akt noch wenige Sätze: Der Akt ist genauso umfangreich, wie er sein muss. Er enthält alle relevanten Fakten. Man muss es halt richtig lesen. Alle gewünschten Zahlen sind immer sofort nachgereicht worden und wenn im Ausschuss irgendeine Zahl hinterfragt wird, wird sie nachgereicht. (GRin Mag Marie Ringler: Wir haben 38 Fragen aufgeschrieben, zu denen wir Antworten wollen!) So gesehen ist es einfach nicht richtig zu sagen, hier wird dem Gemeinderat etwas vorenthalten. Es sind, wie gesagt, alle Zahlen nachher auch im Geschäftsbericht einsehbar. 

Ich wundere mich immer wieder, wenn die Opposition kritisiert, dass das undurchschaubar ist. Da lädt der Herr Finanzstadtrat zu einem Unterausschuss des Finanzausschusses ein, um die Fragen der Holdingbetriebe und der Vereinigten Bühnen Wien zu diskutieren, ein Teil der Opposition kommt gar nicht zur Sitzung (GRin Mag Marie Ringler: Im Hochsommer? Danke!) und der andere Teil der Opposition stellt dort keine Fragen. Also so ernst kann das auch nicht mit der Information über die Zahlen und Fakten sein. 

Wir beschließen heute und hier die Voraussetzungen für die zukünftigen Erfolge der Vereinigten Bühnen Wien. Wir beschließen heute und hier die Voraussetzungen für die Absicherung und die Stärkung der Marke "Musikweltstadt Wien". Wir werden dem zustimmen. Die Opposition wäre gut beraten, dem zuzustimmen, weil irgendwann wird es Ihnen Leid tun, dass wir dann sagen können, Sie haben diesen Erfolgen Ihre Zustimmung verweigert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können gleich zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 16 ist, bitte ein Zustimmungszeichen. - Das ist mit Mehrheit, mit den Stimmen der Sozialdemokraten, beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Echo Werbeagentur für das Projekt "Eine Stadt. Ein Buch".

Die Berichterstatterin, die schon anwesend ist, Frau GRin Zankl, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Auch hier bitte ich um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Stefan hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

"Eine Stadt. Ein Buch": Die PISA-Studie hat gezeigt, dass gerade in Wien die Leseleistungen sehr schlecht sind. Die Stadt Wien scheint auch insofern reagieren zu wollen, als in Wien ein Buch hunderttausendfach aufgelegt wird. Der Bürgermeister schreibt das Vorwort, wir können also davon ausgehen, dass er sich sehr genau überlegt hat, welches Buch der Bevölkerung der Stadt Wien unterbreitet wird und was hier zur Verteilung gebracht wird. 

Man hätte natürlich annehmen können, hier wird österreichische Literatur gebracht, oder vielleicht gar Wiener Literatur. Denn für Wien - "Eine Stadt. Ein Buch" gäbe es, meine ich, genug Auswahl. Aber nein, es wird ein Buch eines englischsprachigen Autors genommen, und damit ergibt sich bereits das erste Problem. (GR Ernst Woller: Ein Ausländer...!) Na, es ergibt sich das Problem der Übersetzung, das ist in der Literatur immer so. Das ist dann schon ganz amüsant, dass hier die Übersetzung in etwa nach "Berlin synchron" abläuft: Wir haben hier die "Pfütze" statt der "Lacke", wir haben die "Schnaken" statt der "Gelsen", wir haben den "Pflaumenkuchen" statt des "Zwetschkenkuchens" - und das alles in Wien, das alles, wenn Wien ein Buch hunderttausendfach auflegt und es unter die Leute bringen will! Das ist das Problem dabei. 

Es gibt also sehr wohl ein Problem, und Sie brauchen sich hier nicht darüber lustig zu machen, dass es ein Ausländer ist. Sie müssten sich eben ein bisschen genauer überlegen, was Sie unter die Leute bringen. Vielleicht soll das auch ein Beitrag zur Vereinheitlichung der deutschen Sprache sein, um die Gemeinsamkeit herauszukehren - interessanter neuer Aspekt bei der SPÖ, ich nehme das gerne zur Kenntnis. 

Interessant ist natürlich auch die Diktion, die in diesem Buch herrscht. Was hier politisch korrekt... (GR Heinz Hufnagl: Sie fühlen sich eh als deutscher Österreicher, habe ich gelesen in "NEWS"! Fühlen Sie sich nicht angesprochen?) Ich sage ja, ich finde diesen Aspekt der SPÖ sehr interessant. (GR Heinz-Christian Strache: Ist ja spannend! Muss man zuhören! - Weitere Zwischenrufe.) Es ist ja Ihr Buch, das Sie auflegen. Ich finde, wenn Sie "Pflaumenkuchen" so gut finden, ist das interessant, ja. Sie müssen es nur sagen.

Interessant ist auch, dass hier politische Korrektheit keinen Niederschlag findet. Wir sehen da also Ressentiments, die verbreitet werden, wie etwa: „er sieht irgendwie balkanisch aus"; „raffiniert, diese Balkanesen"; „das ist ein Foto aus Amerika von einem deutschen Schäferhund, der einer Negerin das Kleid zerreißt"; „die Negerin"; „habe ich nicht gesagt, wie raffiniert diese Balkanesen sind?" - so geht es in einer Tour fort. „Bloß gab es im fernöstlichen kleinstädtischen Jugoslawien keine Trambahnen, als er ein kleiner Junge war, da gibt es vielleicht heute noch keine Trambahnen" - solche Ressentiments werden hier also ganz locker verbreitet. Ja, die Stadt Wien wird sich schon überlegt haben, was sie da aussucht!

Dann ist natürlich besonders interessant, weil das ja ein Buch ist, das in Österreich und in Wien spielt - vor, während und nach dem Zweiten Weltkrieg -, wie diese Zeit gesehen wird, wie sie politisch beleuchtet wird. Immerhin hat es die Stadt Wien ausgesucht, und der Bürgermeister schreibt ein Vorwort; er hebt hervor, dass sich "ein blutjunger amerikanischer Autor so eindringlich mit der österreichischen Geschichte beschäftigt" hat.

Wie schaut das also aus, wenn sich dieser mit der Geschichte beschäftigt? Da schreibt er: „Die Sowjets sollten die Stadt eigentlich befreien. Doch für eine Befreiungsarmee leisteten sie sich erstaunlich viele Vergewaltigungen und dergleichen." Oder: „Und als eine Woche später die Briten via Italien ins Land kamen, wunderten sie sich, dass jugoslawische Partisanen in Kärnten und der Steiermark Amok liefen.“ „Österreich wurde überschwemmt, und die Wiener blieben zu Hause, lernten, dass es nicht klug war, die Befreier mit offenen Armen willkommen zu heißen." - Interessant, interessant!

Es geht dann noch weiter: „die befreite Stadt" - "befreit" schräg geschrieben, also offenbar unter Anführungszeichen. Also was jetzt? Ist "die befreite Stadt" nicht befreit worden von der Roten Armee? Interessant, was uns die Stadt Wien da vorlegt!

„Allein schon die Berichte von der russischen Okkupation hätten genügen sollen, um sie von einer so frühzeitigen Rückkehr abzuhalten." (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Haben Sie schon einmal was von Literatur gehört?) Ich habe schon was von Literatur gehört! Aber haben Sie schon einmal gehört, dass hunderttausend Bücher ausgewählt werden und dann zufälligerweise ein derartiges Geschichtsbild vertreten wird? Ich finde es sehr interessant. Vielleicht soll das eine späte Rechtfertigung für Ewald Stadler durch die SPÖ sein. (Heiterkeit bei der FPÖ und den GRÜNEN. - Beifall bei der FPÖ.)

Sie haben sich sicher etwas überlegt. Es ist ja doch etwas Besonderes, wenn man ein Buch herauskehrt, ein Buch fördert und ein Buch hunderttausendfach unter die Leute bringt. Das gibt es ja sonst nicht. Da wird sich also die Stadt Wien ganz bewusst etwas überlegt haben, und sie wollte uns damit etwas sagen. Ich finde es wirklich toll. (Heiterkeit bei der FPÖ und den GRÜNEN.)
Wir lehnen diesen Akt allerdings ab, weil wir es an sich nicht für eine besonders sinnvolle Aktion halten, ein Buch herauszukehren, ein Buch zu nehmen und zu verteilen. Wenn man die Lesefreudigkeit der Wiener fördern wollte, dann könnte man Gutscheine verteilen, das wäre natürlich auch im Sinne der Wahlfreiheit der Bevölkerung sinnvoll. Denn warum muss man gerade mit einem Buch zwangsbeglückt werden? Es gibt ja durchaus verschiedene Geschmäcker. Ich hätte mir vielleicht keinen Irving John genommen (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Ruf bei den GRÜNEN: David!), aber das ist dann eben jedem überlassen, wenn man es nach unserem Willen macht. Man würde sicherlich den Verlegern, den Buchhandlungen und eben auch der Lesefreude der Wiener an sich etwas Gutes tun.

In diesem Sinne: Wir werden ja sehen, wie die Stadt Wien das vertreten will, was sie uns hier darbietet. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Schreuder hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Erstaunlicherweise muss ich Herrn GR Stefan in manchen Punkten Recht geben. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Wenn es die Möglichkeit gibt, dass man im Vorwort den Herrn Bürgermeister zu Wort kommen lässt, und es gibt viele historisch fragwürdige Sachen, die drinstehen - es gibt die Besetzungsprobleme, es gibt einen Sprachduktus, der aus den 60er Jahren stammt, nein, Moment, 1985 ist es übersetzt worden -, dann gäbe es doch die Möglichkeit, im Vorwort zu sagen: Im Übrigen gibt es das und das und das in dem Buch, und das kann man erklären. Sonst jedoch wird dieses Buch hunderttausendfach verteilt, und es werden Sachen offen gelassen. 

Man weiß auch nicht, warum es dieses Buch ist, außer vielleicht, dass gerade ein neues Buch von John Irving herausgekommen ist - im Übrigen ein sehr gutes Buch, und auch ein sehr gut übersetztes Buch im Gegensatz zu "Lasst die Bären los!". Nein, es gibt etwas in der Literatur, das nennt man Neuübersetzung, und das ist eine ganz vernünftige Geschichte. Wenn man merkt, dass ein Buch oder die Übersetzung eines Buches damals in einem deutschen Sprachduktus geschrieben wurde, der einfach nicht mehr zeitgemäß ist, dann übersetzt man neu. Und wenn man ein Buch nimmt, das man hunderttausendfach an Wienerinnen und Wiener verteilt - denn die Zielgruppe sind die Wienerinnen und Wiener -, dann sollte man schon bedenken, dass sie das auch verstehen sollten, was drinsteht, vor allem, weil die Figuren, die in dem Buch vorkommen, ja auch Wienerinnen und Wiener sind. 

Also: Die "Schnaken" wurden schon genannt. "Radieschentüte" fand ich auch für eine sehr nette Wortschöpfung, oder den Satz: "Herr Ficht schrubbt sich mit irgend so 'ner Sülze das Zahnfleisch." Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, ich hätte, wenn ich so ein Buch gratis verteile - und es ist eine Entscheidung, so ein Buch gratis zu verteilen -, dann doch darauf gepocht, dass man eine Neuübersetzung macht beziehungsweise den Herrn Bürgermeister bittet, im Vorwort doch einen kleinen Kommentar dazu abzugeben, was zu dieser Übersetzung zu sagen ist.

Im Übrigen ist einer der am häufigsten verwendeten Ausdrücke in diesem Buch das Wort "Frot" beziehungsweise "verfrottet". Das kommt zirka hundert Mal vor. Also der Grüne Klub ist jetzt ausgeschlossen von diesem Gewinnspiel, weil sie es dort schon wissen, aber wer mir innerhalb von zwei Sekunden sagen kann, was "verfrottet" heißt, den lade ich nachher auf ein Glaserl ein. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.- Zwischenruf von GR Godwin Schuster. - GR Heinz-Christian Strache: Der Herr Schuster hat es gelesen! - GR Dipl Ing Martin Margulies: Entweder wollen sie nicht, oder sie wissen es nicht! - Weitere Zwischenrufe.)
Also gut, ich weiß mittlerweile dank "Wikipedia", was "Frot" beziehungsweise "verfrottet" heißt. Es ist nicht ganz jugendfrei; ich kann es natürlich hier sagen, wenn es gewollt wird. (GR Heinz-Christian Strache: Bitte, ja! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ja? Also: "Frot" kommt aus dem Französischen, "frotter" ist gleich "reiben". Es ist eine sexuelle Praktik, bei der zwei Männer ihre Genitalien zum Zweck der Stimulation des Penis aneinander reiben. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) "Frot" wird häufig dann angewendet, wenn Analsex oder Oralsex zwischen den Partnern nicht gewünscht wird.

Jetzt wissen wir, was "verfrottet" heißt. Ich vermute einmal, wir wissen auch, welches englische Wort ursprünglich benutzt wurde. Ich habe auch sehr viele Deutsche in meinem Bekanntenkreis, auch Schweizer und Schweizerinnen, aber das Wort "verfrottet" kannte wirklich niemand. Vielleicht wurde es 1985 manchmal verwendet; keine Ahnung. Also: Bitte neu übersetzen - danke! Vielleicht auch ein Hinweis an den Diogenes Verlag, mit lieben Grüßen aus dem Wiener Gemeinderat. 

Die natürlich viel ernsthaftere Kritik an dieser Aktion selbst - und dafür haben sich auch meine Kolleginnen Monika Vana und Marie Ringler immer wieder eingesetzt - ist folgende: Wir haben bei dieser Aktion zum vierten Mal einen Mann! Ich freue mich, denn ich wollte unbedingt, dass ich das jetzt hier sage, auch als Mann: Ich finde es schon blöd, ganz ehrlich, dass wir vier Gratisbücher in der Stadt so verteilt haben, als ob es keine Schriftstellerinnen gäbe!

Ich meine, hier wäre es dringend an der Zeit, und wir wünschen uns aus grüner Sicht, dass, wenn es diese Aktion zehn Jahre gibt - und die Stadt Wien wird sich sicher groß feiern, wenn es das zehn Jahre gibt! -, das Verhältnis fünf zu fünf steht. Das ist mein Wunsch: Nach zehn Jahren der Aktion "Eine Stadt. Ein Buch" wollen wir fünf Schriftstellerinnen und fünf Schriftsteller gehabt haben. (Beifall bei den GRÜNEN.) Im Grunde ist ja mittlerweile auch schon angekündigt worden, dass das kommen wird, und wir sehen das auch als einen Erfolg unsererseits. 

Ein anderes Problem, das wir mit diesem Akt an und für sich haben, war das, was uns vorgelegt worden ist: Wir wissen einfach nicht, was wir hier genau finanzieren, ehrlich nicht! Es wird zwar kurz erwähnt, wer Honorar bekommt und wer nicht, aber bei der Projektbeschreibung wurde uns unter anderem auch erzählt, dass es um eine Lesung geht, in der Frau GRin Vitouch liest. 

Frau Gemeinderätin! Ich weiß - Sie brauchen keine tatsächliche Berichtigung zu machen -, Sie haben uns im Ausschuss erklärt, dass Sie kein Honorar bekommen haben und dass Sie das gratis gemacht haben. Nur: Was finanzieren wir jetzt eigentlich, wenn in einem Akt drinsteht, dass Sie eine Lesung halten? Das kostet so und so viel Euro, wir stimmen ab und sollen dafür oder dagegen sein, und dann heißt es: Nein, das wird eh nicht bezahlt. - Also was finanzieren wir? Wir würden das gerne wissen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Michael Ludwig. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Angst meines Vorredners, dass die Wiener das Buch nicht verstehen, habe ich nicht. Das hat schon der erste Tag gezeigt, als ein Großteil der Auflage bereits verteilt war und nicht nur... (GR Marco Schreuder: Aber noch nicht gelesen! - Heiterkeit bei den GRÜNEN und der FPÖ.) Ich bin ja noch nicht fertig. Wenn Sie mir die Chance geben, einen zweiten Satz zu sagen, werde ich gerne noch etwas dazu ergänzen. 

Es gibt mittlerweile schon eine Umfrage eines Meinungsforschungsinstituts, das sich auch mit der Frage beschäftigt hat, inwieweit die Befragten - es waren an die 300 Personen, die befragt worden sind - die ganze Aktion wahrgenommen haben und inwieweit da die Bücher nicht nur genommen, sondern auch gelesen worden sind. Das Erfreuliche an dieser Aktion ist, dass sie zeigt, dass von den Befragten in der Gesamtaktion 44 Prozent, also fast die Hälfte, von der Aktion wussten, und von jenen, die das Buch auch genommen haben, ein großer Teil schon in der Umfrage gesagt hat, dass er bereits begonnen hat, das Buch auch zu lesen. Es ist also nicht so, dass sie, wie manche behaupten, das Buch nur abholen, sondern es gibt sehr wohl auch einen Bezug, das zu lesen. (GR Heinz-Christian Strache: Und der Duden hat neue Verkaufsrekorde! In der Zwischenzeit hat der Duden neue Verkaufsrekorde! - Weitere Zwischenrufe.)
Das ist ja in der Tat auch das, was erreicht werden soll, dass die Menschen die Möglichkeit nutzen, in Bildungsinstitutionen - und dort sind die Bücher ja auch verteilt worden -, in Buchhandlungen, in Volkshochschulen, auch in Magistratischen Bezirksämtern und in anderen Einrichtungen mehr sich mit dem Lesen und mit dem Buch auseinander zu setzen. Das ist tatsächlich gelungen, denn wenn Sie gesehen haben, mit welcher Begeisterung es anschließend Diskussionen gegeben hat wie auch nach der Lesung, die Frau GRin Vitouch gehalten hat... (GR Marco Schreuder: Das Diskussionsforum ist geschlossen worden! Das gibt es nicht mehr!)
Na ja, schauen Sie, ich kann Ihnen nur meine Eindrücke nennen. Ich war bei Diskussionen über dieses Buch dabei, ich war auch bei der Veranstaltung dabei, an der John Irving selbst teilgenommen hat. Er spricht ja selbst Deutsch, er spricht auch selbst über die Ausdrücke, die in dem Buch vorkommen. Darum verstehe ich hier Ihren Einwand, ehrlich gesagt, nicht. Ich verstehe auch nicht, warum Sie jetzt wieder die Lesung von Frau GRin Vitouch zitieren, obwohl schon im Ausschuss ganz klargemacht worden ist, dass Frau GRin Vitouch diese Lesung ehrenamtlich gehalten hat. (GRin Mag Marie Ringler: Weil es im Akt steht! Das ist es!)
Na, wenn Sie sehen, dass eine Auflage von hunderttausend Büchern stattfindet (GR Heinz-Christian Strache: Wohin geht das Geld? Wohin fließt das Geld?), die nicht nur gedruckt, sondern auch verteilt worden sind und die in einer großen Werbekampagne vorgestellt worden sind, dann können Sie sich vielleicht vorstellen, dass 12 000 EUR nur einen Bruchteil der Gesamtkosten ausmachen und dass der überwiegende Anteil der Kosten von privaten Sponsoren getragen worden ist. Die 12 000 EUR wären nicht einmal ausreichend für die Abdeckung, wenn man so will, des Autoren- und Übersetzungshonorars, und im Wesentlichen, muss man sagen, geht ein Großteil der Kosten auch in die Bewerbung dieser Aktion. Und die Umfrage des FOKUS-Instituts, die ich zitiert habe, zeigt ganz deutlich, dass die Wienerinnen und Wiener diese Aktion wahrgenommen haben, sie registriert haben und auch bereit sind, sich damit auseinander zu setzen. 

Wenn ich vielleicht noch etwas zu der Begrifflichkeit sagen darf, weil Sie das auch angesprochen haben: Man muss die Gesamtaktion in einer Reihe sehen, und das ist in der Bewerbung auch immer angesprochen worden. Sie werden sich erinnern können, das erste Buch war von Frederic Morton; das war ein Buch, das sich mit dem Wien in der Vorkriegszeit auseinander gesetzt hat, also der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg. (GRin Mag Marie Ringler: ...Ihr Beitrag!) Imre Kertész war ein Autor, der sich mit dem Zweiten Weltkrieg, mit dem Nazi-Regime und mit seinem KZ-Aufenthalt beschäftigt hat. (GR Marco Schreuder, am Wortschluss das “s“ betonend: Kertész!) Simmel hat sich mit der unmittelbaren Nachkriegszeit auseinander gesetzt, und John Irving hat in seinem Buch "Lasst die Bären los!" versucht, sich mit dem Wien der 60er Jahre auseinander zu setzen. (GR Marco Schreuder: …die Übersetzung nicht!)
Es war, wenn man so will, der Anspruch, bei jedem dieser Bücher einen Wien-Bezug herzustellen und unterschiedliche Blickwinkel auf unsere Stadt zuzulassen. Ich halte das für richtig, und ich glaube, man sollte nicht versuchen, Autorinnen und Autoren zu zensurieren, denn auch die Übersetzung ist ja vom Autor freigegeben worden. Wenn Sie bei einer der Veranstaltungen mit dabei gewesen sind, in denen John Irving aufgetreten ist, dann werden Sie ja bemerkt haben, dass er, der selbst viele Jahre in Wien zugebracht hat und im 4. Bezirk wohnhaft gewesen ist, dort diese Sprache auch gesprochen hat und ganz bewusst die Sprache der 60er Jahre einfangen wollte, um die Atmosphäre des Wiens der 60er Jahre zum Ausdruck zu bringen. 

Darum verstehe ich auch nicht die Kritik des Kollegen Stefan mit Begrifflichkeiten, die in den 60er Jahren selbstverständlich verwendet worden sind (Zwischenrufe bei der FPÖ.), die wir aber heute bewusst nicht mehr verwenden würden, weil es auch einen Veränderungsprozess in der Sprache von den 60er Jahren bis heute gegeben hat. (Zwischenruf von GR Mag Harald STEFAN.) Aber wir dürfen nicht zwei Dinge miteinander vermischen: Das eine ist eine Dokumentation, und das andere ist Literatur, ist Kunst. Ich denke, es macht Sinn, dass wir nicht den Anspruch an eine Literatur haben, dass sie wie eine Dokumentation zu erscheinen hat (GRin Mag Marie Ringler: Eh nicht!), sondern das ist die Sicht, der Blickwinkel eines Autors, der auch die Zeit in Wien einfangen wollte. Ich halte das an und für sich auch für einen guten Zugang.

Ich möchte nur ein Medium zitieren, das auch zeigen soll, dass die Auswahl des Buches von John Irving eine gute war, nämlich den Süddeutschen Rundfunk, also ganz bewusst keine österreichische oder Wiener Zeitung. (GRin Mag Marie Ringler: ..."Radieschentüten"! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Na ja, ich glaube, man sollte das, wenn man sagt, dass man den Anspruch hat, sich mit der Bevölkerung auseinander zu setzen und Dinge anzubieten, die auch gefallen, nicht nur ins Lächerliche ziehen. Ich glaube, das ist eine wichtige Aktion. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf von GR Mag Thomas Reindl.) Ich halte das eigentlich für sehr überheblich, Kollegin Ringler, wenn Sie das dann immer lächerlich machen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie triefen vor Ignoranz, Frau Kollegin! - GRin Mag Marie Ringler: Danke!) Ich glaube, es ist wichtig, dass man auch sieht, dass möglichst viele Menschen am Lesen Anteil nehmen sollen und dass man das auch unterstützen und fördern soll.

Wenn ich noch einmal auf das Zitat des Süddeutschen Rundfunks zurückkommen darf: Dort haben sie gemeint, das Buch macht Mut zur Phantasie und zum aufrechten Gang. - Ja, genau das will diese Aktion bewirken: Phantasie wecken und den Mut zum aufrechten Gang machen! 

Ich denke, dass die Auswahl des Buches in diesem Fall auch eine sehr gute war, wie ich überhaupt meine, dass wir einen Beitrag zu einer hervorragenden Gesamtaktion leisten. Diese 12 000 EUR sind nur ein Bruchteil der Gesamtkosten, und ich denke, dass der Erfolg, dass noch viele Menschen zu den Stellen gegangen sind und Bücher holen wollten, um sie auch in ihren Familien weiterzuverbreiten, ein großartiger Erfolg der Unterstützung des Lesens und ein Beitrag zur Leseförderung ist. 

Deshalb ersuche ich um Zustimmung zu diesem Akt und um weitere Unterstützung dieser Aktion "Eine Stadt. Ein Buch.". (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Für Kollegin Ringler nur ein Hinweis: Bitte die Zwischenrufe und Diskussionsbeiträge, wenn schon, dann von der Bank aus; aber Sie wissen das sicher ohnehin. Ganz zerknirscht nehmen Sie das zur Kenntnis. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Kollegin Ringler hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Zerknirscht nehme ich zur Kenntnis, dass ich zu sitzen habe.

Lieber Herr GR Ludwig!

Es ist nicht überheblich, wenn ich festhalte, dass es weder mir noch meinem Kollegen Schreuder gelungen ist, beim Lesen dieses Buches festzustellen, was das Wort "verfrottet" heißt. Im Gegenteil, ich versetze mich in die Lage der vielen Leserinnen und Leser und frage mich, was dieses Wort heißt.

Es geht auch nicht darum, dass die Aktion, die versucht, Menschen zum Lesen zu bringen, an sich schlecht ist. Wir argumentieren nur, dass es Sinn machen würde, sich Gedanken über Übersetzungen zu machen, dass es Sinn macht, Dinge zu kontextualisieren, und dass es nicht zu viel verlangt ist, Menschen in einem Vorwort darauf hinzuweisen, wenn man schon diese Übersetzung nimmt, dass sie eben eine Übersetzung einer bestimmten Zeit war und damit auch Bestimmtes transportiert. Herr Stefan, dem ich nicht in allem Recht gebe, hat das ja auch schon ausführlich zitiert. 

Jetzt zur Frage der Frau Vitouch. - Noch einmal: Wir unterstellen Frau Vitouch nicht, dass sie sich da bereichert hat; das hat sie im Ausschuss klargelegt. Aber wenn ein Akt, den ich hier beschließen soll, den Namen der Frau Vitouch enthält, wenn dies Teil des Aktes ist, dann muss ich davon ausgehen... (GR Christian Oxonitsch: Man hätte das nicht schreiben sollen! Man hätte nicht schreiben sollen, dass sie im Rahmen dieser Aktion was liest, aber nichts dafür kriegt! Das wollen die GRÜNEN!)
Entschuldigen Sie bitte: Wofür sind die 12 000 EUR? (GR Christian Oxonitsch: Dann heißt es: "Warum steht es nicht drin? Warum wird es verheimlicht?") Das will ich wissen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Steht im Akt drin!) Ich will wissen, wofür diese 12 000 EUR ausgegeben werden. (GR Christian Oxonitsch: "Warum wird es verheimlicht?" Genau so wird es gesagt!) 

Die Art und Weise, wie Sie hier mit Akten umgehen, haben wir auch schon im Fall des Ronacher ausführlich diskutiert, lieber Herr Oxonitsch. Das ist nicht die korrekte Vorgehensweise. (GR Godwin Schuster: Sie unterstellen a priori jemandem etwas!) Wenn nicht Geld dafür ausgegeben wird, dann muss man das klar... (GR Christian Oxonitsch: Sollen wir es nicht hineinschreiben?) Ja, dann sollten Sie es nicht hineinschreiben! Oder Sie sollten hineinschreiben, dass das nicht passiert. (GR Christian Oxonitsch: Na, das schaue ich mir dann an! - Weitere Zwischenrufe.) Und Sie sollten nicht so tun, als wäre das ganz so locker, dass es hier drinsteht und dass es tatsächlich keine finanzielle Förderung dafür gibt. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Godwin Schuster: Sie wollen doch nur etwas hineininterpretieren!)
Lieber Herr Oxonitsch! Wir haben schon ausführlich diskutiert, dass die Akten, die wir im Kulturausschuss bekommen, insgesamt problematisch sind, weil sie immer weniger Information enthalten. Wenn sie dann schon nur aus drei Seiten und einem schlecht ausgefüllten Formular bestehen, dann erwarte ich mir, dass sie zumindest korrekt sind und dass ich nicht davon ausgehen muss, dass hier etwas drinsteht, was eigentlich nicht gefördert worden ist - Punkt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich nehme zur Kenntnis, wir werden die Akten künftig bearbeiten! Wir werden Dinge herausstreichen - das wollen die GRÜNEN! Wir werden die Akten bearbeiten und werden Dinge herausstreichen! Das wollen die GRÜNEN!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Zur Aufklärung: Hier steht "15 000 EUR Personalkosten", und hinten im Akt stehen die Mitwirkenden: John Irving, Erika Pluhar und Chris Pichler. Das wird das Honorar für die Lesungen sein, das wir hier beschließen. (GR Günter Kenesei: Sie als Berichterstatterin...! - Weitere Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)
Aber eines hat diese Debatte gezeigt: Die Rechnung ist voll aufgegangen, die Wiener sollen lesen, die Wiener sollen diskutieren. Die Gemeinderäte haben gelesen und haben über Literatur diskutiert, und schon das ist erfreulich. 

Ich bitte nochmals um Zustimmung. (GR Günter Kenesei: So eine schwache Berichterstattung...!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 17 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der ÖVP mehrheitlich beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention für Projekte "Kunst im öffentlichen Raum".

Die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, wird einleiten. - Bitte.

Berichterstattern GRin Dr Elisabeth Vitouch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet.

Herr GR Mag Stefan hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

"Kunst im öffentlichen Raum" ist das Thema. Es geht darum, dass hier ein Rahmenbetrag, eine Rahmensubvention erteilt werden soll. Wir haben immer unser Problem mit diesen Rahmensubventionen, weil nicht mehr nachvollziehbar ist oder maximal im Nachhinein zu kontrollieren ist, was mit dem Geld passiert. 

Hier zeigt sich auch, dass es offenbar vom System nicht wirklich sinnvoll ist, diese "Kunst im öffentlichen Raum" mittels eines Rahmenbetrags zu finanzieren. Denn im letzten Jahr sind 544 000 EUR übrig geblieben, die nicht verwendet wurden, weil eben der Rahmenbetrag nur einen Rahmen bildet, innerhalb dessen gewirtschaftet werden kann, wobei aber den Gemeinderäten nicht konkret vorgelegt wird, was beschlossen wird. Da es hierbei um ungefähr zehn Projekte in einem Jahr geht - wenn überhaupt -, wäre es kein Problem, diese Projekte konkret dem Gemeinderatsausschuss vorzulegen - und dem Gemeinderat, wenn es notwendig ist - und hier Beschlüsse zu fassen. 

Hinzu kommt noch, dass die Projekte, die im öffentlichen Raum vorgesehen sind, von uns zum Teil konkret abgelehnt wüden. Da gibt es die nicht immer notwendigen Interventionen gegen Rassismen, die aber auf Werbeflächen, City-Light-Litfaßsäulen angebracht werden; Kunst im öffentlichen Raum muss ja nicht die Werbeflächen verwenden, darunter verstehe ich etwas anderes. 

Die Schaufenstergeschichten: „Thematisiert wird so die hiesige Versäumnis der hinreichenden Aufarbeitung der Vergangenheit und die Etablierung politisch-ethischer Standards" - ja, große Worte für Zeitungsausschnitte. 

"Fluc im Exil": „Die Tauglichkeit historischer und neuer Raumtheorien wird vor Ort durch die verschiedenen renommierten Künstler einer Prüfung unterzogen." - auch das, mit Verlaub, ein bisschen ein Geschwafel. 

Ein Denkmal für Salvador Allende wird über "Kunst im öffentlichen Raum" finanziert: Das ist eine politische Stellungnahme. 

Morzinplatz: Wettbewerb für ein Mahnmal für homosexuelle und transgender Opfer des Nationalsozialismus. Abgesehen von der oftmaligen Reduktion unserer Geschichte auf sieben Jahre werden allein für die Planung bereits 54 750 EUR ausgegeben, ohne dass es noch ein Projekt gibt.

An sich ganz nett gefunden habe ich diese Aktion, in der die Firmenschilder mit einfärbigen Folien überklebt wurden. Das hat immerhin nur 3 000 EUR gekostet. Da sieht man, da hätten wir bestimmt zugestimmt. 

So gesehen also unserer Meinung nach ein Systemfehler, und daher lehnen wir den vorliegenden Akt ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nächster Redner ist Herr GR Dr Wolf. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich muss meinem Vorredner widersprechen in dem Bereich, was Qualifikation der künstlerischen Inhalte entspricht. Es ist nicht Aufgabe der Kulturpolitik, Inhalte der Kunst zu qualifizieren, sondern die Rahmenbedingungen zu organisieren. Sehr Recht gebe ich ihm allerdings in der Kritik am Rahmenbetrag. Es geht hier um einen Rahmenbetrag von 1 014 000 EUR, die einfach blanko genehmigt werden sollen zur Realisation von Kunstprojekten. 

Es wurde schon gesagt - und das ist auffällig -, dass im vergangenen Jahr 544 000 EUR zurückgestellt wurden, da die Projekte erst 2006 verwirklicht werden. Gleichzeitig wird aber wieder eine Million als Rahmenbetrag verlangt. Man fragt sich, ob das ein Modell sein soll, dass einfach Rahmenbeträge und Blankovollmachten erteilt werden, und dann geschieht mit dem Geld entweder nichts oder erst ein Jahr später etwas.

Der weitere Punkt ist, dass es ja in dem Fall tatsächlich ganz einfach wäre, die Kontrollmechanismen des Gemeinderates in Gang zu setzen. Es gibt einen Beirat, der die Projekte prüft, und wenn er zu einer positiven Prüfung kommt, könnte ja dann das vom Beirat befürwortete Projekt einer Abstimmung unterzogen werden. Das wäre das einzige Modell, das ein wenig Transparenz und ein wenig Nachvollziehbarkeit gewährleistet. 

Da es sich, wie gesagt, um einen Rahmenbetrag und um eine Blankovollmacht handelt, werden wir dieses Aktenstück ablehnen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Straubinger. - Bitte.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Mag Stefan, ich diskutiere jetzt ja nicht die Qualität mit Ihnen, ich diskutiere nicht über die Qualität dieser Projekte. Ich glaube, da sind wir sehr unterschiedlicher Meinung. Im Gegensatz zu Ihnen finde ich die Projekte sehr spannend und auch sehr gut ausgewählt. Projekte wie das "add on" am Wallensteinplatz, auch das "Gürtel on air", das "Entrée" des Theaters an der Wien sind es... (GR Mag Harald STEFAN: Von dem ich nicht gesprochen habe!) Nein, aber das Salvador-Allende-Denkmal - auch dazu kann ich durchaus stehen, auch wenn und gerade weil es ein politisches Statement ist. 

Bezüglich des Rahmenbetrags: Sie haben das auch im Gemeinderatsausschuss angesprochen. Sie wissen, dass diese Rücklage von 500 000 oder 600 000 EUR aus dem Jahr 2004 stammt, also aus dem Jahr, in dem der Beirat gegründet wurde und die Arbeit aufgenommen worden ist. Das heißt, im ersten Jahr des Bestehens war er natürlich auch damit konfrontiert, eine Organisationsstruktur aufbauen zu müssen. Es wurden sozusagen übergreifend Arbeitsprozesse in Gang gesetzt, weil das ja auch etwas ist, was mit der Stadtplanung und mit dem Wohnbauressort verwirklicht wird. Es ist aus dem Akt auch ersichtlich, dass es aufgrund der durchaus großen Arbeitsleistung, die dahinter steckt - für die Planung, Ausschreibung und Umsetzung solcher Projekte -, einen eigenen Dienstposten gibt, um hier auch mehr abwickeln zu können. 

Das heißt - und Sie haben es gesagt -, von den Großprojekten aus dem Jahr 2005 werden einige erst 2006 realisiert, zum Beispiel die Westpassage am Karlsplatz, die ausgeschrieben wurde, oder das Mahnmal für homosexuelle und transgener Opfer des Nationalsozialismus, das ein sehr wichtiges, auch ressortübergreifende Projekt ist und eine Periode von sieben Jahren, aber eine sehr wichtige und prägende Periode thematisiert und vor allem eine Gruppe thematisiert, die bisher noch nicht oder zu wenig auch in der Öffentlichkeit thematisiert worden ist. 

Im Ausschuss wurde auch kurz angesprochen, dass diese Rücklage jetzt für Großprojekte verwendet wird. Wenn es zu weiteren Rücklagen kommen sollte - das heißt, wenn das etwas ist, was sich jedes Jahr weiterzieht -, dann wird man sicher über eine andere Vorgehensweise sprechen können. An sich hat dieser Rahmenbetrag natürlich auch den Sinn, dass der Beirat weiß, mit welcher Summe er rechnen kann, und damit der Beirat auch weiß, wie er für ein Jahr planen kann. Die Vorgehensweise ist insofern sicher sinnvoll, als sie eine unbürokratischere und flexiblere Handhabung und vor allem auch eine konzentriertere Planung ermöglicht. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Es ist niemand mehr zum Wort gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 25 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN, so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an Unit F, Verein zur Förderung zeitgenössischer Mode.

Die Berichterstatterin, Frau Mag Straubinger, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet.

Herr Ing Mag Dworak hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wir sehen die Förderung der zeitgenössischen Mode als einen wichtigen kulturpolitischen Auftrag an. Wir mussten jedoch im Subventionsansuchen von Unit F, Verein zur Förderung zeitgenössischer Mode, der von einer Fachjury dazu ausgewählt wurde, eine öffentlich zugängliche Infrastruktur im Bereich Modedesign aufzubauen, leider feststellen, dass der Verein, der diese Förderung durchführen soll, nicht wirtschaften kann. 

Aus den vorgelegten Unterlagen lässt sich nicht erkennen, wie eine Entschuldung für diesen Verein umgesetzt werden kann. Für 2006 wird eine Jahressubvention seitens der MA 7 von 136 000 EUR zugesagt, obwohl vom Verein 180 000 EUR beantragt worden sind. Neben dem Modepreis von 10 000 EUR soll es noch einen Zuschuss für die Entschuldung von 50 000 EUR geben, was die Gesamtförderung von 196 000 EUR, wie sie im Akt steht, ergibt. Derzeit hat der Verein aber bereits 96 197 EUR Schulden, und es gibt hier kein Sanierungskonzept. 

Unklar ist uns auch die Situation der mehrjährigen Jahressubventionsvereinbarung, die früher für diesen Verein geherrscht hat. Er hat diese mehrjährige Vereinbarung Ende 2002 abgelehnt, sodass jedes Jahr aufs Neue über die strukturellen und wirtschaftlichen Probleme des Vereins Unit F diskutiert werden muss. 

Der Verein benötigt für 2006 allein 600 000 EUR - dies geht aus den vorliegenden Unterlagen hervor -, aber weit und breit ist nichts von einem nachhaltigen Sanierungskonzept zu erkennen. Im Antrag steht nur, dass für die Gesamtkosten von rund 1 Million EUR 240 000 EUR vom Bund kommen sollen, der Rest soll durch Sponsoren und Eigenleistung gedeckt werden. Mehr als 40 Prozent der Mittel werden allein für den laufenden Betrieb - wie für Personal, Miete et cetera - benötigt. Aber es soll ja darum gehen, dass junge Modedesigner mit Preisen ausgezeichnet werden, und da fehlt hinten und vorne das Geld. 

Wir lehnen die Subvention von Unit F deswegen ab, weil keine wirtschaftliche Basis für die Zukunft der Förderung der zeitgenössischen Mode vorhanden ist - leider! Es scheint in diesem Fall sehr leicht zu sein, Mittel aus dem Kulturbudget zu bekommen. Wenn es mehrjährige Vereinbarungen, bessere Kontrollen der Subventionsmittel, Prüfungsvermerke von Wirtschaftsprüfern auf den Bilanzen, ein Sanierungskonzept und eine straffe Führung von Unit F gäbe, wären wir sehr gerne bereit, die Aktivitäten zu unterstützen. Wir sehen aber auf der Grundlage der vorliegenden Akten keine Möglichkeit, den Antrag zu unterstützen. 

Für kreative Künstlerinnen und Künstler muss unabhängig von Unit F eine Möglichkeit in dieser Stadt gefunden werden, die Mode-Kreativen in Zukunft zu unterstützen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Dworak!

Teilweise verstehe ich das ja nicht. Sie beklagen sich jetzt darüber, dass es hier einen sehr großen Brocken gibt, der aus Eigenleistung und über Sponsoren eingenommen werden soll. Das wundert mich eigentlich von Seiten der ÖVP, denn Sie sind ja diejenigen, die immer sagen: Die Wirtschaft soll sich da beteiligen, die Kultur soll weniger zahlen, und über Sponsoren soll das gehen. In diesem Falle ist das so, und es funktioniert auch so. 

Denn Unit F gibt es ja nicht erst seit heuer oder seit letztem Jahr, sondern die gibt es schon seit 2000. Zumindest seit 2000 arbeitet die Stadt Wien sehr gut und sehr eng mit Unit F zusammen, und es ist dies ein verlässlicher Partner, nicht nur für die Stadt, sondern auch - wie Sie ebenfalls angeführt haben - für den Bund, der ja in einem dieser seltenen Fälle hier sogar mehr als die Stadt Wien zahlt. 

Diese Schulden von 100 000 EUR haben sich über mehrere Jahre akkumuliert. Denn wie Sie vielleicht wissen, ist Unit F die Organisation, die auch mehrere Groß-Festivals wie zum Beispiel die "Fashion Week" ausrichtet. Mode ist ein Bereich, der am Wachsen ist und auch immer mehr Bedeutung in der Stadt und für die Stadt erlangt. Das ist auch eine durchaus positive Entwicklung. 

Zum Thema Schuldenabbau: Da ist es so, dass 50 Prozent von Seiten der Stadt gedeckt werden oder zur Entschuldung beitragen werden, 50 Prozent werden seitens des Bundes gezahlt. Man ist natürlich auch mit dem Verein im Gespräch darüber, wie es zukünftig weitergehen wird beziehungsweise wie die Weiterentwicklung des Vereins erfolgen wird, wie also die Weiterentwicklung in diesem Bereich und vielleicht auch die Subventionen in den zukünftigen Jahren aussehen werden. 

Insgesamt ist die Arbeit eine sehr begrüßenswerte und eine sehr gute, nicht nur für den Verein selbst, der das Geld großteils nur weitergibt und als Verein zur Förderung der zeitgenössischen Mode auftritt, was er ja auch ist, sondern vor allem für diese junge Szene, die sich hier in Wien etabliert hat.

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zum Akt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 27 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Volkspartei, beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 28 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Museumsquartier Errichtungs- und Betriebs-GesmbH. 

Es ist hierzu niemand zum Wort gemeldet. Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 28 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, beschlossen. 

Es kommt nun die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Erhöhung des Rahmenbetrages für Projekte im Rahmen von "Kunst im öffentlichen Raum". 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Vitouch, wird die Verhandlung einleiten. - Bitte. (GR Dr Matthias Tschirf: Keine Wortmeldung! - GR Christian Oxonitsch: Keine Wortmeldung!) Keine Wortmeldung? - Aha. Bei Postnummer 29 sind beide Wortmeldungen gestrichen? - Entschuldigung, das habe ich hier in meiner Legende nicht so registriert. Entschuldigung, Frau Doktor!

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 29 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Volkspartei und der Freiheitlichen, so beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Erhöhung der Subvention für diverse Theater und Vereine im Jahr 2006.

Frau Dr Vitouch wird jetzt als Berichterstatterin einleiten. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. 

Eine Wortmeldung von Frau GRin Mag Ringler liegt mir vor. - Ich höre in dem Moment, sie ist gestrichen. Manche Dinge entwickeln sich. (GRin Mag Marie Ringler: Das war jetzt frech!)
Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. - Bitte.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Das Thema Rahmenbeträge ist ja allgemein bekannt. Ich glaube, man könnte die meisten Reden wiederholen und endlos Tonbänder vorspielen, es gibt ja jede Menge Aufzeichnungen.

Die Wiener ÖVP spricht sich gegen die Zur-Ver-
fügung-Stellung von Rahmenbeträgen aus, die vom Herrn Kulturstadtrat in Alleinregie nach der berühmten Gutsherrenart vergeben werden können. Eine Subvention für diverse Theater und Vereine von mehr als 1,9 Millionen EUR ist sicherlich, wie jedes Jahr, nur ein Teilbetrag der im allgemeinen vergebenen Mittel für Theater und Vereine. Im Vorjahr waren es allein 13,7 Millionen EUR, die der Herr Stadtrat freihändig vergeben hat. Es gibt keine Endsumme, wie viel an Rahmenbeträgen für dieses Jahr vorgesehen ist. Wir kennen keine Planung, geschweige denn, dass es eine Liste der Projekte gibt, die mit diesen Beträgen gefördert werden sollen. 

Hinter diesen Beträgen steht wie immer leider kein Konzept, und dies entspricht der konzeptlosen Kulturpolitik dieser Stadt. Wir lehnen daher diesen Antrag ab. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. - Bitte.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Vielleicht kann ich ein bisschen zur Aufklärung beitragen. Dieser Rahmenbetrag wird für drei Bereiche der darstellenden Kunst eingesetzt: Für Auslobungen der Theaterjury, für Projektförderung und für Standortförderung.

Die Auslobungen der Theaterjury sind deswegen notwendig geworden, weil die Jury angeregt hat, die Bereiche Jugend- und Kindertheater, tänzerisch-choreographischer Nachwuchs, Theatertheorie und interkulturelle Projekte schwerpunktmäßig zu unterstützen. Das alles kann man nachlesen. Das Ziel dieser Auslobung soll die Entwicklung und nachhaltige Förderung zum Beispiel einer hochqualifizierten Kinder- und Jugendtheaterszene sein. Im Bereich tänzerisch-choreo-
graphischer Nachwuchs gibt es folgendes Ziel: Gefördert werden soll damit die Vielfalt der Tanzszene in Wien, und angestrebt wird die Nachhaltigkeit der Nachwuchsförderung. Genauso ist es im Bereich der Theatertheorie: Hier sollen Vorträge in künstlerischer Praxis in theoretischen Dingen geübt werden.

Da Kollege Dworak gesagt hat, man weiß nicht, wer das alles bekommt: Das ist im Internet auf der Seite der MA 7 veröffentlicht worden, dort stehen die Auslobungen, die von Jänner bis Dezember 2006 gefördert werden. Zum Beispiel hat Hubertus Zorell im Theater Dschungel im Herbst eine Faust-Adaptierung für Kinder vor. Das werden wir dann dort sehen.

Was die Projektförderung betrifft, können wir noch nicht sagen, wie das Geld ausgegeben wird, weil die Vorschläge des Kuratoriums erst nach der Sitzung im April erfolgen werden. Nur müssen wir den Betrag zur Verfügung stellen, dass wir nicht wieder in Verruf kommen, Sachen zu bewilligen, die schon passiert sind. Deswegen wird der Rahmenbetrag zur Verfügung gestellt. 

Die Standortförderung ist, sage ich jetzt einmal salopp, eine alte Geschichte. Das wurde bereits im vorigen Jahr mit den Kultursprechern aller Parteien akkordiert. Das sind acht Bühnen. Heuer wird im Zuge der Standortförderung das Jugendstiltheater neu gefördert werden. Das ist ein alter Wunsch und ein großes Anliegen, das wir in der Stadt schon hatten, weil das Jugendstiltheater als Standort wirklich ein interessanter Platz ist. Ich kann Sie darauf hinweisen, dass dort heuer das Gedenkjahr fortgesetzt wird, weil das der historische Platz der Kinder vom Spiegelgrund ist. Deswegen ist es ganz wichtig, dass auch das Jugendstiltheater in dem Zusammenhang gefördert wird.

Ich bin davon überzeugt, dass die Mittel widmungsgerecht eingesetzt werden. Deswegen wird meine Fraktion diesem Akt zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können sogleich die Postnummer 31 abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer ist, bitte ich um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN, beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 2 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien.

Der Berichterstatter, Herr Dr Stürzenbecher, wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. 

Herr GR Herzog hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Das vorliegende Geschäftsstück zur Geschäftseinteilung für den Magistrat ist im Allgemeinen etwas, dem man im Großen und Ganzen zustimmt. Dass man hier in Widerspruch gerät, ist ja nur in inhaltlichen Fragen, dass man mit der Einteilung selbst nicht einverstanden wäre, gegeben. Dieses Mal werden wir aber diesem Geschäftsstück nicht zustimmen, weil wir mit einem einzigen Punkt dieser ganzen Sache nicht einverstanden sind, nämlich mit der Umtaufung der MA 20 von "Fremdenrechtliche Angelegenheiten" zu "Einwanderungsbehörde".

Zum Punkt Einwanderungsbehörde würde ich meinen, dass das pars pro toto ein Zeichen dafür ist, wie sehr die sozialistische Partei und die Sozialdemokraten in Wien ihre grundsätzliche Linie in Fragen der Politik, der Zuwanderung, der Integration geändert haben - kleinweis, natürlich Schritt für Schritt, dass es vielleicht der Wählerschaft, die das sicher nicht will, nicht weiter auffällt, aber doch. 

Vorausgegangen ist die Schaffung einer eigenen MA 17, Integrations- und Diversitätsangelegenheiten, was bereits programmatisch eine Änderung der Verhältnisse, die bisher von der Sozialdemokratischen Partei zumindest offiziell vertreten wurden, anzeigt und andeutet. Die Abkehr der Wiener Sozialdemokraten ist offensichtlich im Gange: Weg von der Integration, also weg von der Anpassung von Zuwanderern an unsere Sprache und Kultur, an Rechtsbestand und Gebräuche, und den Übergang zu etwas anderem, nämlich Parallel- oder, besser gesagt, Gegengesellschaften im Grunde genommen zu akzeptieren, zur Kenntnis zu nehmen und gleich zu behandeln. Der Begriff der Diversität sagt genau das: Die Gleichbehandlung von verschiedenen Lebensformen, damit auch jener der Sprache und Kultur von Zuwanderern, die sich nicht bereit finden oder im Großen und Ganzen nicht imstande sind, sich in die kulturellen Gegebenheiten unserer Stadt einzufügen. 

Diese Politik der Gleichstellung steht zwar im Widerspruch zur Verfassung, die die Staatssprache Deutsch festgestellt und festgelegt hat, aber sie wird behutsam, Schritt für Schritt, vollzogen. Diese Politik der kleinen Schritte als Zeichen für einen neuen Weg, für eine Weichenstellung werden wir sicher nicht mitmachen. Wir sind auch überzeugt davon, dass das Ganze durchaus ein Affront für die Mehrheit der Bevölkerung und auch für die Mehrheit der sozialdemokratischen Wähler ist; darum wird es ja auch so behutsam und unbemerkt vorangetragen. 

Wir sind nicht bereit, diesen Weg mitzugehen, und müssen daher das Gesamtpaket der Änderung der Geschäftsordnung als solches ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Der Kollege von der FPÖ hat einiges ausgeführt, da möchte ich jetzt als Berichterstatter nicht zu allem Stellung nehmen. Was den Akt selbst betrifft, nehme ich aber sehr wohl Stellung und kläre Sie, Herr Kollege Herzog, dahin gehend auf, dass mit dem 1. Jänner 2006 das neue Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz in Kraft getreten ist. Damit verbunden war eine wesentliche Erweiterung des Aufgabenbereiches der MA 20, bis dahin Fremdenrechtliche Angelegenheiten, und die MA 20 wurde zur alleinigen Aufenthaltsbehörde in ihrem Wirkungsbereich als Amt der Wiener Landesregierung, als mittelbare Bundesbehörde. 

Der Zuständigkeitsbereich der MA 20 beinhaltet darüber hinaus eine Fülle von Aufgaben, die mit der Bezeichnung "Fremdenrechtliche Angelegenheiten" nicht mehr ausreichend beschrieben werden konnten. Auch ein Begriff "Fremdenrecht" hätte nicht wirklich als geeignet bezeichnet werden können. Das ist das Hauptargument dafür, dass es - und das habe ich ausgeführt - sinnvoll ist, den Begriff zu ändern.

Was hier als vernünftigster neuer Begriff in Frage kommt, entspricht der internationalen Praxis nahezu aller vergleichbarer Staaten, wo es "Immigration Office" heißt, und das heißt eben bei uns "Einwanderungsbehörde". In dem Sinn war das eigentlich eine vollkommen logische Namensbenennung - keine Umtaufung, weil Taufen etwas spezifisch Katholisches ist; so weit zu einem Fehler in Ihren Ausführungen. Es war eine vollkommen logische Benennung mit "Einwanderungsbehörde", und in dem Sinn war das, glaube ich, auch richtig. 

Ich kann mir auch vorstellen, Herr Kollege Herzog, dass Ihnen vielleicht - ich weiß es nicht, aber vielleicht - "Ausweisungsbehörde" besser gefallen würde. Aber dazu muss ich schon sagen, dass für Ausweisung, sofern sie rechtlich geboten ist, der Bund zuständig ist, die Polizei zuständig ist und das Innenressort zuständig ist und wir in unserem Zuständigkeitsbereich eben mit "Einwanderungsbehörde" eine Begrifflichkeit im Sinn dieses Aktes, den ich jetzt referiert habe, gewählt haben, die durchaus zutreffend ist. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich möchte nur festhalten, dass es, nachdem der Berichterstatter das Schlusswort gehalten hat - und das weiß Kollege Herzog sehr genau -, keine Wortmeldung mehr gibt.

Somit können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 2 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN so beschlossen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 3, 4 und 5 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an die Vereine "Verein für Österreichisch-Türkische Freundschaft", ZARA - Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit und Diakonie - Flüchtlingsdienst gemeinnützige GmbH - zusammenzuziehen, die Abstimmung dann wie immer getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Die ist nicht der Fall. Wir werden daher so vorgehen.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Dr Stürzenbecher, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zu den gegenständlichen Geschäftsstücken.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet.

Frau GRin Mag Korun hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich werde es wirklich ganz kurz machen. Mit diesem Redebeitrag möchte ich unsere differenzierte Sichtweise, was die Post 3 betrifft, zum Ausdruck bringen, die folgendermaßen ausschaut:

Der "Verein für Österreichisch-Türkische Freundschaft" ist ein Verein, den ich persönlich seit Jahren, wirklich seit Jahren, kenne, auch aus meiner NGO-Zeit und aus meiner eigenen Beratungspraxis. Es ist ein Verein, der gute Beratungsarbeit leistet; das ist allgemein bekannt, denke ich. Deshalb werden wir der Förderung auch zustimmen. 

Was wir sehr wohl differenziert sehen, ist die ewige Problematik von der Sozialdemokratie näher stehenden Vereinen in Wien. Da sind wir der Meinung, dass es notwendig ist, dass diese Verflechtung aufgelöst wird und dass die gute Arbeit, die Vereine leisten, sehr wohl auch getrennt von der politischen Nähe, die sie zur Wiener SPÖ haben, zu betrachten ist. Da ist eine differenzierte Sichtweise unserer Meinung nach nötig, und wir würden uns wünschen, dass dieses ewige Dilemma, dass SPÖ-nahe Vereine langlebige und gut dotierte Förderungen bekommen, endlich einer Lösung zugeführt wird. (GR Godwin Schuster: ...das ist kein Kriterium!)
Ich betone noch einmal, dass wir die qualitätsvolle Arbeit dieses Vereins kennen und unterstützen, und deshalb werden wir auch zustimmen. Wir wünschen uns nichtsdestoweniger eine langfristige Lösung. Denn diese Verquickung von Politik und NGOs muss endlich auch in Wien ein Ende haben. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ekici. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden auch dem Antrag des Vereins ZARA - Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit unsere Zustimmung geben. Rassismus darf kein Kavaliersdelikt sein. Und noch eines: Von den 1 100 Fällen, die von ZARA aufgezeigt worden sind, fanden 90 Prozent in Wien statt - für mich ein Zeichen dafür, dass die Integrationspolitik der SPÖ-Stadtregierung gescheitert ist. 

Meine Damen und Herren! Um Rassismus zu verhindern, sind politische Rahmenbedingungen notwendig. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist richtig!) Um Rassismus zu verhindern, ist auch ein Integrationskonzept notwendig; das ist auch richtig. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das gibt es!) Leider kann die Stadt Wien trotz zahlreicher Lippenbekenntnisse so ein Konzept nicht vorweisen, was ich sehr schade finde. (Beifall bei der ÖVP.)
Tatsache ist, dass den Menschen in Wien ohne österreichische Staatsbürgerschaft jahrzehntelang der Zugang zu den Gemeindewohnungen verwehrt wurde. Laut EU-Richtlinie müssen Sie es jetzt tun, nur versucht man in der Praxis, am alten Prinzip festzuhalten. Das ist auch eine Tatsache. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Falls Sie noch irgendwie daran Interesse haben, diesen blinden Fleck in Ihrer Kommunalpolitik wegzubekommen, dann erlaube ich mir, Ihnen kurz die drei wichtigsten Handlungsfelder dieses Integrationsprogramms ins kollektive SPÖ-Gedächtnis zurückzurufen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie könnten einmal eine Antwort auf meinen Brief schicken!)
Ja, gerne. Aber ich habe es Ihnen, glaube ich, auch mündlich gesagt, oder? Ich habe es Ihnen beim letzten Integrationsausschuss mündlich gesagt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich habe Ihnen vor Monaten einen Brief geschrieben und bis heute keine Antwort bekommen!) Wenn Sie wollen, können Sie es auch gerne noch einmal schriftlich haben. Aber ich habe es Ihnen mündlich gesagt, und ich habe mich da nicht versteckt. Gerne, herzlich gerne! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: ...aber Sie haben mir bis heute keine Antwort geschrieben!) Wenn es mündlich nicht reicht, mache ich es auch gerne schriftlich. 

Nun weiter in meinen Ausführungen: Diese Handlungsfelder sind - das müsste Ihnen auch bekannt sein - der Wohnbereich, der Schulbereich und der Arbeitsmarktbereich. Kommen wir zum Wohnbereich: Laut einer Statistik leben 80 Prozent der Türken unter prekären Wohnverhältnissen. Es ist auch eine Tatsache, dass in bestimmten Bezirken in Wien die gesunde Durchmischung ein Wunschtraum geblieben ist. Die Folge sind überfüllte Wohnungen, aus denen die jüngeren Familienmitglieder flüchten, wann immer es geht, und dann die Straße als Aufenthaltsort wählen. 

Die Wohnsituation hat aber auch auf den Schulerfolg der Kinder von MigrantInnen eine sehr negative Auswirkung, wenn etwa Schulkinder in zu beengten Wohnverhältnissen ihre Aufgaben nicht machen können oder Freunde nicht mit nach Hause nehmen können. Ich weiß nicht, ob Sie sich dieser sozialen Konsequenzen Ihrer verfehlten Integrations-Wohnungspolitik bewusst sind, sehr geehrte Frau Stadträtin. Wenn nicht, dann wäre es höchste Zeit!

Damit sind wir schon im Schulbereich, sehr geehrte Frau Stadträtin. StRin Laska hat heute schon das Beispiel genannt, dass, wenn man mit verbundenen Augen in einer Klasse sitzen würde, man nicht heraushören könnte, wer Migrant ist und wer nicht. Ich glaube vielmehr, dass die sehr geehrte Frau Stadträtin eher mit verbundenen Augen lebt, wenn sie sich an der Tatsache politisch vorbeischwindelt, dass 50 Prozent der Migrantenkinder eine Sonderschule besuchen müssen, weil sie nicht Deutsch können. Da muss man Abhilfe schaffen, und das darf man nicht einfach als gegeben hinnehmen. 

Sie sind es, die immer gegen unsere Forderung eines Gratis-Kindergartenjahrs als Vorbereitung auf die Schule sind. Und da heute auch die Finanzierbarkeit angesprochen wurde: Das muss es Ihnen ja wert sein, sehr geehrte Frau Stadträtin, vor allem, wenn Sie bedenken, wie viel an Folgekosten damit verhindert und erspart werden kann. Das heißt, Sie sollten unseren Vorschlag umsetzen, dass wir endlich einmal einen integrationspolitischen Schritt in die richtige Richtung tun. Daher: Springen Sie einfach über Ihren Schatten und folgen Sie unserem Vorschlag!

Ich glaube, heute wird auch noch Kollegin Yilmaz reden. Sie wird sicher wieder auf den Bund hinschlagen, weil das eine ihrer Lieblingsbeschäftigungen ist. Aber ich muss hier Folgendes unterstreichen und noch einmal nennen, was die Rassismus-Vorfälle in Wien beziehungsweise in Österreich betrifft.

90 Prozent der Vorfälle haben sich in Wien ereignet. Das können Sie nicht abtun, darüber können Sie nicht hinwegschauen. 

Das heißt in Zahlen gegossen... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Gibt es eine Rassismusstelle in Graz?) Bitte? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Gibt es eine Rassismusstelle in Graz oder Bregenz?) Ich weiß es nicht. Ich weiß es nicht, das müssen Sie als Integrationsstadträtin eher wissen, ob es das gibt oder nicht. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das gibt es nur in Wien! Außerhalb Wiens gibt es eine solche Einrichtung nicht!) Sie sind sozusagen die Expertin. Sie haben die Ressourcen, Sie haben die ganzen Beamten, die das recherchieren könnten, ich nicht. (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Außerhalb Wiens gibt es keine Rassismusstelle! Das gibt es nur in Wien!) In Zahlen gegossen, sehr geehrte Frau Stadträtin, ist es eine Bankrotterklärung der Integrationspolitik der SPÖ-Stadtregierung. Das müssen Sie zur Kenntnis nehmen, das ist Tatsache. 

Und noch eine Frage: Wie beantwortet die Wiener SPÖ-Stadtregierung diese Zahlen und die von mir aufgezeigten Missstände im Bereich Wohnen und Schule? Sie mauert nur und gibt vor, dass ihre Integrationspolitik funktioniert, aber Integration lebt nicht von Alibiaktionen, Sonntagsreden und Vorzugsstimmenfang bei den Migranten, Integrationspolitik erfordert Konzepte und Maßnahmen, die das Zusammenleben von MigrantInnen und alteingesessenen Bürgern fördert. Und da sind die Wohnungspolitik und die Schulpolitik dieser Stadt die wichtigsten Ansatzpunkte. Von diesen Ansatzpunkten merkt man in Ihrer Politik fast gar nichts, und das ist verwerflich, denn damit gefährden Sie den sozialen Frieden in dieser Stadt, weil dieses ständige Zuwarten, ob eh nichts passiert, fahrlässigerweise die Trennlinie verstärkt und sicher nicht aufhebt. 

Aber das ist ja Ihre Doppelstrategie: Sich auf der einen Seite als die Integrationspartei hinzustellen, aber ihren alteingesessenen Genossen augenzwinkernd zu versichern, Integration wird ohnedies nicht so heiß gegessen wie serviert. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Diese offenkundige Doppelstrategie wird sicherlich nicht mehr lange aufgehen und durchschaut werden. Dann werden Sie nicht nur Stimmen deswegen verlieren – das wäre ja noch verkraftbar –, sondern wir alle werden hier in Wien ein belastetes soziales Klima haben, das Sie zu verantworten haben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Wenn man Ihren Vorschlägen zustimmte, dann wäre es so!)
Also daher von dieser Stelle aus noch einmal ein Appell von mir: Erstellen Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, ein Integrationskonzept, das den Namen auch verdient, und setzen Sie es bitte auch um!

Noch eines, meine Damen und Herren, was die Forderung der GRÜNEN nach einer Antirassismuskampagne betrifft: Das ist zu wenig. Mit einer Kampagne alleine wird das Problem nicht aus der Welt geschafft werden. Dieser Vorschlag war eigentlich, liebe Kollegin Korun, von der SPÖ. Unsere politische Linie ist glücklicherweise eine andere. (GRin Nurten Yilmaz: Ja, das kann man wohl sagen!) Bewusstseinsbildung, ja, aber in Begleitung einer aktiven Integrationspolitik, die eine solche Kampagne propagieren sollte. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wie viel zahlt denn der Bund für ZARA?) Und daher ein konkreter Vorschlag von mir, sehr geehrte Frau Stadträtin, zur Bewusstseinsbildung, wie wir sie sehen.

Beginnen Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, als einen ersten Schritt sozusagen mit einer Bewusstseinsbildungskampagne in den eigenen Reihen, etwa bei Wiener Wohnen, bei den Magistraten, bei den Wiener Linien, beim Wiener AMS und bei den Wiener Krankenkassen und zwinkern Sie nicht in diesen Bereichen hintergründig, wenn es um Anliegen der Migranten und deren Integration geht. (GR Godwin Schuster: Gehören die Krankenkassen Wien? Gehören die Wiener Krankenkassen der Stadt Wien?)
Zum Schluss noch: Integration von Migranten gehört mit Sicherheit zu den wichtigsten Themen der nächsten Jahre, meine Damen und Herren. Die Wiener Stadtregierung wird mit ihrer Politik dieser Aufgabenstellung bei weitem nicht gerecht. Sollten Sie nicht bald zu dieser Selbsterkenntnis gelangen, dann tragen Sie die Hauptverantwortung dafür, dass diese Trennlinie zwischen den Migranten und Migrantinnen und den alteingesessenen Bürgern und Bürgerinnen nicht nur endlich verringert, sondern vergrößert wird (GRin Mag Alev Korun: Das ist Ihre Politik für ganz Österreich!), sodass dies zu einem sozialen Sprengstoff wird, den wir ja alle nicht wollen. – Ganz herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Yilmaz. Ich erteile es ihr. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie muss jetzt mit den Augen zwinkern! – GRin Nurten Yilmaz: Ja, jetzt muss ich zwinkern!)
GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
So wie der Verein ZARA von der Bundesregierung behandelt wird, sieht man eigentlich die Geringschätzung gegenüber den Zuwanderinnen und Zuwanderern. Während Wien den Verein ZARA heuer mit 47 000 EUR fördert – das ist sogar um 2 000 EUR mehr als voriges Jahr –, ist der Bundesregierung diese wertvolle Arbeit dieses Vereins 4 500 EUR wert. Warum? (GR Godwin Schuster: Weil es ihm nicht wichtig ist!) Weil er aufdeckt, wie viele rassistische Übergriffe es tatsächlich gibt. Der Rassismusreport, der heuer bereits zum sechsten Mal erschienen ist, ist die einzige qualitative Datenquelle über Struktur und Ausmaß von Rassismus in Österreich. Offenbar wollen Schwarz-Orange-Blau diese negativen Seiten des Alltags in Österreich nicht dokumentiert haben. Das ist sehr bedauerlich, denn mit 1 105 von ZARA dokumentierten Fällen hat das Jahr 2005 einen traurigen Rassismusrekord gebracht.

Die stetig steigende Zahl der Meldungen bei ZARA zeigen aber zwei Dinge: Zum einen sind rassistische Aussagen und Handlungen Gang und Gäbe, zum anderen hat sich aber auch das Bewusstsein gegenüber Rassismus verändert. Immer mehr Menschen setzen sich zur Wehr und fordern ihr Recht auf Nichtdiskriminierung. Dabei helfen ihnen eben Vereine wie ZARA. 

Neben der Beratung von Opfern und deren Begleitung, damit sie zu ihrem Recht kommen, hat ZARA zum Beispiel eine stichprobenartige Aktion in zehn Print- und Online-Medien innerhalb von zwei Wochen gemacht, und da sind hundert Inserate mit den Zusätzen "nur Inländer" oder "keine Ausländer" gefunden worden. Das widerspricht dem Gleichbehandlungsgesetz. Deshalb hat ZARA Anzeige erstattet.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist echt absurd. Eigentlich sollte die Bundesregierung froh darüber sein, dass sich eine Organisation um die Einhaltung bestehender Gesetze kümmert. Aber was macht die Bundesregierung? Sie möchte ZARA so schnell wie möglich loswerden, was wir nicht zuletzt mit unserer Förderung verhindern werden.

Darüber hinaus wird eine Reihe anderer Vereine und Organisationen, die aufklärend und wirkungsvoll gegen Rassismus tätig sind, jedes Jahr gefördert. Damit verbunden ist ein kontinuierliches, tagtägliches Wirken dieser Organisationen, das dort ansetzt, wo es am wirkungsvollsten ist, nämlich an der Basis.

Die Stadt Wien weiß sehr wohl um ihre Einflussmöglichkeiten als Gebietskörperschaft. Deshalb hat sie eine Integrationsstadträtin, deshalb hat sie auch eine eigene Magistratsabteilung für Integration und Diversitätsangelegenheiten eingerichtet. Die tagtägliche Überzeugungsarbeit an der Basis und die gelebten Vorbilder sind es, die wirken. Hier versagt die Bundesregierung leider völlig.

Die Diakonie ist ein Verein mit sozialem Auftrag, dem die Hautfarbe und die Herkunft der sozial bedrohten Menschen egal ist. Sie erhebt die Stimme, wenn Menschen diskriminiert werden. Das ist gerade heute notwendig und unterstützenswert. Der Leiter der Diakonie, sehr geehrte Damen und Herren, hat gegen das neue Staatsbürgerschaftsgesetz protestiert. Die Unsicherheit des Aufenthalts bei langer Wartedauer auf Staatsbürgerschaft hat große Auswirkungen auf das zur Verfügung stehende Einkommen von MigrantInnen und damit auf die soziale Integration, hat er gesagt. Gleiche Rechte sind Teil von Integration, nicht ihr Endpunkt, hat er gesagt. Integration, meint er, ist gleichberechtigte Teilhabe am sozialen, politischen und gesellschaftlichen Leben. Der Grundsatz lautet, meint er, bei gleichen Pflichten gleiche Rechte.

Das sind die Argumentationen des Leiters der Diakonie. Dem können wir zustimmen. Wir bedanken uns auch für die Arbeit, die die Diakonie, ZARA, aber auch der "Verein für Österreichisch-Türkische Freundschaft" leisten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Frau Kollegin Korun! Die NGOs würden sich sehr bedanken, wenn sich die Parteien in ihre Arbeit einmischen würden. Sie bestimmen, wem sie wie nahe oder ganz weit entfernt sein wollen. Also ich glaube nicht, dass sie unseren Ratschlag brauchen. Sie leisten eine hervorragende Arbeit. Ich danke auch, dass Sie das mit unterstützen werden. 

Frau Kollegin Ekici – sie ist nicht da (GRin Mag Sirvan Ekici: Hier!); ach in der ersten Reihe; hervorragend –, nach all dem, was in den letzten Jahren auf Bundesebene passiert ist, wodurch den Menschen dauernd Prügel vor die Füße geworfen werden, geht es nicht anders. (GRin Mag Sirvan Ekici: Bitte schauen Sie sich nur einmal das Beschäftigungsprogramm an!) Es sind eben die Bestrebungen Wiens, diesen Menschen das Leben zu erleichtern, doch von ganz oben wird es torpediert, und das letzte Staatsbürgerschaftsgesetz ist überhaupt ein Dilemma. Das wird noch zu wahnsinnigen Problemen für die Menschen führen. Sie werden sich auch bei Ihnen bedanken, und ich hoffe, Sie werden die Rechnung sehr bald präsentiert bekommen, sodass wir in einem halben Jahr die Möglichkeit haben, das Ganze zu ändern, damit MigrantInnen auch auf Bundesebene eine Partnerin oder einen Partner haben. – Vielen Dank.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander. (GR Harry Kopietz: Ihr könnt schon trainieren, Pflanzen zu ziehen nach den Tipps der Bundesregierung! Mit dem Untertitel: "Nach der Wende"!) Bitte, Frau Kollegin, Sie haben das Wort. Lassen Sie sich nicht stören von den Diskussionen.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Okay, danke. – Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auf Initiative unserer StRin Monika Vana freue ich mich, folgenden Beschlussantrag einzubringen: 

„Der Wiener Gemeinderat ersucht Außenministerin Ursula Plassnik, im Rahmen des EU-Lateinamerika-Gipfels während der österreichischen EU-Ratspräsi-
dentschaft die Freilassung von Ingrid Betancourt und anderer Entführter in Kolumbien zu thematisieren sowie die kolumbianische Regierung um konkrete Lösungsvorschläge zu ersuchen und damit zur Lösung dieser Menschenrechtsprobleme einen Beitrag zu leisten."

Ingrid Betancourt war im Jahre 2002 grüne Präsidentschaftskandidatin in Kolumbien und wurde von der Guerilla entführt. Couragiert kämpfte sie gegen die inhumane, korrupte und kriminelle Politik der kolumbianischen Regierung, die seit Jahrzehnten mitverantwortlich ist für bewaffnete Auseinandersetzungen mit Widerstandsgruppen. Bislang verweigert die kolumbianische Regierung humanitäre Abkommen zur Freilassung der Entführten. 

Ich war selbst fünf Jahre in einem lateinamerikanischen Land, in Guatemala, und habe zu dieser Zeit Rigoberta Menchú kennen gelernt. Ich weiß aus Gesprächen mit ihr, wie wichtig internationale Solidarität ist, wie wichtig es ist, international zu spüren, auch Europa hat einen Blick auf unser Land. Und selbst wenn heute in Guatemala die Menschenrechte noch nicht den Standard Europas haben, so hat die unermüdliche Arbeit Rigoberta Menchús dazu beigetragen, dass Guatemala ein demokratisches Land ist und Diktatoren wie ein Rios Mont keine Chance mehr haben, gewählt zu werden. 

Genau aus diesem Grund glaube ich, dass jeder, der Interesse hat, dass Demokratie, Freiheit und Menschenrechte weltweit gelebt werden, diesen Antrag unterstützen muss. Bisher haben bereits mehr als hundert Städte, unter anderem Paris, Brüssel, Dublin, Rom und Bogota, Ingrid Betancourt die Ehrenbürgerwürde verliehen. Auch im Nationalrat wurde ein ähnlicher Antrag schon beschlossen, und trotzdem halte ich es für enorm wichtig, dass wir im Namen des Wiener Gemeinderats uns dieser Solidaritätskundgebung anschließen und unsere Frau Außenministerin wirklich ersuchen, dass auch sie sich für Ingrid Betancourt einsetzt. – Danke schön. (Beifall bei den Grünen und bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Den Antrag hätte ich aber schon gern. (GRin Heidemarie Cammerlander, den Antrag überreichend: Entschuldigung!) Bitte.

Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Bevor ich auf die drei Akten eingehe, die drei Subventionen für die drei Vereine, möchte ich vielleicht doch festhalten – ich finde, man soll ja auch das Gute immer sagen –, dass die Akten in unserem Ausschuss, im Integrationsausschuss, sehr umfangreich, sehr sorgfältig gestaltet und sehr übersichtlich sind und man sehr viel aus ihnen herauslesen kann. Ich sage das, weil in der vorhergehenden Debatte die Akten des Kulturausschusses ja nicht gerade gelobt wurden. Ich möchte bezüglich unseres Ausschusses das Gegenteil tun. Ich glaube, das sollte man auch sagen. Das macht das Arbeiten leichter, und ich bin auch dankbar dafür, dass es so ist und wir hier nicht kämpfen müssen.

Ich komme gleich einmal zum ersten Verein, das ist die Diakonie – Flüchtlingsdienst gemeinnützige GmbH, die für diverse Projekte 32 112 EUR an Subvention von der Stadt Wien bekommt. Da gibt es unter anderem, wie dieser umfangreiche Akt auch zeigt, Integrationsvorträge für anerkannte Flüchtlinge. Wenn man sich die Auflistung dieser Vorträge anschaut, dann beginnt sie mit einem Vortrag über das Sozialsystem und Sozialleistungen in Österreich, dann kommen Familienrecht, Familienleistungen und eine Reihe anderer Sachen wie Wohnen, Recht und Bildung, und als allerletztes Wort steht "soziale Integration". 

Genau der Gedanke, den wir eigentlich immer am Anfang sehen wollen bei den Überlegungen all derer, die zu uns kommen und hier leben sollen, wollen und müssen, der spielt in all diesen Dinge eine recht untergeordnete Rolle. Wichtig sind die Kenntnisse über die Leistungen, die hier geboten werden, weniger wichtig ist der Gedanke der Integration. 

Dem Akt ist auch zu entnehmen, dass es hier in erster Linie um Beratungstätigkeiten geht und ein kleiner Teil davon dem Spracherwerb oder der Vermittlung des Spracherwerbes dient. 

Der zweite Verein, der "Verein für Österreichisch-Türkische Freundschaft", der mit 37 230 EUR subventioniert wird, hat ebenfalls den Schwerpunkt der Beratung, der Begleitung bei Behördenwegen und einen umfassenden Teil von Tätigkeiten, die – und das ist jetzt für mich der springende Punkt – nicht unbedingt von hoch bezahltem, gut bezahltem Personal durchgeführt werden müssen. Wir unterscheiden hier in Österreich, aber speziell in Wien ganz offensichtlich zwei Formen von Vereinen: Hoch subventionierte, die im Wesentlichen die gleichen Tätigkeiten durchführen wie Vereine, die es schon lange hier gibt und die in guter Tradition in dieser Stadt, aber auch in diesem Land von vielen Ehrenamtlichen und Freiwilligen begleitet werden. 

Gestern war ja gerade im Zuge der Diskussion um den Kinder- und Jugendanwalt und das Projekt "LIMES" die Rede davon. Da hat – das war mir sehr aus dem Herzen gesprochen – die Frau Jugendanwältin gesagt, da es im Moment kein Geld gibt, wird das derzeit von Freiwilligen ehrenamtlich durchgeführt. In Zeiten, in denen eine Gesellschaft auseinanderdriftet, ist das etwas sehr Wichtiges.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir Freiheitlichen unterstreichen das voll und ganz. Ehrenamtliche Tätigkeit und freiwillige Mitarbeiter im sozialen Bereich, aber, wenn wir darüber hinausgehen, natürlich auch im Sportbereich, im kulturellen Bereich und nicht zu vergessen auch im Natur- und Umweltschutz sichern, dass in diesen Bereichen unser System nicht zusammenbricht. Die Auswirkungen dieser Tätigkeiten – sei es jetzt im Breitensport, sei es im Kulturellen, sei es aber vor allem auch im Sozialen – sind der ganzen Wiener und auch österreichischen Bevölkerung zugänglich.

Wenn wir uns diese Vereine anschauen, über die wir ja jetzt schon seit Monaten sprechen und bei denen ich die Subventionen immer wieder kritisiere, dann muss ich sagen, da wird sehr viel Geld von allen Steuerzahlern für eine kleine Gruppe von Menschen für Tätigkeiten investiert, die man sehr wohl – und das ist auch der Gesellschaft sehr dienlich – ehrenamtlich oder freiwillig erledigen könnte. 

Ich glaube, es wäre ein wichtiger Weg, dass man jemandem, der zu uns kommt und den man auch an unsere Gesellschaft, an unser System heranführen will, eben nicht sagt, ein Handgriff, den ich ehrenamtlich mache, das ist Selbstausbeutung. Ich finde, das ist ein ganz grausiger Begriff. Ein Ehrenamt ist ein Ehrenamt, das impliziert ja auch der Name. Freiwillige Tätigkeit ist notwendig, um überhaupt den Zusammenhalt unserer Gesellschaft und die vielen Leistungen zu sichern. Und dafür stehen wir auch. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich komme zum Verein ZARA. Meine Vorrednerinnen – es waren lauter Damen – haben ja den Rassismusbericht fast so beklagt, als würde er noch nicht genug ausdrücken von dem, was passiert. Ich sehe das wirklich gegenteilig. Ich finde, dass dieser Rassismusbericht ein verzerrtes Bild von der Realität in Wien wiedergibt. (Beifall bei der FPÖ.) Denn eines muss man schon sagen, und das beweist ja auch die hohe Zahl derer, die hier leben wollen, die zu uns kommen, die ihre Familien nachholen, die begehren, hier die Staatsbürgerschaft zu bekommen: Ich glaube, wir brauchen uns nicht zu genieren für die Leistungen, die hier geboten werden, und wir brauchen uns auch nicht zu genieren für das Entgegenkommen der Bevölkerung. Ich glaube, dass die Wiener Bevölkerung eine hohe Toleranz hat gegenüber denen, die kommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wo, sehr geehrte Damen und Herren, ist die Lobby für die Kinder, die in den Parkanlagen auch aus ethnischen Gründen von den Spielplätzen vertrieben werden? Haben Sie sich das schon einmal angeschaut, wie das vor allem in den Wiener Außenbezirken ist, wo ein österreichisches Kind einen Spielplatz nicht mehr betreten darf, ohne dass es mit dem Messer bedroht wird? Auch das ist Realität, davon lesen wir aber nichts. 

Wenn ich die Arbeit von diesem Verein anschaue, dann kommt mir das vor, als wäre es in vielen Fällen wirklich etwas, was man als Denunziation oder auf gut Wienerisch als Vernaderung bezeichnen kann.

Ich stelle einmal eines fest: Übergriffe, egal ob physischer oder psychischer Natur, die Gewalt mit sich bringen, egal an wem und egal von wem, lehnen wir auf jeden Fall ab. Da hat man auch die Möglichkeit, sich an die Polizei zu wenden oder ein gerichtliches Verfahren einzuleiten. Das ist überhaupt keine Frage, das soll auch so sein und das wollen wir nicht geändert wissen. Aber zur offensichtlichen Vorgangsweise, die dieser Verein betreibt, zitiere ich jetzt aus dem heutigen "Standard", wo dem Lokal Flex, dem ich sicher nicht besonders nahe stehe, wie man sich vorstellen kann, Rassismusvorwürfe gemacht werden. Das ist so ein ganz typischer Passus, der da steht: "Manche wollen beobachtet haben". Diese vielen, vielen Fälle, die gehen immer auf so Beobachtungen zurück, dann gibt es Zeugen, die man auch nicht so genau kennt (GR Marco Schreuder: Sie haben keine Ahnung!), und es ist in Wirklichkeit sehr oft der Fall, dass es keine handfesten Beweise gibt, sondern "man hat beobachtet", es gibt Beschwerden und so weiter, wenn etwa diesem Lokal Flex plötzlich Rassismusvorwürfe gemacht werden. 

Also ich bin wirklich kein Sympathisant, aber da muss ich schon sagen, das ist etwas, was ganz deutlich zeigt, dass es hier um einen Verein geht – und da ist natürlich auch ZARA wieder massiv beteiligt –, wo man von Vernaderung und Denunziation sprechen kann, wenn sich ein Lokal weigert, alle, die unter Umständen auch den Drogenhandel mit ins Lokal bringen könnten, anzunehmen. (GR Mag Alev Korun: Die Hautfarbe spielt eine Rolle!) Sie wissen ganz genau, dass es bei jedem Nachtlokal, bei jeder Diskothek und bei vielen Lokalen den so genannte Türsteher gibt und dass man halt auch die Freiheit in diesem Land hat, dass sich ein Betreiber aussuchen kann, wer zu ihm hineinpasst oder nicht. (Beifall bei der FPÖ. – GRin Nurten Yilmaz: Genau das ist es!) 

Wir könnten jetzt stundenlang diskutieren, ob das gut ist oder nicht, das ist eine Freiheit. Es ist auch die Freiheit eines Arbeitgebers, sich bis zu einem gewissen Grad nach Qualifikation auszusuchen (GRin Mag Alev Korun: Aber nicht nach Hautfarbe!) – nicht nach Hautfarbe, aber eben nach Qualifikation –, wen er aufnimmt. (GRin Nurten Yilmaz: Aber Ausländer werden oft ausdrücklich ausgeschlossen!) Dass ja letztlich auch die Stadt Wien sich solche Unternehmen aussucht, beweist etwa ein Antrag, den wir in Zukunft im Umweltausschuss zu bearbeiten haben werden, wo eine Firma, die Firma FRIKUS Friedrich-Kraftwagentransport- und SpeditionsgesmbH, beschäftigt wird, die sich eindeutig dahin gehend deklariert, nur deutschsprachige Lenker einzusetzen. Ja, warum wird denn das sein? Weil es wahrscheinlich in der geschäftlichen Abwicklung einfach so notwendig ist. 

Vieles hängt auch daran, dass potentielle Arbeitnehmer der deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig sind. Ich glaube, da muss es schon im Willen oder im Ermessen des Arbeitgebers liegen, sich auszusuchen, wen er aufnehmen kann oder nicht. (GRin Mag Alev Korun: Aber das hat nichts mit der Hautfarbe zu tun! – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Nach Qualifikation!) Wenn dann der Verein ZARA sozusagen gleich mit dem gelben Pickerl kommt, dann muss ich schon sagen, das ist Vernaderung, das ist Denunziation, und dafür bitte, sehr geehrte Damen und Herren, wollen wir kein Steuergeld verwendet wissen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Frau Kollegin Matiasek! Nicht der Verein ZARA betreibt Denunziation und Vernaderung, sondern Sie, wenn Sie sagen, dass in Wiener Parks grundsätzlich inländische Kinder nicht mehr hineingehen können, weil sie mit Messern bedroht würden. Das ist Denunziation und Vernaderung von ganzen Bevölkerungsgruppen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. – Empörte Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Darüber hinaus weise ich darauf hin, dass ich in meiner Funktion als Berichterstatter der Auffassung bin, dass zwar Ehrenamtlichkeit eine wichtige Sache ist (GR Mag Harald STEFAN: Wer spricht denn hier? Der Berichterstatter? Ist das der Berichterstatter, der hier spricht? Wer spricht hier?), dass man aber sicher nicht alle notwendigen Tätigkeiten dieser Stadt auf Ehrenamtlichkeit reduzieren kann, und dass im vorliegenden Fall keineswegs eine Hochsubventionierung vorliegt, sondern dass jeder Euro, der hier als Subvention an die drei Vereine geht, sehr gut eingesetztes Geld im Interesse der Bürger unseres Landes und unserer Stadt ist. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Harald STEFAN: Eine Entgleisung!) Die Wahrheit! (Anhaltende Rufe bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Also ich denke, wenn der Kollege Stürzenbecher seiner berechtigten Erregung Platz gelassen hat (GR Mag Harald STEFAN: Ach so! Berechtigte Erregung!), das muss bewilligt sein. Er ist sofort, ohne dass ich etwas sagen musste, zu seiner Aufgabe zurückgekehrt. Also ich denke, das kann man schon so lassen. (Beifall bei der SPÖ. – Anhaltende lautstarke Rufe bei der FPÖ. – StR DDr Eduard Schock: Ich fordere eine Unterbrechung und eine Präsidiale!) Bitte. 

StR DDr Eduard Schock: Frau Vorsitzende!

Wir verlangen die Einberufung einer Präsidiale und die Unterbrechung dieser Sitzung, um die Vorgänge eben in Ruhe, sine ira et studio, hier besprechen zu können. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Also ich denke, man muss da jetzt nicht die Sitzung unterbrechen. 

Wenn es Ihnen so recht ist, dann könnte ich mir vorstellen, dass ich dem Kollegen Stürzenbecher einen Ordnungsruf erteile, weil er seine Berichterstattung missbraucht hat. (Bravo-Rufe und Beifall bei der FPÖ.) 

Wir wollen ja korrekt vorgehen. Ich schaue, dass wir uns immer an die Geschäftsordnung halten. Ich bitte also alle Berichterstatter, sich nur auf den Akt zu beziehen, und ich denke, damit ist diese Sache aus der Welt geschafft. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Alle Kollegen, die der Postnummer 3 ihre Zustimmung erteilen wollen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der ÖVP, SPÖ und Grünen, ohne FPÖ, so angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 4. 

Wer der Postnummer 4 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der FPÖ. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen betreffend die Thematisierung der Freilassung von Ingrid Betancourt beim EU-Lateinamerika-Gipfel vor. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP. 

Wir kommen nun zur Postnummer 5. 

Wer der Postnummer 5 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der FPÖ.

Es gelangt nunmehr die Post 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Vertragsabschluss bezüglich des Terminals Freudenau und die Verbindung Donauuferbahn und Donauländebahn sowie die Übernahme des Zinsendienstes für die Planungskosten des Eisenbahnabschnittes "Götzendorfer Schleife". 

Der Berichterstatter, Kollege Strobl, steht schon da. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Danke schön. – Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. – Bitte sehr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Vorfeld eine kurze Anmerkung. Im Laufe meiner viermonatigen... (Unruhe im Saal.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte, die Kollegin Puller ist am Wort.

GRin Ingrid Puller (fortsetzend): Im Laufe meiner viermonatigen Amtsperiode habe ich leider schon öfter erfahren müssen, dass Anträge, Beschlussanträge, alles, was Wiener Linien betrifft, meistens abgelehnt oder abgeschmettert wurden. Aber jemand von den Sozialdemokraten hat erwähnt, die Grünen haben noch Visionen. Ich probiere es immer wieder und möchte daher zu dieser Postnummer 45 einen Beschlussantrag stellen. 

Es geht da auch um ein altes Thema, und zwar um Parkplatznot, um Stellplatznot, vor allem in den dichtbebauten Gebieten. Die Lösungen seitens der Bezirke und der Stadtregierung heißen im Moment nur Garagen, und diese Quasilösung führt zur heftigen Polarisierung, und zwar nicht nur innerhalb der Bevölkerung, sondern auch innerhalb einer Fraktion, in der sich die GaragenbefürworterInnen und die GaragengegnerInnen heftig gegenüberstehen. 

Unsere Aufgabe soll und muss es ein, Alternativen zu setzen, für die motorisierte Bevölkerung eben Lösungen anzubieten, die nicht nur Garagenbau heißen. Die Wiener Linien zum Beispiel haben ja schon so einen Ansatzpunkt. Sie bieten Kombitickets an, aber leider nur mit Großveranstaltern oder im Zuge der Wiener Festwochen. 

Meine Alternativlösung wäre, dieses Kombiticket auf mittlere oder kleinere Veranstaltungsstätten auszuweiten und anzubieten. Es soll nicht unterschätzt werden, auch wenn es sich nicht um Tausende verkaufte Eintrittskarten und Kombitickets handelt, die eigentlich – ich weiß es aus Erfahrung – sehr gut angenommen werden. Ich fahre selber solche Verstärkerzüge, und wenn nur ein Drittel der Fahrgäste mit dem Auto fahren würde, wäre das ein ziemliches Verkehrschaos. 

Also man sollte diese mittleren und kleineren Veranstaltungsstätten nicht unterschätzen, und auch wenn es sich nur um ein paar Hundert Eintrittskarten handelt, könnte dies zu mehr Stellplätzen in den innerstädtischen Bezirken führen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Um damit auch eine Änderung des Modal-Split zu Gunsten des öffentlichen Verkehrs herzustellen, stelle ich folgenden Beschlussantrag:

„Der Herr Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, an die Wiener Linien GmbH & Co KG heranzutreten mit dem Auftrag, die Wiener Linien mögen mit BetreiberInnen von Veranstaltungsstätten vor allem in den dichtbebauten zentralen Teilen der Stadt Verträge über die Einführung von Kombitickets verhandeln. Über die angesprochenen VerhandlungspartnerInnen und die Ergebnisse der Verhandlungen soll dem Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke berichtet werden. 

Weiters sollen Kombitickets als Bestandteil der Leistungen der Wiener Linien im nächsten Personennahverkehrs- und Finanzierungsvertrag, kurz ÖPNV-Vertrag, zwischen der Stadt Wien und der Wiener Linien GmbH & Co KG im Bereich Verkehrsdienstleistungen berücksichtigt werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.“ – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Erlauben Sie, dass ich kurz zum Geschäftsstück selbst etwas sage, weil immerhin hier ein Investitionsvolumen von 122 Millionen EUR realisiert wird, was in den nächsten Jahren wichtiges Geld für den Ausbau von Verkehrsinfrastruktur in dieser Stadt im Bereich des Wiener Hafens darstellt und damit den Hafen endgültig als hochmoderne, topmoderne Logistikdrehscheibe mit großem Aufkommen innerhalb Europas fixiert. 400 000 Containereinheiten werden dort als Umschlagsmenge genannt, es ist aber auch die wichtige Knotenfunktion in Zentraleuropa zu erwähnen. 

Ich möchte aber auch auf etwas Zweites bei diesem Akt hinwiesen, nämlich dass es nicht nur eine wichtige und überfällige Investition ist, sondern dass hier die Stadt Wien 95,8 Millionen EUR für die ÖBB für die Jahre 2006 bis 2012 vorfinanziert, weil sonst eben dieses Projekt nicht finanziert worden wäre. Ich finde es richtig und gut, dass man diesen Vertrag abgeschlossen und die Vorfinanzierung möglich gemacht hat. Ich möchte aber schon auch meinem Ärger insofern Luft machen, dass ich finde, dass es primär Aufgabe des Infrastrukturministeriums und des Finanzministeriums ist, auch primär die notwendigen Finanzmittel zur Verfügung zu stellen und nicht, dass eine Stadt, eine Gebietskörperschaft, hier einspringt und vorfinanziert und dann erst die ÖBB zahlen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie haben sicher auch ein Eigeninteresse!) Wir haben ein Interesse, aber ich meine, der Bund ist auch für Wien zuständig. Mir geht die Politik generell irrsinnig auf die Nerven, dass eigentlich diese Finanzierung und die Verantwortung der Bundesregierung für die Bundeshauptstadt und die Menschen in dieser Ostregion permanent nicht wahrgenommen werden. Das ist skandalös, und das wird Ihnen ja auch letztendlich die Antwort bescheren. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist eben Föderalismus! Wenn Sie keine Verantwortung tragen wollen, dann sagen Sie es!) 

Ich nenne auch ein paar andere Beispiele; zum Beispiel den Bahnhof Hütteldorf. Da ist alles fertig geplant, nur kriegen die ÖBB nicht die notwendige Finanzierung bereitgestellt, sodass wiederum mindestens ein Jahr zu warten ist. Das aber nur als Randbemerkung. Sonst, glaube ich, ist es eine gute Sache, und daher ist dieser Sache auch zuzustimmen. 

Zu den Kombitickets nur eine Anmerkung: Es gibt in Wien zum Glück seit Jahren ein ausgeklügeltes System bei Veranstaltungen für diese Kombitickets. Daher war es ja auch möglich, diesen guten Modal-Split, den wir in der Stadt haben, zu erreichen.

In diesem Sinn bitte ich um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Ich kann Sie daher gleich fragen: Wer dem Antrag des Berichterstatters zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig. Nein! Stimmt die FPÖ zu? Ja? Ach da schau her! Gut, es sind sich alle einig. Dann ist das einstimmig. – Okay. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt mir jetzt eine Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen bezüglich Kombitickets vor. Es ist die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss verlangt worden. 

Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der FPÖ. 

Wir kommen nun zur Post 43 der Tagesordnung. Sie betrifft den Verkauf einer Liegenschaft im 19. Bezirk. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Kollegin Schubert, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wir haben auch im Ausschuss schon etwas über den Verkauf des Grundstückes der MA 69 an die Firma Semsem diskutiert, trotzdem möchte ich jetzt noch ein bisschen etwas im Detail sagen dazu. 

Dieser Verkauf wurde öffentlich ausgeschrieben, und so weit ist das okay, obwohl wir heute schon gehört haben, dass es mit den Ausschreibungen der Stadt Wien auch so eine Sache ist. Beim Schnee kriegt es der Billigstbieter und macht nicht immer das, was eigentlich vorgesehen ist, beim Prater kriegt es jener, der die wenigsten Kriterien erfüllt. Und hier hat es offensichtlich – trotz dieser Ausschreibung – ein Wunschkandidat bekommen. Anders kann man sich die Vorgehensweise bei diesem Tagesordnungspunkt überhaupt nicht erklären.

Ich gehe gar nicht auf die doch sehr unübliche Art der Schätzung ein, aber es gab nach der Besichtigung, die ausgeschrieben war für all jene, die nach der öffentlichen Ausschreibung ein Angebot abgegeben haben, eine mündliche Verhandlung. Und hier wird es dann schon ein bisschen skurril, denn zuerst einmal haben zwei Firmen verhandelt, und zwar die Finanz4you gegen Faustmann & Kharazie, und zwar genau zwölfmal. Als man aber dann doch der Meinung war, dass es die Firma Semsem sein soll, die das Ganze bekommen soll und nicht eine andere Firma – obwohl, das möchte ich hier auch einmal betonen, die Firma hat "so viel" Interesse gezeigt, als sie ihr Angebot abgab, dass sie nur den geschätzten Mindestpreis angeboten hat, also von großzügigem Interesse, dass man das Grundstück unbedingt haben will, war da keine Rede –, wurde die Firma Semsem gemeinsam mit der Firma GEWOG eingeladen, und die haben jetzt neunmal gegeneinander verhandelt, um dann endlich zu einem Preis zu kommen, von dem man sagen kann, okay, damit sind alle irgendwo glücklich, denn schließlich muss die Firma Semsem den Zuschlag kriegen. 

Aber auch das war noch nicht genug, denn man hat jetzt nicht, wie es vielleicht sonst üblich ist, die ganze Abwicklung einem Notar zur Treuhandverwaltung übergeben, sondern die MA 69 hat dieser Firma, aus welchen Gründen immer, eine Bankgarantie vorgeschrieben, und diese Bankgarantie kam nicht. Das hat dann so ausgeschaut, dass man bereits am 18. Jänner mit rechtlichen Schritten gedroht hat, wenn nicht bis spätestens 27. Jänner die geforderte Bankgarantie eintrifft, aber immer noch nicht damit, dass man dann aus diesem Vertrag aussteigt und sich von diesem Vertragspartner wieder löst, obwohl auch andere Firmen massiv interessiert waren. Es kam aber keine Bankgarantie.

Am 2.2. gab es dann einen Aktenvermerk der MA 69, dass die Bankgarantie wahrscheinlich in Ordnung geht – wahrscheinlich! –, am 3.2. schreibt dann schon der Anwalt dieser Firma, die Bankgarantie ist gesichert. Am 9.2. schreibt wieder die MA 69, dass bis jetzt noch immer nichts eingetroffen ist. Dann kommt wieder ein Aktenvermerk, die Bankgarantie wird in den nächsten Tagen da sein. Ganz zum Schluss kam endlich am 16.2. die besagte Bankgarantie. Die Firma hat den Zuschlag erhalten, und wir sollen jetzt dieses Aktenstück beschließen. 

Also ich meine, wenn jemand so wenig Interesse an einem Grundstück hat, dann soll man nicht unbedingt so jemandem auch noch den Zuschlag erteilen. Für uns stellen sich in diesem Zusammenhang einfach zu viele offene Fragen, auf die es keine Antworten gibt, und daher werden wir das Geschäftsstück ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Über die Art der Abwicklung dieses Geschäftsstückes sage ich jetzt nicht mehr, weil es von der Frau Frank bereits sehr ausführlich dargestellt wurde, aber ich glaube, dass man zumindest das Wort "dubios" verwenden dürfte in dem Zusammenhang.

Bei der Ablehnung der GRÜNEN hinsichtlich des Verkaufs dieses Gemeindebaus geht es eher darum, dass wir prinzipiell einmal sehr, sehr skeptisch sind, wenn Gemeindewohnungen überhaupt verkauft werden. Wir haben in Deutschland gerade momentan ein sehr, sehr großes Verkaufen von öffentlichem Eigentum. Die Stadt Dresden hat im März alle Gemeindewohnungen auf einen Schlag an einen einzigen Investor verkauft und ist damit schuldenfrei geworden. Ob das langfristig eine gute Idee war, glaube ich eher nicht, aber das werden wir dann langfristig beurteilen müssen.

In Wien sind wir nicht so weit, dass wir massig viel verkaufen, sondern der Herr Stadtrat hält sich nach eigenen Worten an eine Empfehlung des Rechnungshofes, man möge doch atypische, untypische Gemeindebauten abstoßen. Im Wesentlichen meint man damit immer Häuser, die geerbt wurden, Häuser, die der Gemeinde zugefallen sind, die man irgendwann gekauft hat, und eben nicht Bauten, die die Gemeinde Wien selbst errichtet hat. 

Dieses Haus, von dem wir heute sprechen, ist aber von der Gemeinde Wien 1962 errichtet worden. Es prangt auch jetzt noch immer schön in roten Lettern oben, was wir von allen Gemeindebauten kennen, nämlich "Errichtet in den Jahren" – in dem Fall 1962 – "von der Gemeinde Wien". Das ist schon sehr viel näher einem klassischen Gemeindebau. Die Gemeinde hat ihn errichtet mit genau den Mitteln, die sie dafür zur Verfügung hat, und es waren zwölf Wohnungen, die schon längst nicht mehr als Wohnungen vermietet wurden – da könnte man auch fragen, warum –, die längst als Büros vermietet wurden – es spielt keine Rolle, dass das die Internationale Atombehörde war – und die jetzt auch schon wieder länger leer gestanden sind. Die Frage ist eher: Braucht die Gemeinde Gemeindewohnungen im 19. Bezirk? Denn um den geht es da. 

Wenn ich mir die Wartefristen anschaue – das weiß der Herr Stadtrat so gut wie ich und viele andere im Haus –, so dauert es im 19. Bezirk ein bisserl länger, die Wartefristen sind noch länger als in anderen Bezirken. Gerade dort wären das jetzt zwölf Wohnungen. In welchem Zustand sind die zwölf Wohnungen? Das muss auch nicht ich selber beurteilen, sondern ich muss mir nur den Akt hernehmen. Mit 30 000 EUR, behauptet die zuständige Abteilung, wäre dieses Haus so zu sanieren – das sind natürlich nur Kleinigkeiten –, dass diese zwölf Wohnungen wieder als solche verwendet werden könnten. 30 000 EUR für zwölf Gemeindewohnungen im 19. Bezirk, die man dann vermieten könnte, in einem Bezirk, in dem die Wartezeit für Dreizimmerwohnungen und größere bei annähernd vier Jahren liegt. 

Auf die zwölf Wohnungen verzichtet man, bietet sie zum Verkauf an, und jetzt sind sie, wie es vorher erläutert wurde, weg. Jetzt sind sie bei einer Firma, die bis jetzt noch nicht gerade wahnsinnig aktiv war am Immobilienmarkt, die wie auch immer von diesem Verkauf erfahren hat und sehr spät in das Bieterverfahren eingestiegen ist.

Wir sind nicht nur wegen der Art und Weise, wie dieser Verkauf abgewickelt wurde, gegen den Verkauf und gegen dieses Aktenstück, sondern wir glauben auch, dass die Gemeinde gut daran täte, die Gemeindewohnungen, die sie selbst gebaut hat – von denen reden wir da –, auch dem Zweck zuzuführen, für den sie gebaut wurden, nämlich Mietern und Mieterinnen in dieser Stadt zur Verfügung zu stehen. Es ist schade, dass man meint, da ein schnelles Geschäft machen zu müssen. Es ist sehr schade, dass diese Wohnungen längst nicht mehr als Wohnungen benützt wurden, und ich kann überhaupt keinen Sinn darin sehen, dass das verkauft wird. Das wären Gemeindewohnungen, die man mit 30 000 EUR zur Verfügung stellen könnte. 

Den Bedarf gibt es in der Stadt, die Wartelisten sind lang genug, und der Bedarf an Gemeindewohnungen wird nicht geringer werden. Wir haben eine neue Entscheidung, die jetzt endlich umgesetzt wurde, nämlich die EU-Richtlinie. Wir werden eher mehr als weniger Gemeindewohnungen benötigen. Mir wäre daher auch sehr geholfen, wenn ich hier einen Plan hätte, wo neue Gemeindewohnungen entstehen, statt dass es weniger werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Maurer.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Hoher Gemeinderat! 

Ich weiß, ich kann von dieser Stelle her niemanden überzeugen, doch noch dem Akt zuzustimmen. Das will ich gar nicht, aber ich will nicht, dass einiges in der Luft hängen bleibt, was hier gesagt wurde.

Zum Herrn Ellensohn: Also wenn es atypische Gemeindebauten gibt, dann ist das bei diesem Bau sicher der Fall gewesen. Es wurde von ihm selber gesagt, dass hier bereits eine Leerstehung vorgelegen ist und dass die Wohnungen vorher als Büros genutzt worden sind. Also hier kann man sicher nicht von einem typischen Gemeindebau sprechen. Würden typische Gemeindewohnungen tatsächlich verkauft werden, dann wäre ich der erste Mitstreiter, dagegen würden wir uns alle hier in der sozialdemokratischen Fraktion querlegen. Das kommt für uns natürlich nicht in Frage. Aber in solchen Sonderfällen ist es, glaube ich, durchaus sinnvoll, wenn man diesen Weg, so wie er jetzt gewählt wurde, beschreitet. 

Zur GRin Frank möchte ich doch jetzt einmal darauf hinweisen, wie der Vorgang beim Verkauf von gemeindeeigenen Grundstücken ist, und dann soll mir jemand sagen, was daran falsch ist. Es gibt das so genannte Bieterverfahren durch die MA 69. Es gibt dann eine öffentliche Interessentensuche über das Internet, über Anzeigen in den Tageszeitungen, wo einmal Angebote angefordert werden. Gelangen jetzt zwei oder mehr Angebote ein, dann werden die Interessenten zu einer Bestbieterverhandlung eingeladen. Also was daran schlecht sein soll, weiß ich auch nicht. Da ist bereits ein Kaufvertrag vorbereitet. 

Dann gibt es Bieterverhandlungen – ich kann auch daran nichts Schlechtes sehen –, und diese richten sich entweder nach dem Richtwert der Stadt Wien oder es werden, wenn es bereits höhere Angebote gibt, die Angebote vom jeweils höchsten Wert herangezogen. Sodann wird der Bestbieter herangezogen – wie auch in diesem Fall geschehen –, und dann haben wir hier den letzten Akt. Die Bindung der Stadt Wien tritt mit dem heutigen Tag ein, wenn die Genehmigung durch das zuständige Organ, den Gemeinderat, erteilt wird. – Also was daran falsch sein soll, weiß ich nicht genau. In diesem Sinne ist auch hier gehandelt worden.

Wenn man eine Bankgarantie einfordert und diese nicht erbracht werden kann oder sehr spät erbracht werden kann, dann liegt das ja im Bereich des Interessenten, der dieses Grundstück kaufen will, der aber trotzdem der Bestbieter gewesen ist. Es ist ja von diesem Bestbieterprinzip nicht abgegangen worden. 

Also nur um die Dinge nicht in der Luft stehen zu lassen: Ich meine, dass hier durchaus ganz nach dem normalen Schema vorgegangen wurde und dass hier nichts Außergewöhnliches gewesen ist, außer dass halt der Interessent eine Zeit lang seine Garantien nicht beibringen konnte. Daher sage ich, dieses Aktenstück ist nicht nur vollkommen in Ordnung, sondern ich empfehle es auch zur sofortigen Annahme. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Die erforderliche Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten ist im Saal.

Ich bitte daher um ein Zeichen mit der Hand, wenn Sie dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen. – Das ist mehrstimmig, ohne Grüne. (GRin Henriette FRANK: Und ohne Freiheitliche.) Freiheitliche auch nicht. Entschuldigung! Ohne GRÜNE und ohne Freiheitliche.

Die nächste Postnummer ist die Postnummer 32. Sie betrifft das Plandokument 7653 im 13. Bezirk. 

Der Berichterstatter, Herr GR Deutsch, wird die Verhandlung einleiten. – Bitte.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Genehmigung des vorliegenden Antrags.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Frei nach Friedrich Torbergs Tante Jolesch heißt es, Gott soll uns beschützen vor allem, was noch ein Glück ist. Aber im Fall des Plandokuments 7653, das einen Großteil der Änderungen durch die neue Widmung des Jugendwohnhauses und der Volksgarage Wien 13, Hietzinger Kai 143 erfährt und uns heute zum Beschluss vorliegt, muss man von einem großen Glück sprechen. Genauso wie bei der Volksgarage im 13. Bezirk, Auhofstraße 8, wo es für Anrainer 175 Volksgaragenplätze gibt, die sich leicht durch den Neubau von 44 Wohnungen realisieren ließen, gilt das auch für die gegenständliche Volksgarage mit 125 Stellplätzen in Ober St Veit. Hier hat Hietzings Bezirksvorsteher Dipl Ing Heinz Gerstbach durch die Möglichkeit, auf beiden Bauflächen sozusagen eine Garage zu errichten, nämlich eine Volksgarage miterrichten zu lassen, den Hietzingerinnen und Hietzingern viele Diskussionen und Konflikte über Volksgaragen erspart. 

Durch die Auslobung eines einstufigen geladenen städtebaulichen Wettbewerbs im Herbst 2004 unter dem Vorsitzenden Architekt Martin Kohlbauer war es möglich, den jetzt dort gewidmeten Parkplatz des Jugendwohnhauses des Kuratoriums Wiener Jugendwohnhäuser für die Erweiterungsflächen des Wohnheims heranzuziehen und gleichzeitig eine Volksgarage in Kombination mit den Pflichtstellplätzen, die direkt am Hietzinger Kai bei der U-Bahn-Station Ober St Veit liegt, zu widmen. 

Dem Wettbewerb liegen auch die verkehrlichen Rahmenbedingungen des Ziviltechnikerbüros Rosinak & Partner zugrunde, die die Empfehlung gaben, dass die Ein- und Ausfahrt der Garage über den Hietzinger Kai erfolgen soll. Es muss daher weder ein Platz mit einem Brunnen aufgerissen werden, wodurch Anrainer und Geschäftsleute eine lange Bauzeit mit vielen Belastungen akzeptieren müssten, noch wird ein bestehender Park, der der Naherholung dient, aufgegraben. 

Diese Flächenwidmung gilt für mich als Musterbeispiel dafür, wie Bedürfnisse aller Beteiligten sich optimal ergänzen können. Die ÖVP unterstützt daher diese Flächenwidmung des Plandokuments 7653. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Eigentlich wollte ich mich zu diesem Punkt nicht melden, weil klar ist, was Sache ist. Der Kollege Dworak hat aber gemeint, er muss sozusagen unbedingt dazu reden. Jetzt glaube ich, dass dieser Standort für eine Garage oder für ein Projekt ein guter Standort ist, und es ist völlig okay für uns; das einzige, was ich mir noch immer nicht vorstellen kann: Warum muss es eine Volksgarage mit einer Volksgaragenförderung sein, wenn der Standort gut ist, wenn das ein ganz normaler Standort im 13. Bezirk ist? 

Ich würde einmal sagen, es ist eine Mezie für manche Errichter, denn a) glaube ich nicht, dass, wenn die Wiener und Wienerinnen, die dort wohnen, in die Volksgarage hineinfahren, oben auf der Straße freigemacht wird, denn ich bin mir ganz sicher, dass der Herr Gerstbach dort nicht eins zu eins oder eins zu drei an der Oberfläche wegnehmen wird lassen; b) glaube ich auch, dass die Plätze, die da an der Oberfläche frei werden, von Pendlern und Pendlerinnen eingenommen werden. 

Also ich glaube, es ist ein guter Standort, ein richtiges Projekt. Aber keine Volksgaragenförderung! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Mayer.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen.

Eigentlich ein Thema, bei dem alle über den Standort die gleiche Meinung vertreten, also es passt eine Garage hin. Differenzen gibt es nur bei der Frage: Muss es eine Volksgarage sein?

Da denke ich, für uns kann ich sagen: Natürlich muss es eine Volksgarage sein, denn die Anrainerinnen und Anrainer dort haben wirklich Probleme, einen Parkplatz zu finden auf Grund der alten Struktur der Wohnhäuser und der nicht vorhandenen Möglichkeit, andere Parkgelegenheiten anzunehmen. Wobei ich natürlich sage, ich verstehe auch die Argumentation des Kollegen Maresch. Es werden nämlich immer mehr Einpendler die dort freigewordenen Parkplätze okkupieren, und es ist eigentlich nur eine Notlösung für die dort Wohnenden. Die Lösung als solche für Hietzing liegt aber auf der Hand. Die haben wir ja schon oft andiskutiert und versucht, mit dem Herrn Bezirksvorsteher unter Dach und Fach zu bringen. Es ist uns nur nicht gelungen, denn alles, was von Seiten der Sozialdemokratie gekommen ist, war einmal auf jeden Fall zu überdenken und zu schubladisieren. Da haben wir einige Beispiele in Hietzing. 

Unsere Lösung wäre zum Beispiel eine vernünftige Park and Ride-Anlage an der Grenze vor Wien gewesen. Aber ein niederösterreichischer Landeshauptmann hat wenig Interesse gezeigt, diese zu realisieren. Da hätte man in den Zug einsteigen und zum Westbahnhof fahren können – und das Ganze sehr kommod, ohne in den Stau hineinzukommen. 

Eine Lösung wäre gewesen, unter anderem auch Parkplatzprobleme in Hietzing zu bereinigen, indem man eine vernünftige Garage in Alt-Hietzing gemacht hätte. Es gibt drei Vorschläge, die drei einzigen Möglichkeiten wurden vorgeschlagen ab dem Jahre 1986 von der Sozialdemokratie, die waren alle schlecht. Jetzt gibt es einen hervorragenden, nämlich den schlechtesten von den dreien der Sozialdemokraten. Also wir haben auch nicht gleich gute gehabt, aber der schlechteste ist der für die Maxingstraße. Wir sind damit einverstanden, weil besser als gar nichts, aber ich glaube, diese Politik, also das, was von der einen Seite kommt, kann nicht gut sein, und dann machen wir halt irgendwo ein bisserl was, ist nicht die richtige.

Die Garage in der Auhofstraße – nur weil sie angesprochen wurde –, die Garage in der hochlöblichen Auhofstraße, die kommt, das ist eine gute Sache. Nur, warum ist das gerade gut? Sie war ja nicht immer gut. Sie ist ja früher mit Unterschriftsaktionen nahezu abgewürgt worden. Jetzt ist sie auf einmal gut? Aber es ist wirklich eine gute Garage, und wir stehen dazu. Nur, ich glaube, das politische Hickhack sollten wir uns ersparen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher zur Abstimmung. Wer von Ihnen diesem Geschäftsstück die Zustimmung erteilen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN.

Wir kommen nun zur Postnummer 9 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "w@lz. Wiener Lernzentrum". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rudas, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Die Österreichische Volkspartei wird dem Subventionsakt für das Lernzentrum w@lz. die Zustimmung erteilen. Wir möchten das zum Anlass nehmen, abermals, nachdem wir uns ja schon in der Fragestunde mit dem Zustand unserer Schulen, und Lernzentrum hat ja mit Schule, mit Bildung zu tun, beschäftigt haben, auf den baulichen Zustand unserer Pflichtschulen in Wien hinzuweisen. 

Ich komme auf das zurück, wie der Herr Bürgermeister heute hier den Bezirken den Schwarzen Peter, in dem Sinn also den Roten Peter, zugeschoben hat. Man könnte ja fast meinen, als ob die Rathaus-SPÖ mit ihren eigenen Bezirksvorstehern nichts zu tun hat, und insofern glaube ich, dass dieses Hin und Her an Verantwortlichkeiten nicht zu Lasten unserer Schüler und zu Lasten der Bildung in Wien gehen darf. 

Ich glaube, es ist auch so, dass man schon noch unterscheiden muss einerseits zwischen der Zuständigkeit der Bezirke für die laufende Instandhaltung und andererseits für die Zuständigkeit der Gemeinde, der Stadt, für die Generalsanierungen. Zwischen kleineren baulichen Verbesserungen und einer Generalsanierung, die ja in vielen Fällen notwendig ist, muss man doch unterscheiden. 

Es ist irgendwie bedauerlich gewesen, dass zwar der Herr Bürgermeister den Zustand der Schule in der Kleistgasse als skandalös und bedauernswert bezeichnet hat, dass man sich aber gleichzeitig weigert, ein Generalsanierungs- und ein Schulentwicklungskonzept für die nächsten Jahre beschließen zu lassen.

In diesem Sinne bringen wir – leider Gottes ist es eine Wiederholung, aber es geschieht leider viel zu wenig in dieser Stadt – einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, dass wir die Bezirksmittel entsprechend aufstocken für die Instandhaltung aus dem laufenden Budget. In formeller Hinsicht beantrage ich diesbezüglich namens meiner Kollegin Anger-Koch und meiner Wenigkeit die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ebenso bringen wir einen Antrag ein über die sofortige Generalsanierung der Pflichtschulen Kleistgasse und Kölblgasse. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiters auf Erstellung eines Generalsanierungs- und Schulentwicklungsplanes für das Wiener Pflichtschulwesen. Auch hier verlangen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und sollte das alles einmal umgesetzt werden – die Lehrerressourcen, die der Bund bezahlt, hat ja die Gemeinde Wien ohnehin schon –, dann soll es so sein, dass nicht so viele Schüler in einem Klassenraum zusammengepfercht werden. Und deswegen abermals der Antrag, dass man die Klassenschülerhöchstzahlen entsprechend dem Schlüssel, der im Finanzausgleichsgesetz vereinbart worden ist, auf maximal 22 Schüler begrenzt. Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich bitte um ein bisschen Geduld, weil ich muss das jetzt alles aufschreiben. – So.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. 

Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin!

Ich mache es ganz kurz. Das Lernzentrum w@lz. befindet sich nun seit noch nicht allzu langer Zeit im 14. Bezirk, und daher nehme ich mich dieser Sache auch ganz besonders an. 

Ich glaube, ich brauche diesen Schulversuch hier nicht näher darzulegen. Wie bei vielen anderen Schulversuchen ist es notwendig, von Zeit zu Zeit zu überprüfen: Wie steht der Schulversuch im Verhältnis zum Regelschulwerk, in welcher Form können Erfahrungen daraus genutzt werden für das Regelschulwerk und in welcher Form könnten vielleicht Erfahrungen aus dem Regelschulwerk für den Schulversuch verwendet werden?

Wir stellen daher hier den Antrag – so wie wir das vielleicht auch bei anderen Bereichen verstärkt machen könnten und auch bei der Sir-Karl-Popper-Schule versuchen könnten, nämlich mehr in das Regelschulwerk zu übernehmen – auf Durchführung einer wissenschaftlichen Evaluation, um Sorge tragen zu können, dass jene pädagogisch relevanten Erkenntnisse und Inhalte, die im Rahmen dieses Schulversuchs angewandt werden, auch in das Wiener Schulwesen einfließen können. Ob und in welcher Form sich hier Vor- oder Nachteile erkennen lassen, das soll diese Evaluation bei diesen Schulversuchen aufzeigen.

In diesem Sinne bitte ich um Ihre Zustimmung zur Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für die Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Der Zuweisung können wir zustimmen. Das ist das einzige, was diesen Akt betrifft. Auf alle anderen politischen Fragen, die der Kollege Aigner gestellt hat, wurde ja schon den ganzen Vormittag eingegangen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Wer der Postnummer 9 der Tagesordnung die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig.

Und jetzt haben wir einige Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste von der ÖVP über zusätzliche Bezirksmittel. Da wurde die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer stimmt diesem Antrag zu? – ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der zweite Antrag betrifft die Generalsanierung der Pflichtschulen in der Kleistgasse und in der Kölblgasse. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer stimmt dem zu? – ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der Antrag Nummer 5 betrifft den Generalsanierungsplan, von der ÖVP verlangt. 

Wer kann dem zustimmen? – ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Zum Antrag bezüglich Klassenschülerhöchstzahlen wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer stimmt zu? – ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der letzte Antrag betrifft die wissenschaftliche Evaluation des Schulversuchs Lernzentrum w@lz. Hier wir die Zuweisung verlangt. 

Wer kann der Zuweisung zustimmen? – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen zur Post 11 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Austrian Players League". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rudas, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Wir kommen zur Debatte. Gemeldet ist Frau GRin Anger-Koch. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte Sie noch einmal aufmerksam machen auf die Subvention dieser "Austrian Players League", wo es ja in erster Linie um die LAN-Partys geht. Ich möchte Ihnen auch in Erinnerung rufen, was diese LAN-Partys eigentlich sind. Es geht hier um eine Vielzahl junger Menschen, die vor Computern sitzen und quasi per Internet mit Netzwerken verbunden sind. 

Die momentan gängigsten Spiele sind an und für sich Kriegsspiele, strategische Kriegsspiele, aber ich glaube nicht, dass sie einen pädagogischen Wert haben. Zum Beispiel WarCraft, Battlefield, Age of Empires und Command & Conquer sind momentan die gängigsten Spiele. Sie sind wirklich sehr, sehr gängig unter den jungen Leuten, wobei ich glaube, dass da kein pädagogischer Wert dahinter liegt. Die Festivitäten dauern ja nicht nur Stunden, sondern die jungen Leute sitzen tagelang in Räumen, verbringen hier viele Stunden, um sich eigentlich gegenseitig zu bekämpfen.

Ich glaube, dass wir die jungen Leute hier nicht unterstützen sollten. Und das Ganze wird noch E-Sport genannt, wo die jungen Leute unter Bewegungsmangel leiden und wir eigentlich schauen sollten, dass die jungen Leute Bewegung machen und miteinander kommunizieren.

Wir stimmen daher dagegen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. Bitte.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

In diesem Akt geht es um einen Verein, der seine Aufgabe darin sieht, Jugendlichen, vor allem solchen, die aus sozial schlechter gestellten Familien stammen, den Umgang mit neuen Medien näher zu bringen, von Workshops bis zu Kursen und so weiter und natürlich auch LAN-Partys. Die Nutzung von Computern gehört spätestens bei meiner Generation zum Alltag, sowohl im Arbeiten als auch in der Wissensvermittlung und in der Freizeitgestaltung, und LAN-Partys sind halt auch ein Teil davon. Auch wenn sich manche wünschen würden, dass Jugendliche sich mit Reproduktionen von hehren Musicals beschäftigen, gehen sie halt auch auf LAN-Partys. 

Vor diesem Jugendkulturtrend einfach die Augen zuzumachen und zu glauben, mit erhobenem Zeigefinger Verbote aussprechen zu können, wird nicht wirken. Gewalt in Computerspielen, Gewalt im Fernsehen ist etwas, dem man gegensteuern muss. (GR Dr Wolfgang Aigner: Sie machen aber nichts!) Das wird man allerdings mit Moralpredigten und Jugendkulturtrendverleugnungen nicht schaffen. Man wird es aber schaffen, Jugendliche zusammenzuführen, ihre Jugendkultur anzuerkennen, ihnen Raum zu geben, um daran teilzuhaben und auch das Positive an diesen "schrecklichen" LAN-Partys zu erkennen. Das ist, dass Jugendliche gemeinsam Strategien erfinden, gemeinsam spielen, sich treffen und nicht zu Hause einsperren und allein mit dem Computer spielen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen wir die Jugendlichen ihre eigene Jugend leben und schreiben wir ihnen nicht vor, wie sie ihre Jugendkultur auszuleben haben. Ich bitte Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die dem Antrag zustimmen können, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Mehrstimmigkeit fest, ohne ÖVP.

Zur Postnummer 12 liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. Wer der Postnummer 12 zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ.

Postnummer 13 betrifft eine Subvention an den Verein der Freunde der Musiklehranstalten Wien.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Der Zustand der Musikschulen in Wien ist genauso bedauernswert wie der Zustand der Pflichtschulen, und das ist gerade im Mozartjahr besonders bedauerlich und beklagenswert. Wir haben heute lange debattiert über eine gigantische Verlustabdeckung im Bereich der Vereinigten Bühnen Wiens, wo es um Zigmillionen Euro geht, teilweise auch Verlustabdeckung in Bereichen, die anderswo in der Welt gewinnbringend geführt werden. In Wien produzieren Sie ein Defizit. 

Sie haben auf der anderen Seite nicht genug Geld, um genug Musikschulplätze in Wien auf die Beine zu stellen und zu finanzieren. Es ist schon eine Schande, wenn es in ganz Vorarlberg mehr Musikschulplätze für Kinder gibt als in Wien. 

Und wichtig ist für die musikalische Ausbildung ein ordentlicher Musikunterricht im Regelschulwesen und eine ausreichende Anzahl von Plätzen in Musikschulen, und daran mangelt es in Wien in eklatanter Weise. Und ich glaube, es wäre viel wichtiger, hier mehr Geld zur Verfügung zu stellen, als LAN-Partys zu subventionieren, weil, Frau Kollegin Rudas, das muss ich Ihnen schon sagen: Es geht nicht darum, dass man LAN-Partys verbietet, sondern darum, ob man sich die Frage stellen soll, dass das öffentlich subventioniert und finanziert 

wird. Ich kenne genügend Jugendliche, die ohne Subvention seitens der Stadt Wien an LAN-Partys teilnehmen. 

Daher stellen meine Kollegin Anger-Koch, der Herr Kollege Mag Gerstl und meine Wenigkeit einen Beschlussantrag, dass eben die Zahl der Musikschulplätze in Wien entsprechend aufgestockt wird, und wir beantragen in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung.

(Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Dann kommen wir gleich zur Abstimmung. Wer der Postnummer 13 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN, ohne FPÖ, mehrstimmig angenommen.

Es liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag vor. Er betrifft den Ausbau des Netzes an Musikschulstandorten. Es wird die sofortige Abstimmung gewünscht. Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dafür stimmen ÖVP und FPÖ, das ist die Minderheit.

Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt.

(Schluss um 14.18 Uhr.)
